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Prasident Weber eroffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, ich
eroffne die sechste Sitzung der Burgerschaft (Land-
tag).

Ich begruBie die hier anwesenden Damen und
Herren sowie die Zuhorer und die Vertreter der Presse.
Auf der Besuchertribtine begrifie ich recht herzlich
eine Gruppe Soldaten aus Minden, Westfalen, und
eine Klasse der Freien Evangelischen Bekenntnisschu-
le Bremen.

Seien Sie gemeinsam herzlich willkommen!
(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Bremen auf dem Weg zum Gender Budgeting

Antrag der Fraktionen der SPD und Bundnis 90/
Die Grunen
vom 11. September 2007
(Drucksache 17/47)

Dazu

Anderungsantrag der Fraktion Die Linke
vom 19. September 2007
(Drucksache 17/65)

Dazu als Vertreter des Senats Frau Birgermeiste-
rin Linnert.

Die gemeinsame Beratung ist eréffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Arnold-Cramer.

Abg. Frau Arnold-Cramer (SPD): Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie haben sich
sicherlich gefragt, warum die Regierungsfraktionen
gerade jetztin der komplizierten Zeit der Haushalts-
aufstellung auf die Idee kommen, einen Antrag ein-
zubringen, der, so die landlaufige Meinung, nur zu-
satzliche Zahlenkolonnen und viel zusatzliche Arbeit
bedeutet. Gender Budgeting ist aber, davon sind wir
uberzeugt, ein wirksames Finanzanalyse- und Finanz-
steuerungsinstrument mit dem Ziel, die 6ffentlichen
Mittel geschlechtergerecht zu vergeben.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)

Ich mochte Thnen an einem Beispiel darlegen,
warum dies so notwendig ist! Es gibt keinen ge-
schlechterneutralen Haushalt und somit auch bisher
keine Projekte in Bremen, die geschlechterneutral
geplant wurden. Das negative Vorzeigebeispiel ist ein
Projekt, das immer mit sehr viel Lob einhergeht, das

Projekt Sportgarten. Wir haben einen Sportgarten,
der sehr stark frequentiert wird, leider fast nur von
Jungen, die dort Aktivitdten betreiben.

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen]: Das ist so nicht ganz richtig!)

Madchen kommen auch dorthin, aber sie sitzen am
Rand und schauen den Jungen zu.

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grinen]: Ich bin dort 6fter schon gewesen!)

Jetzt haben sie ein paar Pferde angeschafft, um auch
Madchen etwas Gelegenheit zu geben, sich dort zu
betatigen, aber dieses Projektist von Anfang an falsch
geplant worden. Mit diesen finanziellen Mitteln —denn
der Sportgarten war nicht billig —ist an den Bedtirf-
nissen aller Kinder und Jugendlichen vorbeigeplant
worden.

Gender Budgeting ermoglicht es uns aber, auch in
Zeiten der angespannten Haushalte unseres Landes
detaillierte Informationen zu erhalten, ob die Ziele,
die bei der Aufstellung der Haushalte vorgegebenen
wurden, erreicht worden sind, oder einfacher, ob die
Gelder auch dort angekommen sind, wofur sie vor-
gesehen waren. Gelder kénnen somit effektiver ver-
wendet, ja sogar eingespart werden,

(Beifall bei der SPD)

Fehler konnen auf Grundlage der gewonnenen In-
formationen schneller korrigiert, wenn nicht gar ver-
hindert werden.

Der Prozess der Implementierung von Gender
Mainstreaming in die bremische Verwaltung ist als
Top-down-Prozess angelegt, das heilit, die Fiihrungs-
und Leitungsebene muss die Einfiihrung und Umset-
zung von Gender Mainstreaming offensiv angehen.
Wir méchten aber, gerade weil wir von der Notwen-
digkeit des Instrumentes Gender Budgeting so uiber-
zeugt sind, moglichst viele Menschen im Lande Bre-
men auf dem Weg der Umsetzung mitnehmen.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)

Eine breite offentliche Werbe- und Informations-
kampagne der Fraktionen und des Gleichstellungs-
ausschusses soll die bremische Bevolkerung informie-
ren und uberzeugen. Die Verwaltung ihrerseits wird
gebeten, sich an dieser Offentlichkeitsarbeit inten-
siv zu beteiligen und auch intern sehr daftr zu wer-
ben, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ganz
uberzeugt in diese Projekte einsteigen.

Jetzt bin ich auch schon bei dem Schritt, wie die
Implementierung erfolgen soll! Das Erste ist, Pilot-
projekte zu initiieren, die nach einer Erprobungsphase



238 Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 17. Wahlperiode — 6. Sitzung am 20. 9. 07

sehr offen und auch kritisch ausgewertet werden miis-
sen, damit eventuelle NachsteuerungsmafBnahmen
fur die weitere Einfihrung erfolgen kénnen. Jetzt
mochte ich hier auch gleich den Antrag der Frakti-
on Die Linke einfiigen, den wir ablehnen, und zwar
vor dem Hintergrund, dass wir sagen, wir haben erst
eine Einfihrungsphase, um dann noch einmal genau
unsere Kriterien zu definieren, wie es weitergehen
soll. Wir teilen die Meinung, dass die Punkte, die Sie
hier gefordert haben, zum Gender Budgeting dazu-
gehoren. Das mochten wir uns aber erst noch einmal
neu ansehen, wenn wir die Pilotphase beendet ha-
ben, um dann wirklich alles mit aufzunehmen, was
weiter an Anforderungen dazugehort.

Nach der Pilotphase sollen schrittweise weitere Be-
reiche erfasst werden, bis Gender Budgeting vollstan-
dig in die gesamte offentliche Verwaltung implemen-
tiert ist. Das ist ein ehrgeiziges Ziel, das geben wir
zu, aus der Pilotphase heraus schon zur uibernachs-
ten Haushaltsaufstellung 2010/2011 eventuell Teil-
bereiche flachendeckend zu realisieren. Der von uns
skizzierte Weg macht aber deutlich, dass es uns im
Umsetzungsprozess um Qualitat und nicht um Quan-
titat geht.

(Beifall bei der SPD, beim Blindnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)

Wir mochten nicht, dass in der Verwaltung, nur um
uns Parlamentarierinnen und Parlamentariern einen
Gefallen zu tun oder einen Auftrag erledigt zu ha-
ben, Projekte in kurzester Zeit durchgesteuert wer-
den. Wir wollen qualitativ iberzeugende Arbeit und
nicht Zahlenwusten und frustrierte Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter. Das Instrument Gender Budgeting
zeigt also nicht nur auf, wie und vor allem an wen
offentliche Mittel vergeben werden. Es scharft auch
unseren Blick auf das Ergebnis und zwingt uns, kri-
tischer die von politischer Seite gemachten Vorga-
ben im Sinne der Geschlechtergerechtigkeit zu tiber-
prufen und zu verandern.

Wir wissen, es wird ein oftmals steiniger Weg
werden, bis wir unser Ziel, einen geschlechtergerech-
ten Haushalt aufzustellen, erreicht haben. Das ist uns
bewusst, und alle Anstrengungen werden sich nach
Uberzeugung der SPD-Fraktion lohnen, und deswe-
gen unterstiitzen wir den Prozess sehr.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bindnis 90/Die Grunen) *): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Es sind inzwi-
schen schon 4 Jahre vergangen, seit wir hier im Hause

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

uber das Thema Gender Budgeting debattiert haben.
Frauenpolitische Sprecherinnen waren sich schon
damals einig, dass wir uns auf den Weg dahin ma-
chen miissen, Gender Budgeting auch hier in Bre-
men zu implementieren. Deshalb ist dieser Antrag
der Koalition ein wichtiger Schritt, nicht nur, um dieses
Thema heute erneut auf die Agenda zu setzen, son-
dern auch endlich konkrete Schritte zu verabreden,
um die Geschlechterperspektive auch in der Haus-
haltsaufstellung zu implementieren.

Dass dies erst tiber Pilotprojekte geschehen soll und
auch geschehen muss, denke ich, zeigt uns die Er-
fahrung in anderen Bundeslandern. Von dort wissen
wir — Berlin und andere Lander machen dies schon
seit Langerem —, dass, wie Frau Arnold-Cramer es
schon beschrieben hat, der Weg sehr steinig ist, und
ich denke, da konnen wir viel von ihnen lernen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Wir wissen alle, es ist kein einfacher Prozess, aber
dahinter steckt auch ein politischer Wille, das zu
machen, und ich denke, diesen politischen Willen
zeigen wir heute mit unserem Antrag.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

Aus diesem Grund haben wir auch unter anderem
vereinbart, einen fachlich-politischen Diskurs zu fih-
ren, um eben eine groBe Akzeptanz fur diesen Pro-
zess zu erreichen. Auch in diesem Hause sind wahr-
scheinlich nicht alle Kolleginnen und Kollegen mit
dieser Materie vertraut, doch ich sage hier ganz deut-
lich: Auch die Zeit der Nachsicht ist hier vorbei, den
Namen sperrig, komisch oder seltsam zu finden und
dies nur als Frauenthema abzutun. Geschlechterde-
mokratie ist ein gesellschaftliches Thema, und dafir
sind wir alle verantwortlich.

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen, bei der
SPD, bei der CDU und bei der Linken)

Auf EU-Ebene haben sich die Mitgliedstaaten zum
Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2015 die Prinzipien des
Gender Budgetings zu verwirklichen, ein ehrgeizi-
ges Ziel! Wir werden daran mitwirken, und deshalb
ist es endlich Zeit, dass wir das heute hier so beschlie-
Ben.

AuBerdem, und das ist fiir mich besonders wich-
tig, ist es ein Signal, dass wir hier endlich diesen Schritt
gehen. Es hat auch damit zu tun, dass es ein politi-
sches Umdenken ist. Es zeigt meiner Ansicht nach
ein politisches Selbstverstandnis, dass wir Partizipation
und Beteiligung fur alle Gruppen einfordern. Das
hatten wir auch gestern bei der Debatte tiber die be-
hinderten Menschen. Auch da war es so, dass wir sa-
gen, wir mussen fur alle Gruppen, Frauen, behinderte



Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 17. Wahlperiode - 6. Sitzung am 20. 9. 07 239

Menschen, Migrantinnen, mitdenken. Diese Sicht-
weise ist, denke ich, ein neuer politischer Stil, den wir
auch verinnerlichen mussen, um nicht nur Forderpro-
gramme aufzulegen, um im Nachhinein immer zu
reparieren, sondern gleichzeitig dahin zu kommen,
dass man das von vornherein bertcksichtigt.

Wir mussen immer bei dem Thema fragen, wie die
unterschiedlichen Bedurfnisse und Interessen von
Frauen und Mannern aussehen und wie die ge-
schlechtsspezifischen Auswirkungen sind. Das muss
Politik analysieren und dann auch als nachsten Schritt
Ausgleichsmechanismen in Gang setzen, um hier
gegenzusteuern. Eine gleichberechtigte Partizipati-
on von Mannern und Frauen auf allen Ebenen an-
zustreben, das ist hier die Zielsetzung.

(Beifall bei der Linken)

Um das beurteilen zu konnen, miissen nicht nur
geschlechtsspezifische Daten analysiert, sondern auch
Indikatoren entwickelt werden, die eine Beurteilung
moglich machen, denn es geht hier auch um Ressour-
cenverteilung. Ich bin sehr zuversichtlich, dass das
Finanzressort diese Aufgabe nicht nur als zusatzli-
che Aufgabe aufnehmen wird, sondern diesen Pro-
zess auch aktiv begleitet, und auch gestalten wird.
So habeich die Signale aus dem Hause jedenfalls ge-
deutet.

Zum Schluss mochte ich noch sagen, Gender Bud-
geting ist nicht die Kirsche auf der Sahne, sondern
es macht Benachteiligungen sichtbar, die auf den
ersten Blick so nicht auffallen, zum Beispiel: Welche
Auswirkungen gibt es, wenn staatliche Dienstleis-
tungsangebote ausgedehnt oder auch verringert wer-
den? Ich nehme hier beispielhaft den Bereich Kin-
derbetreuung oder auch Pflege. Besonders in diesem
Bereich wird es bei Veranderungen immer noch starke
Auswirkungen auf Frauen geben, denn sie sind es,
die zum groBten Teil diese Arbeit leisten. Eine Ver-
ringerung dieses Angebots wird auch da extreme Be-
nachteiligungen sichtbar machen. Wir haben gera-
de die Debatte bei dem Pflegezeitgesetz. Auch das
ist ein wichtiger Punkt, dort diese Aspekte einfliefen
zu lassen. Oder nehmen wir den Bereich Existenz-
grundungen! Auch da ist in unserem Koalitionsver-
trag aufgenommen, dass wir da genau hinsehen und
sagen, wie die Mittel dort fiir Manner und Frauen
verteilt werden. Diese Analyse, denke ich, macht viele
Benachteiligungen sichtbar, und diese Pilotprojekte
sind ein erster Schritt, dort einzusteigen.

Noch einmal ein Satz zu Threm Antrag! Frau Ar-
nold-Cramer hat es schon begriindet, warum wir ihn
jetzt ablehnen werden. Inhaltlich habe ich gesagt, dass
wir Indikatoren entwickeln miissen, die das auch
beinhalten, was Sie in Ihrem Antrag fordern, aber
lassen Sie uns das als zweiten Schritt machen! Wie
gesagt, es ist ein steiniger Weg, dessen sind wir uns
bewusst. Lassen Sie uns heute hier dieses Signal
aussenden, dass wir diesen Weg gemeinsam gehen

wollen, und ich bin zuversichtlich, dass wir dann auch
einen Schritt weiterkommen. — Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (Die Linke)*): Herr Prasident, verehr-
te Damen und Herren! Als haushaltspolitischer Spre-
cher ist es auch mein Job, diesen Bereich zu betreu-
en, und ich finde es hochwichtig. Wir werden selbst-
verstandlich diesen Antrag unterstutzen. Wir haben
die Erganzung beantragt, weil der Antrag im Wesent-
lichen zunachst einen Diskurs er6ffnen und Pilotpro-
jekte auf den Weg bringen will. Ich mo6chte noch
einmal daflir werben, dass man das zu diesem Zeit-
punkt, wenn man den Diskurs eroffnet und Pilotpro-
jekte auf den Weg bringt — genau das, was Sie gera-
de angesprochen haben —, einfach nicht vergisst, denn
ich befurchte, dass ein Einstieg ins Gender Budge-
ting sich fir viele auf rein monetare Haushaltszusam-
menhange beschrankt, und im ersten Verstandnis liegt
das auch scheinbar nahe.

Wenn wir bereits beim Diskurs und bei der Ein-
stellung von Pilotprojekten den Eindruck entstehen
lassen, dass das so ist, glaube ich, haben wir wieder
eine Chance vertan. Macht man es dann tatsachlich
so, wirkt es letztendlich auch wieder diskriminierend,
weil man eben den Blick ganz deutlich verengt, vor
allen Dingen, was zwei Bereiche angeht: einmal den
Bereich der Verlagerung offentlicher Aufgaben und
der Privatsphdre, was Sie auch gerade sagten. Davon
sind insbesondere Frauen betroffen, weil sie einen
groBen Teil der reproduktiven Arbeit leisten und weil
man meines Erachtens auch ganz deutlich unbezahlte
Arbeit, reproduktive Arbeit als gedacht bezahlte
Arbeit in diesen Prozess einbeziehen muss.

(Beifall bei der Linken)

Esist moglicherweise nicht allen klar, aber ich habe
Zahlen, dass die Schweiz einmal versucht hat zu
erheben, wie viel Arbeit eigentlich der reprodukti-
ve Bereich leistet. Wiirde man ihn in Geld werten,
wurde es ungefahr 58 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts ausmachen. Das ist eine enorm grofle Summe,
und sie stellt eine ganz bestimmte Form von Diskri-
minierung dar, der wir uns stellen missen und die
wir iberwinden miissen.

Ein anderes Beispiel ist das Ladenschlussgesetz:
Das ist nicht eine unmittelbare monetare Entschei-
dung, die — sagen wir einmal — mit dem Haushalt zu
tun hat, beeinflusst aber ganz deutlich Lebensqua-
litat, Zeitbudget und alles von Frauen; moglicherweise
ein Stiuck weit auch positiv, weil berufstatige Frau-

*) Vom Redner nicht uberpruft.



240 Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 17. Wahlperiode — 6. Sitzung am 20. 9. 07

en jetzt besser einkaufen konnen, aber im Wesentli-
chen macht es das fir viele Frauen schwieriger, drangt
sie in prekére Beschaftigungsverhéltnisse und Ahn-
liches. Deshalb noch einmal meine Werbung fiir diesen
Gedanken, dass man die Offnung beim Diskurs und
auch bei den Pilotprojekten so gut es geht gewahr-
leistet!

Mir ist vollstandig klar, dass man, wenn man ein
Pilotprojekt macht, sich begrenzen muss und dass
es schwierig ist, das ist alles vollig logisch, aber dass
man jetzt, wenn man dariiber nachdenkt, trotzdem
diesen Gedanken der Offnung iiber rein monetéire
Zusammenhdange hinaus aufnimmt. Meine Bitte ist:
Vielleicht gibt es eine kluge Formulierung, die klu-
gerist als unsere, die man in diesen Antrag aufneh-
men kann, die auch nach aulen hin deutlich macht,
dass wir diesen Aspekt nicht vernachlassigen. — Danke
schon!

(Beifall bei der Linken)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Ahrens.

Abg. Frau Ahrens (CDU): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Eigentlich wollte ich anders be-
ginnen, aber das Thema Sportgarten, wie es hier eben
gebracht worden ist, zeigt deutlich, dass Gender Bud-
geting haufig auch falsch verstanden wird. Der Sport-
garten ist in diesem Zusammenhang ganz bewusst
als Jungenprojekt ausgewiesen worden, denn wir
haben damals als jugendpolitische Sprecher und
Sprecherinnen im Anpassungskonzept miteinander
beschlossen, dass wir ein Drittel Jungenarbeit, ein
Drittel Madchenarbeit und ein Drittel koedukative
Arbeit, also gemeinsame Arbeit, auf den Weg brin-
gen wollen. Insofern ist der Sportgarten sicherlich das
denkbar schlechteste Beispiel, das man an dieser Stelle
nennen konnte.

Wir haben die Umsetzung beziehungsweise Ein-
fuhrung des Gender Mainstreaming gemeinsam auf
den Weg gebrachtim Jahr 2002. Wir werden diesen
Weg als CDU-Birgerschaftsfraktion auch zukinftig
mittragen. Wir stehen auch weiterhin zum Kernele-
ment des Gender Mainstreaming, das die grundsatz-
liche Wirkung von politischen und administrativen
MaBnahmen auf beide Geschlechter betrachtet. Vo-
raussetzung dafur ist eine geschlechterdifferenzier-
te Datenerfassung und Auswertung, die sich, wie man
dem zweiten Bericht zur Umsetzung des Gender
Mainstreaming Konzepts in der Bremischen Verwal-
tung entnehmen kann, noch immer im Aufbau be-
findet. Dort werden auch die 15 Modellprojekte der
vergangenen Legislaturperiode dargestellt, an die sich
jetzt, wie Sie deutlich ausfiihrten, weitere Projekte
anschliefen sollen.

Heute debattieren wir tiber den Antrag, der das Gen-
der Mainstreaming haushaltsmaBig umsetzen soll -
auf Englisch: Gender Budgeting. Diese nicht fir je-

den sofort verstandliche Wortschopfung verdient es
dann doch, einer etwas genaueren Betrachtung un-
terzogen zu werden. Die Etats der Verwaltung sol-
len kiinftig so umgebaut werden, dass klar wird, wie
viel Geld den jeweiligen Geschlechtern zugute kommt.
Ziel dieses Antrags ist es zum Beispiel in Ziffer 4, nach-
traglich die Haushaltseckwerte, die letzten Montag
auf der Senatsklausur verabschiedet worden sind,
nach den Auswirkungen auf Manner und Frauen
durchzusehen und gegebenenfalls neue Aspekte zu
setzen.

Finales Ziel des Gender Budgeting ist es, die Aus-
gaben in dem Haushalt so umzusteuern, dass sie zu
je 50 Prozent frauen- und mannerspezifisch ausge-
geben werden. Hort sich gut an, oder? Das mag in
einigen Bereichen auch durchaus sinnvoll sein, wird
jedoch spatestens dann, wenn es zu einer flachen-
deckenden Einfuhrung kommt, problematisch, von
den Problemen, die Herr Rupp angesprochen hat, die
selbstverstandlich auch im Bereich Gender Budge-
ting, wenn man es ernst nimmt, enthalten sind, noch
einmal gar nicht gesprochen.

In Ziffer 2 des Antrags wird ausdricklich auf die
Erfahrung anderer Lander hingewiesen. Ich mochte
Thnen daher nachfolgend drei Beispiele geben, wie
Sie sie dann in Zukunft des Ofteren in der Bremer
Zeitung eventuell auch nachlesen kénnen.

Die ehemalige griine Umweltministerin Barbel Hohn
hatte fur 27 000 Euro die geschlechtsspezifischen Un-
terschiede von Waldbesuchern im Nationalpark Eifel
untersuchen lassen, von dem Grundsatz ausgehend,
dass alles entsprechend naturlich geschlechtsspezi-
fisch stattfindet. Nach 11 Monaten Arbeit legte ein
Forscherteam einen 67-seitigen Abschlussbericht vor
und empfahl zum Beispiel, die Bilder von der Hirsch-
brunft moglichst aus Werbebroschiiren zu streichen,
denn so etwas fordere stereotype Geschlechterrol-
len. — Na ja, 27 000 Euro!

Weiter wird von einer Qualifizierungsmafinahme
fur Langzeitarbeitslose in Bremerhaven berichtet,
die tiber EU-Programme gefordert wurden. Da es strik-
tes Ziel ist, dass diese Projekte Frauen wie Mannern
gleichermaBen zugute kommen, wurde die Halfte der
Platze an Manner und die andere Halfte an Frauen
vergeben. Die Frauenplatze waren sofort vergeben,
und es gab eine lange Warteliste. Bei den Herren-
platzen konnte trotz intensiver Suche nicht jeder Platz
belegt werden. Die Frauen auf der Warteliste durf-
ten diese Platze nicht belegen, denn Manner waren
in diesen Bereichen ja unterreprasentiert. Die Plat-
ze blieben leer.

In einem anderen Ort wurde der Frage nachgegan-
gen, ob eherin den OPNV oder in StraBen investiert
werden soll, denn Gender Budgeting bertcksichtigt,
dass Straen und Autos mehrheitlich von Mannern
genutzt werden, der OPNV jedoch von Frauen. Bisher
entscheiden, zu Recht aus meiner Sicht, eher Umwelt-
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kriterien und der Sanierungsstau einer Strafle diese
Frage. Das durfte sich in Zukunft dann andern.

(Zurufe vom Biindnis 90/Die Griinen)

Was wiirde das konkret fiir Bremen bedeuten? Wir
kommen ja darauf, Sie konnen sich ja gleich noch ein-
mal melden, iberhaupt kein Problem! Gender Main-
streaming durch Gender Budgeting ist ein grof3 an-
gelegtes Erziehungsprogramm. Da das Konzept davon
ausgeht — —.

(Unruhe beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vielleicht haben Sie es ja schon hinbekommen, ich
weil} es nicht, wir werden es sehen!

Da das Konzept davon ausgeht, dass die Geschlech-
terrollen von der Gesellschaft anerzogen sind,

(Abg. Dr. Guldn er [Bindnis 90/Die
Grinen]: Ich wiirde es Gehirnwasche nen-
nen!)

bemiiht man sich, durch Umsteuerung von Geldern
der Gesellschaft beizubringen, dass es diese Ge-
schlechterrollen gar nicht gibt. Bezogen auf den Sport-
etat wirde dies bedeuten, dass man sich in Zukunft
genau die Ausgaben anschaut. Da AuBlensportplat-
ze sehr viel Geld kosten und im Moment von Man-
nern mehr genutzt werden als von Frauen, wirde das
in der Folge bedeuten, keine neuen Fuiballplatze fir
Manner mehr, sondern zum Beispiel mehr Gymnas-
tikhallen fir Frauen. Da haben Sie Ihre Gymnastik-
hallen. Dabei wird vollig auler Acht gelassen, dass
der Frauenfuf3ball in Bremen nicht zuletzt dank un-
serer Frauenbeauftragten Ulrike Hauffe in Bremen
immer mehr FuB fasst.

Wiirde dem Ansatz, dass es Frauen- und Manner-
sportarten gibt, Vorschub geleistet, ware das hier an-
gesichts des Gleichstellungsgedankens absolut absurd.
Spatestens dann, wenn es darum geht, Stralenbau-
me zu pflanzen, wird es schwierig sein, die Frage zu
beantworten, ob das dann eher Mannern oder Frauen
dient. Manner ziehen einen Nutzen daraus, weil wir
durch die Gender-Studien anderer Lander erfahren
haben, dass eher Manner mit dem Auto fahren als
Frauen. Aber sind Stralenbaume nicht auch ein wich-
tiger Sauerstoffspender und Wohlfuhlfaktor in der
Stadt, und kommt das nicht Mannern wie Frauen
gleichermaBien zugute? Dann wirde naturlich noch
dartiiber debattiert werden, wer die StraBenbaume
gepflanzt hat, sind das eher Manner oder eher Frauen.
Auch dasist Kernbestandteil des Gender Budgetings.

(Abg. Frau Busch [SPD]: Sie haben
die denkbar schlechtesten Beispiele ge-
bracht!)

Auch bei der Vergabe von Investitionen, zum Beispiel
fur Bauauftrage — —.

(Unruhe — Glocke)

Es ist klar, dass dies vorrangig Mdannern zugute
kommt, weil die Beschaftigten im Bausektor Manner
sind. Aber sollten sie deswegen jetzt eingestellt wer-
den?

Wir als CDU-Biirgerschaftsfraktion wollen den Staat
nach unserem Willen formen, nicht aber den Burger.
Gleichberechtigung ja, Gender Budgeting aber ware
aus unserer Sicht der Sieg der Burokratie uber die
Vernunft. Daher lehnen wir die flachendeckende Ein-
fihrung des Gender Budgeting und damit auch den
Erganzungsantrag der Fraktion Die Linke ab. —Danke
schon!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich kann mich kurz fassen: Die FDP-
Burgerschaftsfraktion wird den vorliegenden Antrag
und den Erganzungsantrag ablehnen, nicht, weil wir
nicht fur Gleichberechtigung sind und gegen Diskri-
minierung, sondern weil wir ganz einfach befurch-
ten, dass es dadurch noch mehr Burokratie gibt, dass
noch mehr Biirokratieschienen eingebaut werden und
man das Geld an anderer Stelle besser gebrauchen
konnte. Deshalb werden wir das ablehnen. — Vielen
Dank!

(Beifall bei der FDP)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Arnold-Cramer.

Abg. Frau Arnold-Cramer (SPD): Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Gender Budgeting,
und das habe ich bereits ausgefiihrt, ist ein moder-
nes Finanzanalyse- und -steuerungsinstrument. Wie
die CDU so vehement in Zeiten schwierigster Haus-
haltspolitik so ein neues, wirklich schon bewiesenes
Instrument anlehnen kann, ist mir vollig schleierhaft!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)

Es geht hier nicht um zusatzliche Burokratisierung,
es geht ganz allein darum, moderne Instrumente zu
nutzen, um unsere Ressourcen zielgerechter einset-
zen zu konnen.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)



242 Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 17. Wahlperiode — 6. Sitzung am 20. 9. 07

Eines verwundert mich dann doch ein wenig: Wenn
das, was Frau Ahrens gesagt hat, wirklich die Mei-
nung der gesamten CDU-Fraktion sein soll, dann bin
ich schon froh, dass wir jetzt mit den Griinen koalie-
ren.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (Die Linke)*): Herr Prasident, verehr-
te Damen und Herren! Nur eine kurze Replik: In mei-
nem Verstandnis ist Gender Budgeting eben nicht die
Formung des Menschen durch den Staat,

(Abg. Dr. Giuldner [Bundnis 90/
Die Grunen]: Um Gottes willen!)

sondern es ist Formung des Staates, um geschlech-
terspezifische Ungerechtigkeiten, die angelegt sind
in einer Systematik, in der wir leben, ein Stiick weit
zumindest aufzudecken und moglicherweise dann zu
uberwinden.

(Beifall bei der Linken, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Griinen)

Dass das mit Schwierigkeiten verbunden ist und
es mit Sicherheit eine Menge Beispiele gibt, wo man
sehr vernunftig sein muss, ist vollig logisch. Aber es
sozusagen lacherlich zu machen an Beispielen, wem
nitzen eigentlich Baume am Strafenrand —- Mannern
oder Frauen —, dazu konnte ich ein Beispiel geben,
was sie nutzen und was nicht, aber das will ich jetzt
nicht tun. Eslacherlich zu machen in diese Richtung,
dient, glaube ich, der Sache nicht, und ich kann nur
noch einmal appellieren, dass man sich dieser Form
der Aufgabe in diesem Hause gemeinsam stellt und
sich nicht ausblendet aus einem so wichtigen Prozess.
—Danke!

(Beifall bei der Linken, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Ahrens.

Abg. Frau Ahrens (CDU)*): Herr Prasident, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Es ist ja wun-
derbar, wenn frih am Morgen gleich ein bisschen
Pfeffer in die Debatte hineinkommt. Dass die Einftih-
rung des Gender Budgeting keine zusatzlichen Gelder
kostet, genau das haben die anderen Lander doch
nun wirklich bewiesen, genauso wie der Bund, der

*) Vom Redner und der Rednerin nicht tberprift.

ja gerade eine Kompetenzstudie in diesem Zusam-
menhang macht, um zu schauen, ob es Moglichkei-
ten gibt, in einigen Bereichen etwas einzufuhren oder
auch nicht. Das hat durch diese Studie, die erhebli-
che Gelder kostet, auch schon zu einigen Schwierig-
keiten gefuhrt, weil man gerade feststellt, dass es viel-
leicht doch etwas schwieriger ist, als man ursprung-
lich gedacht hat.

Auch in anderen Landern, und da konnen Sie ein-
fach einmal unter Google ,Gender Budgeting” ein-
geben, werden Sie sehen, dass dort erhebliche Be-
trage in Millionenhohe ausgegeben werden, um diese
geschlechtsspezifischen Daten zu erfassen. Wenn Sie
sich das Gender-Kompetenzzentrum ansehen, das
mogliche Ansatzpunkte fur Gender Budgeting aus
deutscher Perspektive aufgestellt hat, steht dort zum
Beispiel beim Thema o6ffentliche Kreditaufnahme —
jetzt halten Sie sich fest, es ist ja auch wieder mann-
lich oder weiblich —: ,positiver Effekt fur Manner”.
Manner halten tiberdurchschnittliche Anteile an Staats-
schuldtiteln.

Wenn ich mir dann andere Bereiche ansehe, zum
Beispiel die Sanierung einer Briicke, dann muss ich
demnadachst wahrscheinlich erst einmal eine Daten-
erhebung durchfiihren, wie viele Menschen im Durch-
schnitt diese Brucke benutzen, aufgeteilt nach Man-
nern und Frauen, um dann hinterher zu sehen, wie
das insgesamt aussieht.

(Zurufe von der SPD und vom Biindnis 90/
Die Grinen - Abg. Dr. Guldner
[Bundnis 90/Die Grunen]: Das ist doch eine
Karikatur! Sie karikieren sich doch selbst!)

Wenn ich dann feststelle, dass dort in dem Bereich
eher Mdanner unterreprasentiert sind, wird entspre-
chend nachgesteuert, und wenn es Frauen sind, auch
an anderer Stelle. Das halte ich fiir ausgesprochen
schwierig!

Ich bin auch der Auffassung, im Gegensatz zu Ih-
nen, Herr Rupp, dass hier der Staat seine Burger ganz
klar umformen will. Ich moéchte als Frau jetzt nicht
auf einmal gezwungen werden, einen Kettensage-
kurs zu machen, nur weil dort Frauen unterreprasen-
tiert sind, oder irgendwelche anderen Dinge.

(Zurufe von der SPD und vom Biindnis 90/
Die Grunen: Oh! -Abg. Dr. Sieling
[SPD]: Das mochten wir auch nicht!)

Obwohl, wenn ich mir hier einiges manchmal anho-
re, konnte man durchaus auf die Idee kommen! Ich
muss Ihnen an dieser Stelle aber sagen: Ich bin froh,
dass ich eine Frau bin, und das ist auch gut so!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Hoch.

(Unruhe - Glocke)

Abg. Frau Hoch (Bindnis 90/Die Grunen) *): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Mir fehlen die
Worte, und das ist selten, Frau Ahrens!

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen, bei der

SPDundbeiderLinken-Abg. Dr. Guld-

ner [Bundnis 90/Die Grunen]: Das passiert
nicht oft, nicht?)

Ich war bei Ihrer Rede wie vom Donner geruhrt, das
muss man sagen. Ich habe auf den Kalender geschaut
und gedacht: Haben wirden 11.11.2 Ich meine, dann
hatte ich das vielleicht noch einsortieren kénnen. Die
zweiten Beispiele haben die Sache ja noch getoppt,
das muss man ja wohl sagen.

(Beifall beim Btiindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

Ich meine, Frau Ahrens, Sie sind doch auch schon
langer im Parlament, und die Debatten fiihren wir hier,
wie gesagt, ja nicht das erste Mal, sondern vor vier
Jahren ja schon einmal. Es ist nie Ziel des Gender
Budgeting gewesen, 50/50 zu erreichen. Das ist nir-
gendwo das Ziel gewesen. Uberlegen wir uns doch
einmal zum Beispiel den Haushaltsposten Justizvoll-
zugsanstalten! Wollen wir jetzt fordern, dass jetzt 50
Prozent dafur fur Frauen ausgegeben werden?

(Heiterkeit und Beifall beim Blindnis 90/Die
Griinen, bei der SPD und bei der Linken)

Wer sitzt denn darin? Ich bitte Sie! Das mochte ich
gar nicht, diese Forderungen stelle ich hier gar nicht
auf.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei der

SPD und bei der Linken — Abg. Focke

[CDU]: Wollen Sie jetzt diskutieren, oder
was?)

Herr Focke, ich wiirde mich freuen, wenn auch Sie
an dieser Debatte teilnehmen, wunderbar!

(Heiterkeit und Beifall beim Blindnis 90/Die
Grinen, bei der SPD und bei der Linken)

Das zeigt jedoch, wie wichtig es auch ist, dass wir noch
einmal den offentlichen Diskurs fiihren und wir Sie,
glaube ich, ein bisschen in die Realitat zuruckholen.

Noch ein paar Anmerkungen zur FDP-Fraktion: Sie
halten das fir einen zusatzlichen burokratischen Auf-

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

bau. Nattrlich sind Sie fiir Geschlechtergerechtigkeit,
aber das eben nicht: keine Transparenz in die Ge-
schichte. Irgendwie habe ich das Gefiihl, dass Sie noch
nach Leitern suchen, wahrend wir schon auf den Bau-
men sind. — Vielen Dank!

(Heiterkeit und Beifall beim Biindnis 90/Die
Grinen, bei der SPD und bei der Linken)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
Frau Burgermeisterin Linnert.

Birgermeisterin Linnert: Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich moéchte mich
bei den Fraktionen fiir den Antrag bedanken. Er hilft
dem Senat auf die Springe und ein bisschen schneller
zu werden. SPD und Grune haben in ihren Koaliti-
onsvereinbarungen festgehalten, dass diese Regie-
rung Projekte des Gender Budgetings auflegen soll,
und wir wollen das auch gern machen.

Ich will es hier auch noch einmal aus Sicht des Se-
nats sagen: Das ist vielleicht ein Thema, das die Ge-
miiter hier erhitzt, aber es geht zunachst einmal vor
allen Dingen um Transparenz, Haushaltsanalyse und
zusatzliche Erkenntnisse, und es will mir nicht so rich-
tig einleuchten, was daran ein Problem sein kénnte.
Wir haben an vielen Punkten das Problem, und des-
halb deckt sich das auch insgesamt mit der Haushalts-
politik des Senats, dass sich im Haushalt zu viele Dinge
verbergen, die wir nicht genau verstehen. Diese Re-
gierung hat es sich in allen Bereichen als Ziel gesetzt,
dass wir versuchen, es hinzubekommen, diese Un-
gereimtheiten oder Unklarheiten und fehlenden Aus-
sagen Uber die Wirkungsweise der unterschiedlichen
Haushaltsansatze zu beleuchten und transparent zu
machen, und dabei ist Gender Budgeting ein Instru-
ment von mehreren, aber ein gutes und zukunftsge-
richtetes.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)

Esist eine Herangehensweise zur Analyse des Haus-
halts, um seine Wirkungsweise besser zu verstehen,
und - Frau Hoch hat es ja jetzt dankenswerterweise
gerade gesagt—von niemandem wird vertreten, dass
es da um 50/50 geht. Ich sage einmal: Man muss jetzt
auch die Kirche im Dorf lassen. Mein Haus wird dem
Parlament mit Sicherheit nicht einen himmelblauen
und einen rosa Haushalt zuleiten, wenn solche Be-
furchtungen dahinterstehen sollten.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der Linken — Zuruf des Abg.
Dr. Buhlert [FDP])

Es geht auch nicht darum, die Zahlungen von Bun-
desgeldern an die Bundeswehr einzustellen, weil da
mehr Manner beschaftigt sind, oder Frauen keine Ge-
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sundheitsforderung mehr zugute kommen zu lassen,
weil sie einen tiberdurchschnittlichen Anteil verbrau-
chen, sondern wir wollen wissen, wie es funktioniert.

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen]: Kettensagen stehen dort auch nicht
darin, nicht?)

Nein!

Jetzt mochte ich gern noch einmal tiber den Weg
sprechen, wie wir dort hinkommen! Diese Debatte
hat auch fur mich noch einmal sehr bestatigt: Es geht
darum, die Offentlichkeit mitzunehmen, in der Of-
fentlichkeit dartiber zu sprechen, was wollen wir damit
eigentlich, und Ziele zu definieren, an welchen Be-
reichen haben wir welches Erkenntnisinteresse, da-
mit dieses Diffamierende, dort entstiinden nur neue
Kosten, widerlegt wird. In meinem Haus werden dafir
keine zusatzlichen Kosten entstehen, sondern wir
machen das mit den Ressourcen der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, die wir haben. In der Offentlich-
keit soll klar werden, was wir damit eigentlich wol-
len, was wir wissen wollen und was dann das Steu-
erungsziel ist.

Ich schlage deshalb vor, dass Sie sich in den De-
putationsberatungen tiber den Haushalt fur die Haus-
halte 2008 und 2009 in der Deputation auf jeweils zwei
Produktgruppen einigen, die Sie jeweils besonders
interessieren, sie dann als Produktgruppen heraus-
filtern und sagen, das sollen die Bereiche sein, in de-
nen wir die Instrumente des Gender Budgetings an-
wenden, und dann werden wir uns diese Bereiche
gemeinsam mit den Fachressorts — aus dem Finanz-
ressort allein kann das nicht gehen, sondern das mis-
sen wir zusammen machen — genauer anschauen und
mit Ihnen zusammen auch die Fragestellungen ent-
wickeln. Das ist mir ganz wichtig, deshalb ist Ihr An-
trag auch sehr gut, weil er auch auf die ganze Frage
der Prozesshaftigkeit abstellt.

Wir wollen auf jeden Fall, dass ein gemeinsamer
Diskussions- und Verstandigungsprozess stattfindet,
damit jetzt nicht Top-down irgendwelche Fragestel-
lungen entwickelt werden und sich dann hinterher
im Grunde herausstellt, dass wir das gar nicht gebrau-
chen konnen. Soist jetzt mein Vorschlag und der Vor-
schlag des Senats, wie wir damit umgehen wollen,
und danach folgt das Controlling. Deshalb kénnen
wir auch nicht schon den Haushalt 2007 controllen,
weil er nicht nach den Kriterien des Gender Budge-
tings aufgestellt wurde, sondern wenn wir wissen, was
sich in den Haushalten 2008 und 2009 an Erkennt-
nisinteresse im Rahmen des Gender Budgetings ver-
birgt, dann konnen wir das auch controllen und im
Laufe des Jahres in den Controllingberichten heraus-
bekommen, welche Entwicklung es genau gegeben
hat.

(Beifall bei der SPD)

Vielleicht ist es auch so, ich sage einmal Sportfor-
derung: Ist es wirklich uninteressant zu wissen, in wel-
chen Bereichen wie viele Gelder an Sportarten ge-
hen, die vornehmlich von Méannern oder von Frau-
en wahrgenommen werden? Ich finde das interessant,
und es hilft uns auch bei den Entscheidungen, wenn
es darum geht, die knappen Mittel zu verteilen. Wenn
ich zum Beispiel feststelle, es gibt da ein sehr gro-
Bes Ungleichgewicht zwischen von Mannern und von
Frauen bevorzugten Sportarten zu lasten der Frau-
en, dann wirde ich immer sagen: Es gibt ein neues
Argument, wenn Renovierungs- oder Instantsetzungs-
antrage fur, ich sage einmal, Umkleidekabinen fir
Madchen gestellt werden —ich weill von meiner ei-
genen Tochter, da gibt es zum Teil auch unschone
Zustande —, dass wir immer zusdtzliche Argumente
gewinnen wirden, um zu sagen, das muss jetzt ganz
oben auf die Prioritatenliste. Was kann daran schlecht
sein? Das verstehe ich nicht!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)

Vor allen Dingen auch der Bereich Jugendforde-
rung, der hier ja auch schon angesprochen worden
ist, ist ein interessanter Bereich. Wo wir genauer schau-
en konnen, ist: Wie wirkt es eigentlich bei der Wirt-
schaftsférderung? Es wiirde uns helfen, gezieltere
Angebote zu machen, zum Beispiel gerade an Exis-
tenzgrunderinnen, oder auch im Wissenschaftsbe-
reich: Wie wirkt eigentlich die Forderung bestimm-
ter Institute im Rahmen der Geschlechtergerechtig-
keit?

All das sind Dinge, die interessant sind. Wie Sie,
Frau Ahrens, hier im Grunde ein bisschen den Teu-
fel an die Wand gemalt haben, dass das eine Art Neu-
auflage im Krieg gegen Manner sein konnte, ich weill
auch nicht, ich komme nicht auf so eine Idee. Wenn
ich Zusatzliches wissen will, ist das erst einmal vol-
lig neutral und hilft mir dann allerdings in der politi-
schen Auseinandersetzung, moglicherweise Dinge zu
vertreten, die Ihnen inhaltlich nicht gefallen. Aber
dann, finde ich, sollte man sich lieber in der Diskus-
sion betatigen und nicht versuchen, Ziele dadurch
umzusetzen, dass man lieber im Zustand der Unwis-
senheit und Unschuld bleiben mochte.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/
Die Grinen und bei der Linken)

Ich mochte noch einmal darauf hinweisen, dass
Berlin eine ganz interessante Broschtre herausge-
geben hat — einige von Thnen kennen sie bestimmt
auch —: ,Was ist Gender Budgeting? — Haushaltsfiih-
rung in Berlin". Da werden die entscheidenden Fragen
angesprochen, die hier in Zukunft dann eben wieder
abstraktere Leitlinien fur dieses Projekt sein werden,
namlich: Inwiefern vergroBern oder verkleinern Po-
litikstrategien und entsprechende Ressourcenvertei-
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lung Geschlechterdisparitaten? Welche Bevolkerungs-
gruppe wirde von potenziellen staatlichen Ausga-
ben oder Einsparungen in welcher Weise einen oder
keinen Nutzen ziehen? Wer zahlt wie viele direkte
oder indirekte Steuern, und wie verteilt sich die fur
jede Gesellschaft lebensnotwendige, aber dennoch
unbezahlte Arbeit zwischen Mannern und Frauen,
wer macht was, und wie viel Zeit wird jeweils mit ver-
schiedenen unbezahlten Tatigkeiten verbracht? Das
ist gerade auch fur den Bereich ,Forderung von eh-
renamtlichem Engagement” fiir uns gemeinsam eine
wichtige Erkenntnis.

Ich mochte gern, dass wir uns gemeinsam auf ei-
nen Weg machen, von dem wir wissen, dass er auch
lang ist, und an dem wir gemeinsam viel lernen kon-
nen. Deshalb ist es mir wichtig, dass wir die Offent-
lichkeit mitnehmen. Wenn Sie Veranstaltungen pla-
nen, wird mein Haus Sie jederzeit gern dabei nach
Kraften unterstiitzen. Wir brauchen auch unbedingt
den Gleichstellungsausschuss, weil da der Sachver-
stand dartiiber versammelt ist, in welchen Bereichen
wir am besten beginnen kénnen, und wenn Sie uns
brauchen, immer gern! Vielleicht kann ich hier da-
mit enden, dass ich sage, ich habe schon von vielen
gesellschaftlichen Gruppen Riuckmeldungen bekom-
men, dass sie sich darauf freuen, dass wir hier mit
dem Gleichstellungsausschuss und diesem Senat den
Haushalt auch unter Frauengesichtspunkten starker
durchleuchten. Ich finde, das ist ein spannender Pro-
zess, und den wollen wir durchfiihren.

(Glocke)

Prasident Weber: Frau Burgermeisterin, gestatten
Sie eine Zwischenirage des Abgeordneten Rupp?

Biirgermeisterin Linnert: Ja, bitte!
Prasident Weber: Bitte, Herr Kollege!

Abg. Rupp (Die Linke): Frau Linnert, gerade an-
gesichts Ihrer Ausfithrungen eben auch tiber die Leit-
linien ist es mir wieder unverstandlich, warum un-
ser Anderungsantrag nicht iibernommen wird. Es ist
einfach genau das Gegenteil von dem, was Sie sa-
gen, ihn nicht zu ibernehmen, und vielleicht kon-
nen Sie mir noch einmal erkldaren, warum das jetzt
nicht mehr da hineinpasst.

Biirgermeisterin Linnert: Das entscheidet jetzt
gerade das Parlament. Ich wiirde vielleicht, wenn Sie
mich nach meiner Meinung zu dem Antrag fragen,
sagen —ich beschlieBe ihn ja nicht —: Sie sind, glau-
be ich, insofern tiber das Ziel hinausgeschossen, als
dass Sie sehr stark Dinge, die letztendlich Gender-
Mainstreaming-Fragestellungen sind, in das Gender
Budgeting hineingertihrt haben. Die Fragestellungen
sind richtig, aber wir werden sie mit dem Instrument

des Gender Budgetings, glaube ich, nicht erwischen
konnen. Deshalb verstehe ich, dass das Parlament hier
in seiner Mehrheit dazu kommt, das jetzt nicht zu
uberfrachten. Es ist auf der einen Seite keine gute
Idee, hier jetzt den Teufel an die Wand zu malen, was
man alles Schadliches mit Gender Budgeting machen
kann, aber es ist auch keine gute Idee, das vollig zu
tiberfrachten. Es ein Instrument von vielen anderen.
— Danke schon!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Gemab Paragraf 51 Absatz 7 unserer Geschafts-
ordnung lasse ich zunachst iilber den Anderungsan-
trag der Fraktion Die Linke abstimmen.

Wer dem Anderungsantrag der Fraktion Die Lin-
ke mit der Drucksachen-Nummer 17/65 zustimmen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafir Die Linke)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Biindnis 90/Die Gru-
nen, FDPund Abg. Tittm a nn [partei-
los])

Stimmenthaltungen?

Meine Damen und Herren, igh stelle fest, die Biir-
gerschaft (Landtag) lehnt den Anderungsantrag ab.

Ich lasse nun uber den Antrag der Fraktionen der
SPD und Buindnis 90/Die Grinen abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und Biind-
nis 90/Die Griunen mit der Drucksachen-Nummer
17/47 seine Zustimmung geben mochte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Datfur SPD, Biindnis 90/Die Grinen, Die
Linke und Abg. Tittm ann [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen CDU und FDP)

Stimmenthaltungen?

Meine Damen und Herren, ich stelle fest, die Biir-
gerschaft (Landtag) stimmt dem Antrag zu.
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Quotierung der Redeliste - Anderung der
Geschaftsordnung der Biirgerschaft

Antrag der Fraktion Die Linke
vom 11. September 2007
(Drucksache 17/43)

Die Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Troedel.

Abg. Frau Troedel (Die Linke): Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen!
AuBerhalb meines Redebeitrags habe ich mit sehr viel
Interesse und teilweise groBem Vergniigen die Dis-
kussion zum Gender Budgeting belauscht. Ich hof-
fe, es hat absolut positive Auswirkungen auf unsere
gemeinsame Diskussion unseres Antrags.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Warum ha-
ben Sie sich denn eben nicht gemeldet?)

Auch in der Burgerschaft kommen Frauen insge-
samt weniger zu Wort als Mdanner. Wir alle wissen
es, aber warum ist das so? Weil Frauen weniger wis-
sen, weil sie weniger zu sagen haben? Naturlich nicht!
Frauen kommen weniger zu Wort als Manner, weil
wir in einer patriarchalischen Gesellschaft leben. Was
bedeutet das? Es bedeutet, dass Manner einen struk-
turellen Vorsprung haben, sie besetzen die Spitzen-
positionen, sie ziehen andere Manner nach ——.

(Unruhe — Glocke)

Prasident Weber: Ich bitte doch, der Rednerin jetzt
Aufmerksamkeit zu schenken, auch gerade auf der
Mannerseite!

(Beifall beider Linken - Abg. Frau Stah -

m a nn [Bundnis 90/Die Grunen]|: Das ma-

chen wir ja gerade! Deshalb sind wir ja alle
so unruhig!)

Abg. Frau Troedel (Die Linke): Vielen Dank, das
habe ich noch nicht einmal bemerkt! Sie besetzen die
Spitzenpositionen, sie ziehen andere Manner nach,
sie pragen die Regeln und Gewohnheiten so, dass sie
Mannern passen. Sie haben mehr Ressourcen, sie
haben mehr Macht und mehr Ubung darin, und des-
halb fallt es ihnen leichter, an der Spitze zu stehen,
hier am Redner-, am Rednerinnenpult.

Auch Frauen kommen deshalb weniger zu Wort,
weil ihnen ihre spezifischen weiblichen Qualitaten
im Wege stehen. Frauen horen zu, bevor sie etwas
sagen, und reden nicht dazwischen.

(Abg.Frau Stah m ann [Bindnis 90/Die
Grinen]: Das stimmt nicht! — Heiterkeit und
Beifall bei der SPD)

Sie mochten vielleicht erst nachdenken, bevor sie sich
zu Wort melden!

(Abg. Gunthn er[SPD]: Frau Stahmann
ist da wirklich das Gegenbeispiel!)

Jede Regel hat eine oder zwei Ausnahmen, und die
sind quotiert, danke!

(Beifall bei der Linken, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

Sie prifen, ob das, was sie sagen mochten, vielleicht
schon von jemand anderem gesagt worden ist, Carl
Valentin ist allen bekannt. Aber so kommen Frauen
natiirlich niemals zu Wort unter Mannern, die solche
Skrupel in der Regel nicht haben.

Aus all diesen Griinden entsteht die bekannte Si-
tuation, dass Manner reden und Frauen zuhoren, nicht,
weil die Manner sie nicht lassen wirden, sondern
weil es sich so ergibt, weil es in einer immer noch pa-
triarchalischen Gesellschaft auf scheinbar natiirliche
Weise so passiert. Aber, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen, es ist falsch! Es bedeutet, das Frauen weni-
ger Einfluss nehmen, dass sie weniger sichtbar sind,
und das ist schlecht fiir unsere Debatten und fur unsere
Entscheidungen. Aber vor allem ist es schlecht fur
die Wirkung nach auBlen, fiir die Wirkung auf ande-
re Frauen. Es fiihrt dazu, dass keine Frauen nach-
kommen, dass insbesondere junge Frauen diesen Raum
hier sehen, dass sie horen, wer redet und wer nicht,
und dass sie sagen: Das ist nichts fur mich! Das hier
ist ein Raum, wo ich mich nicht wohlfiihle, wo ich nicht
hingehe, weil Frauen mehr zurtickgesetzt sind als wo-
anders.

Wir haben alle das Problem, wie wir junge Frau-
en dazu gewinnen, sich mit uns politisch zu engagie-
ren. Wenn ich zum Beispiel die Fraktion der FDP neh-
me, geheich davon aus, liebe Kollegen, dass Sie gern
mehr weibliche Abgeordnete hatten, aber es ist eben
schwierig heutzutage.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Wir hatten

vor allem gern mehr Abgeordnete! — Abg.

Gunthner [SPD]: Beiden Kerlen ist das

auch kein Wunder, dass dort keine Frauen
sind! — Heiterkeit)

Ich sage es ohne Hame, denn das Problem kennen
wir auch. Ich denke, wir kennen es alle. Viele Frau-
en sagen uns, das ist kein Raum fiir mich, ich enga-
giere mich politisch, ich engagiere mich in Bewegun-
gen, in Burgerinitiativen, in Projekten, vielleicht auch
in der Partei, aber das Parlament ist ein Mannerraum,
und da kann ich bessere Orte finden, um mich zu en-
gagieren. Das Parlament ist aber eben nicht irgend-



Bremische Biirgerschaft (Landtag) — 17. Wahlperiode - 6. Sitzung am 20. 9. 07 247

ein Raum. Es ist der Raum, wo wir dartiber diskutie-
ren, wohin es gesellschaftlich gehen soll, was wir ge-
rade gemacht haben, und deshalb missen wir Struk-
turen aufbrechen, die dazu fiihren, dass Frauen nur
,die zweite Geige spielen”.

(Beifall bei der Linken)

Herr Prasident, meine Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, es geht also um Instru-
mente, mit denen wir diese Struktur aufbrechen kon-
nen, Instrumente, die uns helfen, dem scheinbar Na-
turlichen zu Leibe zu riicken und die Geschlechter-
rollen zu verdndern. Uber einige solcher Instrumen-
te diskutieren wir auf dieser Burgerschaftssitzung. Wir
haben uns gestern mit der Berticksichtigung der weib-
lichen Sprachform in der Geschaftsordnung beschaf-
tigt. Diesen Antrag haben wir an den zustandigen Aus-
schuss uberwiesen, und das ist richtig so.

Wir haben uns heute auf Antrag der Koalition mit
dem Gender Budgeting befasst. Auch dasist ein Instru-
ment, das dazu beitragt, mannliche Dominanz sicht-
bar zu machen, namlich auf dem Gebiet des Haus-
halts, bei den Verteilungskampfen, die es in den Fi-
nanzen, aber auch in der Sprache gibt.

Wortuber reden wir hier und jetzt? Es ist das Instru-
ment der quotierten Redeliste. Die quotierte Rede-
liste ist ein Instrument, das in Parlamenten bislang
wenig verbreitet ist, mit dem wir aber gute Erfahrun-
gen in anderen Zusammenhdangen haben,

(Glocke)

in unserer Partei, in vielen aullerparlamentarischen
Organisationen, in vielen NGOs und Projekten. Wie
funktioniert die quotierte Redeliste? Das bedeutet, dass
anstatt einer Redeliste zwei gefiihrt werden, eine fir
Manner und eine fir Frauen.

Prasident Weber: Sehr geehrte Frau Kollegin Troe-
del, wir haben 5 Minuten Redezeit interfraktionell
vereinbart, und Sie bewegen sich jetzt schon inner-
halb der siebten Minute. Ich mochte Sie darauf hin-
weisen!

Abg. Frau Troedel (Die Linke): Meine Rede ist 10
Minuten lang!

(Heiterkeit)

Ich mochte dann diese Rede unterbrechen. Kann ich
sie gleich weiter fortsetzen?

Prasident Weber: Nein, das geht nicht, sehr geehrte
Frau Kollegin! Wir haben das so vereinbart. Wir kénn-
ten alle den Kopf senken und Sie weiterreden las-
sen, aber wir haben es vereinbart, Frau Troedel!

Abg. Frau Troedel (Die Linke): Dann melde ich mich
gleich noch einmal!

Prasident Weber: Nein, das geht nicht, Frau Kol-
legin! Wir haben 5 Minuten vereinbart, aber ich wirde
Thnen die Moglichkeit eintraumen, zum Schluss so-
zusagen die Essentials vielleicht noch einmal ganz
kurz zu sagen, in 2, 3 Satzen. Bitte!

(Widerspruch bei der SPD, bei der CDU
und beim Biindnis 90/Die Griinen)

Abg. Frau Troedel (Die Linke): Ich bitte um Ver-
standnis! Dieses Thema liegt mir als ein Teil der Ge-
schlechterdemokratie sehr am Herzen, und ich habe,
gerade, weil ich im Vorfeld mitbekommen habe, dass
die eine oder andere Schwierigkeit im Verstandnis
und in der Abstimmung liegt, es etwas breiter gefasst,
um auch die mitzunehmen, die noch irgendwo ste-
hen geblieben sind.

Um das Ganze jetzt zusammenzufassen —ich danke
Thnen fir das Entgegenkommen! —, bitte ich in der
Gesamtheit darum, dass unser Antrag, die Quotie-
rung der Redeliste, hier nicht weggestimmt wird,
sondern so, wie wir vorgeschlagen haben, in den Ge-
schaftsordnungs- und Gleichstellungsausschuss tber-
wiesen wird, damit er dort, wo errichtig ist, bearbeitet
wird und auch Probleme und Schwierigkeiten in vor-
bereitender Form hier neu eingebracht werden kon-
nen.

(Beifall bei der Linken)

Ich bedauere, dass die FDP ——. Ich kann versichern,
es werden Formen und Wege gefunden, bei denen
die rein mannliche Fraktion der FDP mit eingebun-
den wird. — Vielen Dank fiir das Verstandnis!

(Beifall bei der Linken)

Prasident Weber: Als Nachste hat das Wort die Ab-
geordnete Frau Arnold-Cramer.

Abg. Frau Arnold-Cramer (SPD): Herr Prasident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Quote ist in der
Tat ein probates Mittel, um Frauen starker an Pro-
zessen zu beteiligen. Wir haben es in der Partei bei
uns seit Jahren erfolgreich praktiziert. Frauen haben
dafur gekampft, dass das auch jetzt in die Satzung
der Partei mit aufgenommen wurde. Es gibt andere
gesellschaftliche Bereiche, in denen die Quote auch
zum Erfolg beitrdagt. Zur Quotierung der Redeliste hier
im Parlament kann ich ganz schlicht und einfach
zusammenfassen: Was zu viel ist, ist zu viel, oder: Man
kann es auch ubertreiben!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)
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Wir alle hier sind frei gewahlte Abgeordnete, und
unser Wort kann und darf nicht beschnitten werden.

(Beifall bei der SPD)

Wer sich hier zu Wort meldet, kann, darf, muss re-
den!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Fur unsere Fraktion kann ich nur sagen: Wir ha-
ben selbstbewusste Abgeordnete, mannlich, weib-
lich, die sich dann zu Wort melden, wenn es ihrem
Fachgebiet entspricht, und dann ihre qualifizierten
Redebeitrage leisten. Dazu brauchen wir keine Quote
fur das Haus.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bindnis 90/Die Grunen) *): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Die Fraktion
Die Linke fordert in ihrem Antrag, dass die Geschafts-
ordnung der Burgerschaft dahingehend geandert
wird, dass mannlichen und weiblichen Abgeordne-
ten abwechselnd das Wort erteilt wird, die sogenannte
Quotierung der Redeliste. Flir uns Griine kann ich
hier sagen: Die Quotierung ist durchaus ein wichti-
ges, auch ein wirksames Instrument, das wir immer
noch anwenden, an dem wir auch festhalten, doch
wie ein guter Operateur wahlen wir die Instrumen-
te nicht immer gleich. Wichtig ist fur uns der Instru-
mentenkasten. Zum Beispiel haben wir die Quotie-
rung der Redeliste in der Geschaftsordnung unserer
Fraktion nicht festgeschrieben, und das finde ich auch
sinnvoll.

Jetzt zu der Frage: Ist es sinnvoll, die Quotierung
der Redelisten in der Geschaftsordnung der Biirger-
schaft festzuschreiben oder nicht? Ich sage ganz
deutlich: Nein! Jede und jeder Abgeordnete hat die
Moglichkeit, sich zu jedem Tagesordnungspunkt zu
Wort zu melden. An welcher Stelle sich die Abgeord-
neten manchmal zu Wort melden, das ist auch fir sie
sehr wichtig, um manchmal die Vorrednerin oder den
Vorredner anzuhoren, und ich mochte gern, dass es
auch bei dieser Freiheit, die wir haben, bleibt.

Auch das Instrument der Kurzintervention, das wir
neu eingeftihrt haben, wiirde dann konterkariert wer-
den. Ich mochte gern, dass dieses Parlament leben-
dig bleibt und ich mich jederzeit zu Wort melden kann,
nicht angemessen, sondern jederzeit! Wenn wir eben
auf die Debatte zuriickkommen, als mir der ,Draht

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

aus der Miutze gegangen” ist, dann mochte ich auch
zweimal hintereinander reden konnen. Wir werden
deshalb diesen Antrag ablehnen.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP) *): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Es wird Sie nicht verwundern, dass
wir diesen Antrag ablehnen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und

beim Bundnis 90/Die Grunen — Abg. Dr.

G uldner [Bundnis 90/Die Grinen]: Sie
sind befangen!)

Einmal abseits von allem Amiisement, was dazu-
gehort: Wir haben schon gehort, dass die einen auf
den Baumen sind und die anderen noch die Leitern
suchen. Dazu muss ich sagen, wenn ich den Vergleich
weiter fuhre: Ich finde es ganz gut, dass wir auf dem
Boden der Realitat sind, wahrend Sie im Wolkenku-
ckucksheim herumturnen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich finde aber, die Debatte heute Morgen und in
den vergangenen Wochen, an der wir hier teilgenom-
men haben, hat auch deutlich gezeigt: Hier kann sich
jeder frei zu Wort melden. Hier kann jeder eigent-
lich relativ viel sagen, und ich finde, wir haben schon
sehr muntere Debatten gefuhrt, und dabei sollte es
auch bleiben.

Ich finde es ein bisschen problematisch, wenn man
jetzt so — das richte ich an die Adresse der Linken —
eine ideologische Debatte daraus machen will. Ich
finde, das ist irgendwie vollig tberfliissig. Sie kon-
nen sich hier doch auch jederzeit zu Wort melden,
und wenn wir heute Morgen eine Quotierung der
Rednerliste gehabt hatten, dann hatten wir ein biss-
chen Probleme bei einigen Parteien gehabt, Manner
fur die Reden aufzubieten, meine ich jetzt einmal an
die Adresse der Koalition gerichtet. In diesem Sinne,
wir werden den Antrag ablehnen. — Ich bedanke mich
fur die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rowekamp.

Abg. Rowekamp (CDU): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der einzige Charme,

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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den ich der Initiative von der Linkspartei und dem
Antrag abnehmen koénnte, wére, Herr Woltemath, dass
die FDP sich dann nur noch zu jeder zweiten Debat-
te zu Wort melden konnte.

(Heiterkeit)

Das hatte in den letzten Tagen der einen oder ande-
ren Debatte sicherlich genttzt.

(Heiterkeit)

Aber ich moéchte ernsthaft an dieser Stelle sagen:
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich glaube,
dieses Parlament hat keinen Nachholfbedarf, was die
Beteiligung von Frauen in den Ausschussen, in den
offentlichen und nichtéffentlichen Sitzungen unse-
res Parlaments, in den Fraktionen und auch hier im
Parlament selbst betrifft.

Ich finde, dass Frauen, genauso wie die Manner,
in diesem Parlament couragiert und engagiert an den
Debatten teilnehmen. Wir haben viele Kolleginnen,
die verantwortliche Funktionen und Aufgaben in den
Ausschiissen und Deputationen als Sprecherinnen und
als Vorsitzende tibernommen haben, und ich bin der
Ansicht, dass man alles, was dieses Parlament schon
bei der Frage der Gleichberechtigung von Frau und
Mann geleistet hat, durch eine Quotierung von Re-
delisten ein bisschen ins Lacherliche zieht. Wir reden
hier nicht nach Geschlecht, sondern nach Sachver-
stand, und ich denke, dabei sollte es bleiben. Wir leh-
nen den Antrag ab!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Frau Kollegin Troedel, wir hatten interfraktionell
5 Minuten Redezeit vereinbart, und die haben Sie sehr
ausgeschopft, und ich kann Thnen das Wort leider nicht
mehr erteilen. Deswegen kommen wir jetzt zur Ab-
stimmung, denn die Beratung ist nun geschlossen.

(Abg. Frau Troed el [Die Linke]:
Bedauerlich!)

Von der Fraktion Die Linke ist Uberweisung an den
Ausschuss fiir die Gleichstellung der Frau und an den
Verfassungs- und Geschaftsordnungsausschuss be-
antragt worden. Wer dieser Uberweisung seine Zu-
stimmung geben mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafir Die Linke)
Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen SPD, CDU, Bundnis 90/Die Gru-

nen, FDPund Abg. Tittmann [partei-
los])

Stimmenthaltungen? ©)

_ Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt die
Uberweisung dieses Antrags ab.

Wir kommen daher zur Abstimmung in der Sache.

Wer dem Antrag der Fraktion Die Linke mit der
Drucksachen-Nummer 17/43 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Daftur Die Linke)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Biindnis 90/Die Gru-
nen, FDPund Abg. Tittm a nn [partei-
los])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Ubernahme der Kosten fiir das Mittagessen von
Schulkindern, deren Eltern iiber ein geringes Ein-
kommen verfiigen

Antrag der Fraktion Die Linke
vom 12. September 2007 (D)
(Drucksache 17/48)

Wir verbinden hiermit:

Mittagessen fiir bediiritige Kinder

Antrag der Fraktion der CDU
vom 18. September 2007
(Drucksache 17/54)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Jtir-
gens-Pieper.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Liebe Kollegen von der Fraktion Die Linke, es ist
jetzt 3 mal 5 Minuten interfraktionell vereinbart wor-
den, damit Sie sich schon einmal mental darauf ein-
stellen konnen!

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Beilken.

Abg. Beilken (Die Linke)*): Sehr geehrtes Prasi-
dium, meine Damen und Herren! Wir haben hier einen
Antrag der CDU zum Thema Mittagessen und zu
anderen Dingen vorliegen wie Kooperation zwischen
dem Sozial- und Bildungsressort, und es wird auch
um einen Finanzierungsvorschlag gebeten. Ich sage
einmal ganz schnell und kurz, das ist alles von der
Sache her aus meiner Sicht in Ordnung. Wir begrt-

*) Vom Redner nicht Gberprift.
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Ben, dass die CDU eine Woche nach unserer Initia-
tive in diese Richtung, Mittagessen fur Schulkinder,
den Strang aufgenommen hat, den wir in die Hand
genommen haben, und daran jetzt mitzieht.

(Zuruf der Abg. Frau M o6 bius [SPD] -
Zuruf des Abg. Gunthner [SPD])

Esist eine positive, verwunderliche Sache, wie man
sie erleben mochte, und deswegen begrifien wir es.
Wir haben ein dhnliches Phanomen, um es gleich zu
sagen, auch vonseiten der sozialdemokratischen Partei
in der Frage der Erstausstattung fur Schulkinder, dass
wir drei Tage nach unserer Initiative, unserem An-
trag, in der Offentlichkeit lesen konnten, dass das ein
Thema einer geplanten Initiative der Sozialdemokra-
ten ist. Wir begruBBen diese Tendenz hier im Hause,
unsere Themen aufzugreifen, und wenn es von kon-
servativer Seite aus gemacht wird, ist das auch in Ord-
nung. In diesem Sinne, kurz und knapp, unterstiit-
zen wir diesen Antrag. — Danke!

(Beifall bei der Linken)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Bartels.

Abg. Bartels (CDU)*): Sehr verehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! In
der Tat haben wir in diesem Plenum schon des Ofteren
uber das Thema Kinderarmut debattiert. Heute ist
Weltkindertag, und es trifft sich ganz gut, dass wir
auch zu diesem Thema gemeinsam verschiedene
Antrdge vorlegen. Ich bin der Uberzeugung, dass der
Antrag der CDU-Burgerschaftsiraktion der weiterge-
hende Antrag ist.

Kinderarmut oder relative Armut von Kindern, das
haben wir gemeinsam immer wieder festgestellt,
bedeutet nicht nur, dass Kinder mit Hunger in den
Schulalltag und in den Kindergarten kommen, son-
dern das ist auch vor allen Dingen die Armut an Fur-
sorge, an Zuneigung von Familien, und das ist auch
Bildungsarmut, das durfen wir nicht auBBer Acht las-
sen.

Wir beschéftigen uns hier jetzt in unserem Antrag
mit Mittagessen fir bedurftige Kinder, denn es war
uns ganz wichtig, noch einmal herauszustellen, dass
nicht nur die Bezieher von Sozialhilfe und Arbeits-
losengeld II haufig ein Problem haben, ihre Kinder
ausreichend und ausgewogen zu ernahren, sondern
es betrifft auch andere Bevolkerungsschichten.

Hier fordern wir als CDU-Burgerschaftsfraktion ein
Gesamtkonzept seitens des Senats, und zwar ist davon
naturlich der Bildungsbereich, aber auch der Sozi-
albereich betroffen. Wir wollen, dass die Finanzie-
rung dafir richtig dargestellt wird, wie es serios durch-

*) Vom Redner nicht Gberprift.

geplant wird. Ich glaube, dass es ganz wichtig ist, dass
wir Netzwerke stricken, und zwar zwischen dem Bil-
dungs- und dem Sozialbereich.

Meine Damen und Herren, es ist so, dass gerade
die Lehrer in der Schule aufmerksam werden, wenn
Kinder vernachlassigt werden, und in diesen Fallen
muss man auch seitens des Senats unterstiitzen und
diese Netzwerke bilden.

Wir fordern, unter Federfiihrung des Sozialressorts,
dass wir hier einen Finanzierungsvorschlag bekom-
men und dass wir weiter an diesen Netzwerken ar-
beiten. Meine Damen und Herren, erst einmal soviel,
ich melde mich vielleicht gleich noch einmal zu Wort.
— Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Der sehr populistische Dringlich-
keitsantrag der ehemaligen SED, PDS und jetzigen
Fraktion Die Linke ist an Scheinheiligkeit, an Unehr-
lichkeit wohl nicht mehr zu uberbieten. Gerade ich
muss Sie daran erinnern, Ihr Vorsitzender Oskar La-
fontaine war es doch, der sich als ehemaliger SPD-
Bundesminister schabig aus der sozialen Verantwor-
tung geschlichen hat und bis heute als Vorsitzender
Threr Partei nur mit populistischen leeren Verspre-
chungen unsere Burgerinnen und Burger beweihrau-
chern will.

Ebenso Ihr Vorzeigedemokrat Gregor Gysi, der sich
ebenfalls feige aus der sozialen Verantwortung ge-
schlichen hat als ehemaliger Berliner Finanzsenator!
Gysiund Lafontaine, Ihre Vorsitzenden, haben mei-
nes Erachtens als ehemalige verantwortliche Politi-
ker auf Kosten und zulasten von sozial schwachen
Menschen eine gnadenlose, ricksichtslose, unsozi-
ale Politik betrieben, nach dem Motto: Wenn du Geld
brauchst, gehe zu den Armen, sie haben zwar nicht
viel, aber es gibt viele von ihnen, und sie geben mir
noch gern etwas davon ab! Das Sprichwort klingt zwar
zynisch, aber die tagtaglich betriebene Politik beweist
es schwarz auf weil3.

Ich glaube nicht an die Ernsthaftigkeit Ihres ein-
gebrachten Antrags, denn bei solchen verantwortli-
chen Politikern wiirde ich den Begriff soziale Gerech-
tigkeit lieber nicht in den Mund nehmen, dazu spreche
ich Ihnen jegliches Recht ab. Nun frage ich Sie: Wie
kann es wohlhabenden, Sekt schliirfenden Salonkom-
munisten der ehemaligen SED, Mauerpartei,

(Abg. Frau Nitz [Die Linke]: Die
Linke!)

gut gehen, wenn es anderen Menschen, wenn es Kin-
dern immer schlechter geht? Es ist doch wirklich kein
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Geheimnis, und da beziehe ich Sie mit ein, dass von
den Parteien eine unsoziale Politik betrieben wird,
die heiBt: Oben prassen, und unten hungern unsere
Kinder!

Es ist eine Tatsache, dass sozial schwache Men-
schen mit Hartz-IV-Almosen abgespeist werden. Da-
durch hat sich naturlich selbstverstandlich unweiger-
lich die Kinderarmut gerade in Bremen und ganz be-
sonders schlimm in Bremerhaven unverantwortlich
dramatisch erhoht. Diesen von Ihnen zu verantwor-
tenden politischen Skandal habe ich nachweislich
schon des Ofteren erwéhnt, und damit Sie diese un-
glaubliche Zahl auch niemals vergessen werden, sage
ich es noch einmal: Bremerhaven hat eine unverant-
wortliche vierzigprozentige Kinderarmut, die haben
Sie zu verantworten und sonst niemand! Hier sind
sehr viele Burgerinnen und Burger wahrscheinlich
zu Recht der Meinung, verantwortliche Politiker ma-
chen sich mehr Sorgen um ihre Macht, um ihre Pos-
ten als um die Sorgen der Menschen, fir die sie po-
litisch verantwortlich sind.

(Abg. Dr. Giuldner [Bundnis 90/
Die Grunen]: Das ist sonst Ihre Starke!)

Meine Damen und Herren, nach offiziellen Anga-
ben leben in Deutschland 2 Millionen Kinder, die auf
Sozialhilfe angewiesen sind. Ich aber sage Ihnen, hin-
ter dieser Zahl von 2 Millionen armen Kindern ste-
cken 2 Millionen trauriger, schrecklicher und grau-
samer Kinderschicksale,

(Abg. Frau Tro e d el [Die Linke]:
Kommen Sie zum Themal)

die Sie niemals, aber auch niemals vergessen dur-
fen. Die schlimmen Folgen einer verfehlten Famili-
enpolitik sind unweigerlich. Jetzt komme ich zum
Thema!

(Abg. Dr. Guldn er [Bindnis 90/Die
Grunen|: Mit wem reden Sie da eigentlich?
Ware eine interessante Frage!)

Mittagessen in der Schule ist viel zu teuer, Teilnah-
me an Klassenfahrten konnen sich viele Eltern fir ihre
Kinder nicht erlauben, zu teuer, und so weiter. Die-
se Liste kann ich unendlich fortsetzen. Als parteilo-
ser Abgeordneter und Vorsitzender der Bremerha-
vener Wahlervereinigung , Protest der Burger” kenne
ich gerade in Bremerhaven sehr viele Familien, die
meine eben gemachten Aussagen schwarz auf weill
bestdtigen konnen. Sagen Sie nicht, dass es nicht
stimmt, dann werde ich richtig sauer, und dann miisste
ich eine verlangerte Redezeit hier beantragen, um
noch deutlicher zu werden.

(Abg.Frau M otschmann [CDU]: Sie
mussen zum Thema etwas sagen!)

Meine Damen und Herren, da dieser Antrag nicht
ausgereift ist, kein vernunftiges Finanzierungskon-
zept hat und dazu auch noch an Scheinheiligkeit nicht
zu Uberbieten ist, werde ich — —.

(Unruhe — Zurufe - Abg. Gunthner
[SPD]: Legen Sie einmal ein Finanzierungs-
konzept vor!)

Bleiben Sie doch ruhig! Warum sind Sie denn so
unruhig?

(Zuruf des Abg. Gunthner [SPD])
Dann werde ich aber nach vorn kommen nachher!
(Abg. Gunthner [SPD]: Blabla!)

Das kenn ich von Ihnen schon: Blabla!

Daher werde ich diesen Scheinantrag ablehnen.
Dem weitestgehenden Antrag der CDU werde ich
selbstverstandlich zustimmen, aber keinem populis-
tischen Schauantrag der Fraktion Die Linke.

(Abg. Guinthner [SPD]: Scheinabge-
ordnete stellen Scheinantrage!)

Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Gungor.

Abg. Giingor (SPD)*): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich versuche, dann
einmal zur Sache zu reden,

(Beifall)

und ich glaube, es nimmt mir keiner uibel, wenn ich
die AuBerungen von Herrn Tittmann ignorieren wer-
de.

Wenn man sich den Antrag der CDU und der Lin-
ken anschaut, fallt eines, finde ich, ganz besonders
auf: Das einfache Kopieren von Inhalten aus unse-
rem rot-griunen Koalitionsvertrag scheint eine neue
Modeerscheinung zu sein.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Aber, meine Damen und Herren, wie immer gilt,
das Original ist immer besser als die Kopie,

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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denn Kopien weisen immer mindestens kleine Schwa-
chen auf wie die hier vorliegenden Antrage, oder sie
sind eben nur Kopien von jenen, die plotzlich so-
ziale Politik nach langer Regierungsbeteiligung wie-
der einmal neu entdecken, meine Damen und Her-
ren!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Insgesamt geht die Intention beider Antrage in die
richtige Richtung, aber es gibt noch viele Details zu
klaren. Nattrlich, und das teilen wir, glaube ich, in
diesem Hause, wird Kinderarmut nicht durch die
Konzentration auf einen Punkt gelost, sondern muss
in einem Gesamtkonzept betrachtet werden,

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

und wir brauchen ein schlissiges Gesamtkonzept,
meine Damen und Herren, um die Kinderarmut hier
zu bekampfen.

Es besteht schon, und das sollte man vielleicht in
dieser Debatte wissen, eine enge Abstimmung zwi-
schen dem Bildungs- und dem Sozialressort, und es
wird bereits an einer Losung gearbeitet, dazu hat es
erste Gesprache gegeben.

(Abg. Frau Motschmann [CDU]:
Na, Donnerwetter!)

Ja, da staunen Sie! Ein kostenloses Mittagessen fur
Kinder mit geringem Einkommen wollen wir zuerst
in den Kindertagesstatten einfuhren. Nattrlich sol-
len anschlieBend die Kinder ab sechs Jahren nicht
hungern, weil ihre Eltern das Mittagessen nicht be-
zahlen konnen. Daher soll ein kostenfreies Mittag-
essenangebot fur Kinder von Eltern mit geringem Ein-
kommen auch stufenweise in den Ganztagsgrund-
schulen in gebundener Form eingefiihrt werden.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Dass wir dieses Thema sehr ernst nehmen, sieht
man nicht zuletzt daran, dass wir genau das im rot-
grunen Koalitionsvertrag festgeschrieben haben, mei-
ne Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Im Ubrigen, untétig war man nicht. Schon heute
wird an 14 Ganztagsgrundschulen ein kostenpflich-
tiger Mittagstisch angeboten, und fast 50 Prozent der
Gesamtkosten daftir werden durch das Bildungsressort
bezuschusst. Das entlastet schon heute Familien, die

soziale Transferleistungen erhalten, aber das mussen
wir weiter voranbringen, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Um das weiterzuentwickeln, werden wir uns an dem
Koalitionsvertrag orientieren, das Thema in die Haus-
haltsberatung einbringen, und daher wird die pre-
kare Situation von einkommensschwachen Famili-
en eine besondere Prioritdat in den Haushaltsberatun-
gen fur den Doppelhaushalt 2008/2009 haben, mei-
ne Damen und Herren!

Aus diesem Grund werden wir die beiden vorlie-
genden Antrage auch ablehnen, denn im Zuge der
Haushaltsberatungen muss das Ganze mit einer so-
liden Finanzierung hinterlegt werden. Nur so ist es
nachhaltig umsetzungsfahig und orientiert es sich an
realisierbarer Politik.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Die Forderung im Antrag der Linken, eine Einfiih-
rung fur den 1. Dezember 2007 vorzunehmen, finde
ich schlicht populistisch.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grinen—-Abg. R u p p [Die Linke] mel-
det sich zu einer Zwischenfrage — Glocke)

Prasident Weber: Herr Kollege Glingor, gestatten
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Rupp?

Abg. Giingor (SPD): Da es meine zweite Rede ist,
gestatte ich diese nicht. Es gibt ja noch eine zweite
und eine dritte Runde.

Ich komme auch zum Schluss! Wir haben fur die-
ses Haushaltsjahr keinen entsprechenden Haushalts-
titel, und ein Nachtragshaushalt ist aufgrund des
Klageverfahrens auch ausgeschlossen, aber wir ste-
hen zu dem, was wir im Wahlkampf versprochen ha-
ben und was wir im Koalitionsvertrag auch festge-
schrieben haben: Wir werden den Haushaltsberatun-
gen nicht vorgreifen, meine Damen und Herren, wir
werden uns nicht durch Schnellschiisse treiben las-
sen, sondern werden schrittweise und finanziell so-
lide unsere politischen Ziele aus dem Koalitionsver-
trag umsetzen. Nur das ist eine glaubwirdige Poli-
tik, und dafir steht diese Koalition. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Stahmann.
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Abg. Frau Stahmann (Bindnis 90/Die Grunen): Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Heute
ist der Weltkindertag, und es ist gut, dass wir tiber
dieses Thema sprechen. Aber wir sollten Uber die-
ses Thema nicht nur heute reden, sondern die Situ-
ation von Kindern und Jugendlichen gehort hier hau-
figer auf die Tagesordnung. Wie auch heute die Zei-
tungsartikel zeigen: Bundesweit wird die Kinderar-
mut thematisiert, und die Burgerschaft ist gut bera-
ten, dieses Thema auch wieder aufzurufen und
Handlungskonzepte vorzuschlagen, wie wir gegen
diese Probleme vorgehen konnen.

Mein Kollege Mustafa Gungor hat schon darauf
abgehoben, dass die Koalition sich verabredet hat,
eine Losung vorzuschlagen, wie wir trotz knapper
Haushaltsmittel Kindern, die aus Familien kommen,
die nicht tiber viel Geld verfligen, helfen kénnen, eine
warme Schulmahlzeit zu bekommen. Ich bin auch der
Linken dankbar, dass Sie dieses Thema hier auch noch
einmal ansprechen.

Es ist aktuell, das zeigen heute auch noch einmal
die Zeitungsartikel. Die CDU hat in ihrer Schreibwerk-
statt in Visselhovede auch einen Antrag produziert,
um sich bei diesem Gegenstand hier zu positionie-
ren. Aber dazu mochte ich gleich gern noch etwas
sagen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU.

Kinderarmut ist ein drangendes Problem, und ich
mochte auch, dass Sie es ernst nehmen und mir ab-
nehmen! Ich wiirde gern allen Kindern in Bremen,
deren Eltern kein Geld haben, die aus Hartz-IV-Fa-
milien kommen, deren Eltern BAf6G bekommen, ich
wirde gern allen Kindern nicht nur ein warmes Mit-
tagessen, sondern auch ein Fruihstick geben. Ich wiir-
de ihnen auch gern die Schulsachen bezahlen. Aber
das Problem liegt nattrlich auch in knappen Haus-
haltsmitteln, und deswegen werden wir mit einem
Stufenplan arbeiten miissen, wir werden in den Kin-
dergarten beginnen miissen.

Ich denke auch, es wird von der Linken unterstiitzt
werden, dass man bei den Kleinsten anfangt, und wir
werden dann dieses Programm fur die Schulen fortset-
zen mussen. Dabei werden wir den Schwerpunkt auf
die Ganztagsgrundschulen legen, so wie es mein Kol-
lege von der SPD auch dargelegt hat.

Ein groBes Problem in Bremen ist, dass wir mehr
Haushaltsmittel fiir diesen wichtigen Bereich haben
miussten. Das Geld haben wir aber derzeit nicht! Es
wird ein riesiger Kraftakt sein, 1 Million Euro aus dem
bestehenden Haushalt herauszuschneiden und in die-
sen wichtigen Bereich hineinzugeben.

Ich mochte noch einmal ein positives Beispiel nen-
nen: Die Heinrich-Heine-Schule in Bremerhaven hat
eigenstandig ein Konzept entwickelt. Herr Kollege
Tittmann hat sich ja wieder unbeleckt jeglicher Sach-
kenntnis hier zu Wort gemeldet und behauptet, er
kenne sich in Bremerhaven besonders gut aus. Herr
Tittmann, Sie kennen sich besonders in Bremerha-
ven Uberhaupt nicht aus, weil die Heinrich-Heine-

Schule genau ein Konzept vorgelegt hat, wie man
eben Kindern aus Hartz-IV-Familien helfen kann. Dort
hat man Sponsoren gefunden, und man hat es ge-
schafft, dass die Essenskosten sehr weit abgesenkt
werden konnten ohne Hilfe des Schulamtes und auch
ohne Hilfe des Landes. Ich finde, das ist vorbildlich,
und dies sollte hier auch einmal vom Hause gewtr-
digt werden!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen und

beider SPD-Abg. Tittm ann [partei-

los] meldet sich zu einer Zwischenfrage —
Glocke)

Prasident Weber: Frau Kollegin Stahmann, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Titt-
mann?

Abg. Frau Stahmann (Bundnis 90/Die Grunen):
Nein!

Es muss hier gewirdigt werden vom Hause, dass
sich Schulleiter und Lehrer auf den Weg machen, auch
ohne die Unterstiitzung der Politik, um hier Kindern
und Jugendlichen ganz konkret zu helfen! Das ist die
Arbeit der Schulvereine, die Geld in die Hand neh-
men, um Kindern und Jugendlichen zu helfen. Also,
Sie haben die volle Unterstiitzung von uns, wenn es
darum geht, mehr gegen Kinderarmut zu tun, auch
um die Mittagessenversorgung an den Bremer Schu-
len zu verbessern.

Esist gibt aber noch ein weiteres Problem, das ich
hier auch ansprechen mochte. Viele Kinder und Ju-
gendliche kommen ohne Fruhstiick in die Schule, nicht
weil die Eltern nicht viel Geld haben, sondern auch,
weil es zu Hause an Routinen und an gemeinsamer
Kultur fehlt, gemeinsam zu frihsticken. Es ist aber
grundlegend wichtig fur Kinder und Jugendliche, dass
es morgens ein gemeinsames Fruhstiick mit den El-
tern gibt. Nur so kann man - es ist ein langer Tag,
den Kinder und Jugendliche in Kindergarten und
Schulen zu bewaltigen haben — das schaffen und sich
auch konzentrieren. Man muss auch noch einmal hier
im Hause an die Erziehungsverantwortung von El-
tern appellieren, das zu Hause anzugehen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der CDU)

Die Linke hat ja eben ihren Antrag zurickgezo-
gen, so habe ich Herrn Beilken jedenfalls verstan-
den.

(Abg. Beilk en [DieLinke]: Um
Gottes willen, nein, nein!)

Halten Sie Ihren Antrag aufrecht?

(Abg. Beilk en [DieLinke]: Selbstver-
standlich!)
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Okay, Sie halten Ihren Antrag aufrecht. Das wollte
ich nur wissen.

Im Haushaltsjahr 2007 verfliigen wir leider uber kei-
ne freien Mittel mehr, wir haben mit vielen Haushalts-
problemen zu kampfen, aber bedauerlicherweise ist
das Geld ausgeschopft, wir werden keinen Nachtrags-
haushalt mehr auf den Weg bringen.

Zum Antrag der CDU kann ich nur sagen: Ich war
erstaunt, dass die CDU hier einen Antrag vorlegt,
gerade Thomas Rowekamp beschimpit uns ja gern
als die Ausgabenkoalition. Man lasse sich einmal ,auf
der Zunge zergehen": Erist der Vorsitzende des Haus-
halts- und Finanzausschusses! Er sagt: Nun soll ein
Konzept flachendeckend fur Bremen und Bremerha-
ven vorgelegt werden, in das alle mit einbezogen wer-
den sollen. Ich finde, so kann es auch nicht gehen!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Gerade Herr Rowekamp als Vorsitzender des Haus-
halts- und Finanzausschusses weill doch um die Pro-
bleme, die wir haben, er weil um den engen Haus-
haltsrahmen, den wir in Karlsruhe einhalten miissen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, Sie
sind hier keine Neulinge, Sie wissen, wie es geht!
Kommen Sie mit einem Antrag zu den Haushaltsbe-
ratungen, dann werden wir uns mit Ihnen in der Sa-
che auseinandersetzen! Es ist jetzt hier eine ganz
»billige Nummer" von Ihnen gewesen!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Ob ein Thema po-
pulistisch ist oder zu den Haushaltsberatungen ge-
hort, dariiber kann jede Fraktion sich selbst eine
Meinung bilden. Dies steht auf der Tagesordnung,
und das gebietet es, dass wir es diskutieren. Deswe-
gen wollen wir uns von der FDP dem auch stellen.

Die Frage ist doch wirklich sehr wichtig in unse-
rer Gesellschaft: Wie gehen wir damit um, dass es
Familien gibt, dass es Alleinerziehende gibt, die nicht
in der Lage oder nicht willens sind, auch die gibt es,
ihre Kinder mit ausreichend Geld auszustatten, so-
dass sie mittags essen konnen, und dass es Familien
gibt — Frau Stahmann hat es angesprochen —, in de-
nen es nicht mehr ublich ist, morgens gemeinsam zu
frihsticken, sondern alles irgendwie chaotisch lauft?
Wie gehen wir mit diesem Phanomen um?

Wie schaffen wir es, Sozialtraining fur Familien zu
machen, dass sie wieder lernen, was wichtig ist? Das
dirfen wir nicht RTL II oder anderen Sendern tiber-
lassen, sondern es ist auch Aufgabe der Gesellschaft.

Wie schaffen wir es, daftir zu sorgen, dass die Kinder
wirklich versorgt sind und ihren Anteil von dem Geld,
das die Eltern tiber Transferleistungen zur Verfiigung
gestellt bekommen, auch erhalten? Wenn die Fami-
lie das nicht leistet, konnen wir als FDP es sehr wohl
verstehen, dass es ein kluger Weg ist, den Kindern
das Geld direkt zukommen zu lassen, indem man das
Essen kostenlos zur Verfugung stellt und nicht den
Eltern Geld gibt, die es dann gegebenenfalls fiir et-
was anderes einsetzen. Das wollen wir als FDP eben
nicht, deswegen konnen wir sehr wohl verstehen, was
hier beantragt ist.

Man kann das natiirlich nicht so schnell umsetzen,
weil wir alle zwar den Wunsch haben - ich glaube,
der Wunsch, dieses Problem zu losen, ist im Haus breit
—, allerdings die Losungsmoglichkeiten begrenzt sind,
dafiir bedarf es eines Haushalts, entsprechender Tech-
nik und eines Konzepts, und nichts anderes sehen wir
als Forderung in dem Antrag der Unionsfraktion.

Insofern konnen wir uns als FDP mit dem Antrag,
der dazu vorgelegt ist, der genau so etwas vom Se-
nat fordert, anfreunden und werden dem zustimmen.
Denn eines ist auch klar: Die Willensbildung passiert
nicht in Koalitionsvertragen, sondern im Parlament,
und hier wollen wir sie dann auch haben. — Herzli-
chen Dank fir IThre Aufmerksamkeit!

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Bartels.

Abg. Bartels (CDU)*): Herr Prasident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Im Grunde genommen gibt
es einen breiten Konsens in diesem Haus. Ich finde
es ein wenig schade, dass die Diskussion auch an die-
sem Tag so verlauft. Kollegin Stahmann, sieh es mir
bitte nach, wenn ich hier auch ein bisschen von Stu-
tenbissigkeit rede!

(Abg. Dr. Sieling [SPD]: Was?)
Wenn man diesen Antrag von uns nichtin Ganze liest,
es geht nicht darum - —. Unsere Forderung — -

(Abg. Dr. Sieling [SPD]: Ist das ein
parlamentarischer Ausdruck? — Abg. Frau
M o6 bius [SPD]: Was war das? Haben Sie
nichts aus der vorherigen Debatte gelernt?)

Dann entschuldige ich mich vielleicht fiir den Aus-
druck, es ist vielleicht — —.

(Zurufe von der SPD)

Liebe Kolleginnen, vielleicht nicht so viel Unruhel!
Ich rate nur noch einmal dazu, unseren Antrag ganz
zu lesen! Es geht nicht darum, dass wir alle Kinder

*) Vom Redner nicht tiberprift.
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mit einem Mittagessen versorgen wollen, sondern be-
durftige Kinder. Es ist natiirlich die Frage, ob die Re-
gierungsiraktionen planen, das jetzt nurin einzelnen
Stadtteilen einzurichten.

Ich weiBl um die Haushaltsschwierigkeiten, die wir
haben, aberich finde, es ist ein gutes Recht, das wir
hier als Opposition ein Gesamtkonzept fordern, tiber
das wir dann auch sehr konstruktiv diskutieren kon-
nen. Ich glaube, Sie haben eher ein Problem damit,
dass Sie hier nicht so einen finalen Beschluss im Par-
lament kassieren wollen, wenn Sie es dann am Ende
eventuell gar nicht umsetzen konnen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Herr Kollege Bartels, wir haben
uns noch einmal vergewissert tiber IThren Ausdruck,
den Sie gerade ganz zu Anfang Ihrer Rede hier be-
nutzt haben. Ich glaube, dass dieser Ausdruck, den
Sie gegenuber der Kollegin Stahmann benutzt ha-
ben, nicht ins Parlament gehort. Ich glaube, es ware
gut, sich bei ihr zu entschuldigen!

(Beifallbeider SPD-Abg. Bartels [CDU]:
Ich entschuldige mich noch einmal!)

Als nachster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Rupp.

Abg. Rupp (Die Linke)*): Ja, die Hitze des Gefechts!
Herr Prasident, verehrte Damen und Herren! Nur ganz
kurz: Ich finde es im Gegensatz zur Abgeordneten
Frau Stahmann ausgesprochen gut, dass die CDU-
Fraktion, auch unter der Fiihrung von Herrn Rowe-
kamp, angesichts der Haushaltslage und angesichts
der Kenntnis der Schwierigkeiten einen solchen An-
trag stellt, weil ich glaube, wir sind in einer Situati-
on, in der es nicht mehr um Populismus geht, da wirde
ich mich ausdrucklich verwahren, es geht um Dring-
lichkeit!

(Beifall bei der Linken und bei der CDU)

Ich sage, wenn man anfangt, die Ausmale dieses
Problems zu erkennen, und wir handeln nicht und
zwingen arme Kinder bis zum Ende der Haushalts-
beratungen, also bis April nachsten Jahres, oder bis
zum Anfang des nachsten Schuljahres zu warten, dann
hat man seine Pflicht als Parlament in dieser Frage
nicht erfillt. — Danke!

(Beifall bei der Linken und bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Stahmann.

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

Abg. Frau Stahmann (Biindnis 90/Die Grunen): Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich fin-
de es nach wie vor unverfroren, die CDU hat hier zwolf
Jahre lang in diesem Land regiert!

(Abg. F o ck e [CDU]: Wenn wir allein re-
giert hatten, ware es vielleicht besser!)

Es gab kein Mittagsessen fur Kinder, und wir haben
dieses Thema Kinderarmut hier oft thematisiert.

Ja, liebe CDU, das missen Sie sich gefallen las-
sen! Sie haben in diesem Land Regierungsverantwor-
tung getragen, und jetzt kommen Sie mit einem An-
trag, mit dem Sie sich einen Freibrief fir Ihr Gewis-
sen ausstellen mochten und sich selbst darstellen
wollen als die Vorkampfer fur Kinder- und Jugend-
rechte. Das ist einfach nichtin Ordnung, und das hat
die Koalition heute hier auch erkannt. Ich sage es auch
noch einmal: So geht es nicht, liebe Kolleginnen und
Kollegen!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei der
SPD und bei der Linken — Widerspruch bei
der CDU)

Herr Perschau, ersparen Sie mir, dass ich aufzah-
len muss, an welchen Stellen die GroBle Koalition
uberall Geld ,verbrannt” hat, das wir lieber fir Bil-
dung, fir Kinder, fir Jugend und fir Soziales aus-
gegeben hatten! Wir stehen doch jetzt hier vor einem
Scherbenhaufen, auch finanzpolitisch, den wir von
Thnen geerbt haben. Herr Perschau, gerade Sie ha-
ben sich doch als Finanzsenator und als Wirtschafts-
senator uberhaupt nicht profiliert als jemand, der aufs
Geld geschaut hat, im Gegenteil: Nach mir die Sint-
flut!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der Linken — Zurufe von der CDU)

Mit dem Geld aus Karlsruhe haben Sie hier nicht
den Haushalt saniert, sondern Sie haben bestimmte
Projekte auch durchgezogen fir Ihre Klientel. Jetzt
passt es Ihnen parteipolitisch gut, die Griinen und die
SPD an dieser Stelle sozialpolitisch tiberholen zu
wollen mit einem Konzept, das iiberhaupt nicht um-
setzbar ist. Es ist nicht redlich, hier ein Konzept zu
verabschieden, das wir haushaltspolitisch gar nicht
umsetzen konnen! Wir konnen den Leuten, liebe
Linke, nicht versprechen, ihr bekommt alle Mittags-
essen, wenn wir es nicht leisten konnen! Damit schiirt
man Politikverdrossenheit, und ich gebe mich nicht
her, fiir ein Konzept meinen Arm zu heben, das tiber-
haupt nicht umsetzungsfahig ist!

Herr Kollege Bartels, entschuldigen Sie meine schar-
fen Worte manchmal, aber es regt mich einfach auf,
weil auch Sie hier schon lange im Parlament sitzen
und nicht einfach blind von Sachkenntnis zu diesem
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Thema reden konnen! Es ist ein groBes Problem, dass
wir arme Kinder in Bremen und Bremerhaven haben,
aber so l0sen Sie es nicht!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grunen und
beiderSPD-Abg. Strohmann [CDUJ:
Doch! Genau so!)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Gungor.

Abg. Giingor (SPD)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Eines ist doch positiv: Es herrscht
groBe Einigkeit, dass wir hier gemeinsam in diesem
Hohen Haus Kinderarmut bekampfen wollen, und das
ist auch gut so!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Ich will es auch ganz kurz machen. Wir wollen noch
einmal festhalten: Es ist in diesem Haushaltsjahr nicht
moglich, aber lassen Sie uns das gemeinsam in die
ndchsten, kurz bevorstehenden Haushaltsberatungen
mit hineinnehmen! Wir sollten uns konstruktiv und
gemeinsam dafir einsetzen. Ich glaube, dann kom-
men wir dem Wunsch des Hauses auch nach. Ich bitte
Sie daher, die Antrage abzulehnen und sich konstruk-
tiv an den Haushaltsberatungen zu diesem Thema
zu beteiligen! — Danke schon!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Miiller.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Dasist
jetzt aber nicht quotiert!)

Abg. Miiller (Die Linke)*): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Irgendwie
habe ich das Gefiihl, meine Herren, dass Sie immer
noch nicht verstanden haben, was Quotierung ist! Da
konnen wir uns gern spater noch einmal zusammen-
setzen!

(Abg. Guinthner [SPD]: Gysi, Lafon-
taine und so weiter!)

Herr Glinthner, ich weill nicht, auf welchem Damp-
fer Sie leben!

Eigentlich besteht doch hier Konsens, dass wir Ab-
hilfe brauchen. Jeder von uns weill doch, dass die
Kinder in Bremen und Bremerhaven, deren Eltern
finanziell nicht so gut ausgestattet sind, in den Schulen

*) Vom Redner nicht Gberprift.

hungern, das heilit, sie schauen zu, wenn die Kinder,
die ein bisschen mehr in der Tasche haben, essen.

Ich hore immer, das Geld ist nicht vorhanden. Horen
Sie einmal! Wenn Sie ftir 300 Millionen Euro eine neue
Schleuse in Bremerhaven in Auftrag geben, dann rech-
nen Sie einmal bitte schon um, wie viele Kinder Sie
mit dem Geld verpflegen kénnen und wie lange!

(Abg. Frau Bus ch [SPD]: Der Sachver-
halt ist uns bekannt! Das ist genau das, was
wir vertreten haben!)

Dieses Scheinargument, dass kein Geld in Bremerha-
ven vorhanden ist, ist irgendwie ,voll daneben”!

(Beifall bei der Linken)

Wir fordern Sie auf, diesen Antrag zu unterstiitzen
und schnellstmoglich daftr zu sorgen, dass diese Un-
terstutzung der Kinder jetzt langsam einmal anlauft,
denn es wird hier immer tiber Kinderarmut und die
ganzen Auswirkungen gesprochen, aber am Ende zie-
hen Sie sich immer ,aus dem Sumpf"”: Ja, die Haus-
haltslage! Setzen Sie jetzt einfach einmal den Punkt!
Denken Sie an unsere Kinder und unterstutzen Sie
unseren Antrag! - Danke!

(Beifall bei der Linken)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Gilinthner.

Abg. Ginthner (SPD)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich will hier wirklich keine hafen-
politische Debatte anfangen, aber es ist nattrlich gro-
ber Unfug, wenn man sich hier hinstellt und auf der
einen Seite Mittagessen fir Kinder gegen eine not-
wendige Investition in unsere Hafen aufrechnet.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

Wir brauchen sowohl — und das ist von den Vor-
rednern auch dargestellt worden, aber im Rahmen
der Haushaltsberatung solide durchfinanziert, und das
fehlt bei Ihrem Antrag komplett — Mittagessen fiir Kin-
derin den Kindergarten und in den Schulen als auch
die Notwendigkeit, die Kaiserschleuse in Bremerha-
ven zu bauen, denn daran hangen Arbeitsplatze, Herr
Miiller.

(Abg. M iller [Die Linke] meldet sich
zu einer Zwischenfrage.)

Sie wollen doch sicher nicht, dass wir die Menschen
nach Hause schicken, dass sie keine Arbeit mehr ha-

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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ben, dass wir damit das Problem weiter verursachen,
damit Sie sich dann anschlieBend hier hinstellen und
so tun konnen, als miisse man jetzt auch diese Men-
schen noch mit Mittagessen versorgen, sondern wir
brauchen beides, und fur beides steht auch, glaube
ich, diese rot-grune Koalition. Deswegen, finde ich,
darf man diesem Haus auch einmal so deutlich sagen:
Unfug muss man auch Unfug nennen konnen, und
das, was Sie hier eben gemacht haben, war schlicht-
weg Unfug! — Danke!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als Nachste hat das Wort Frau
Senatorin Jurgens-Pieper.

Senatorin Jiirgens-Pieper: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich denke, wir sollten an dieser
Stelle aufpassen, mit einem ernsten Problem wirk-
lich nicht unernst umzugehen.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Was fordert eigentlich der CDU-Antrag? Ich hatte
es ubrigens auch so verstanden, dass Sie sich dem
anschliefen. In dem Antrag hatten Sie wenigstens
noch die Dimension der Finanzierbarkeit darstel-
len miissen, wenn Sie sich dem anschlieBen wiirden.
BeiIhnen fehlt ja offensichtlich vollig der Gedanke,
dass man fur eine Sache, die man fordert, auch Geld
braucht.

(Abg. Ella [FDP]: Das kommt bei
denen aus der Steckdose!)

Zum einen fordern Sie, dass wir, der Senat, eine
Kooperation zwischen Sozial- und Bildungsressort
bilden sollen. Dazu brauchen wir nicht aufgefordert
zu werden! Wir haben eine Koalitionsvereinbarung,
und wir tun es.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Der Senat wird auBerdem aufgefordert, ein Kon-
zept fir die Mittagessenversorgung vorzulegen. Ich
kann Thnen nur sagen: Unsere Koalitionsvereinba-
rung hat das Thema aufgenommen, und ich habe ein
wenig die Sorge, dass Sie jetzt versuchen, sich po-
pulistisch mit diesem Antrag nachfolgend darauf zu
setzen. Das wird Thnen nicht gelingen.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Dann wird der Senat aufgeforde;t, in der Tat ei-
nen Finanzierungsvorschlag zur Ubernahme der

Kosten vorzulegen, und hier hatte mich schon inter-
essiert, und das fande ich einen ernsten Umgang mit
der Sache: Sagen Sie jetzt, es soll zusatzlich Geld dort
hineinkommen? Dann wurde mich sehr interessie-
ren, wie Sie es in diesem Jahr ohne einen Nachtrag
haushaltstechnisch machen wollen. Das ware ein
ernster Umgang mit der Sache, wenn Sie hierzu et-
was gesagt hatten, Herr Rowekamp. Wie soll es haus-
haltstechnisch gehen? Wollen Sie mehr? Oder, noch
besser, Sie wollen umschichten, dann hatte ich auch
gern gewusst —auch von Thnen tibrigens —, gegen was
wird es denn jetzt im Schul- oder Sozialressort ge-
rechnet? Gehen wir doch einmal ernst an diese Sa-
che heran! Ich bin gespannt auf Ihre Haushaltsan-
trage.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Ich auf
Thre auch! Null Haben!)

Genau! Wenn wir am nachsten Dienstag tiber die
konsumtiven Eckwerte entschieden haben, Herr Ro-
wekamp,

(Zuruf des Abg. Dr. Sieling [SPD])

dann wollen wir Sie einmal dazu horen mit IThren An-
tragen!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die

Grunen und beider Linken—-Abg. Rowe -

k am p [CDU]: Wo waren Sie denn 12 Jahre
lang?)

Herr Rowekamp, ich kann Thnen nur sagen: Sie ha-
ben offensichtlich 12 Jahre lang diesen Haushalt mit
seinen Schwierigkeiten nicht verstanden, wenn Sie
so reden!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)

Ich bin schon sehr erstaunt,

(Unruhe - Abg. Rowekamp [CDU]:
Ich kenne den Haushalt!)

und genau das meinte ich mit ernstem Umgang mit
der Sache: Wir kommen wieder darauf zurtiick.

Wir werden Ihnen auch einen Vorschlag unterbrei-
ten, einen schrittweisen Ausbau, weil wir die Sache
namlich ernst nehmen, aber dann werden wir von
Thnen horen, wie Ihre Haushaltsdeckungsvorschla-
ge aussehen. Darauf sind wir ganz gespannt! — Vie-
len Dank!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die

Grunen und beider Linken—-Abg. Rowe -

kamp [CDU]: Nicht 1 Euro Gegenfinan-
zierung!)
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Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Beilken.

Abg. Beilken (Die Linke)*): Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Wir haben hier auf der einen
Seite einen Konsens, dass wir etwas gegen die Ar-
mut tun wollen, gegen die Kinder, die benachteiligt
sind und immer weiter benachteiligt sind.

(Abg.Frau Stah m ann [Biindnis 90/Die
Grunen]: Fur die Kinder, die benachteiligt
sind!)

Ja, gegen die Benachteiligung! Wir wollen etwas
tun. Es ist nattrlich aufregend. Ich bin genauso auf-
geregt wie Sie bei dem Thema, weil es wirklich brennt,
und es tut weh, wenn wir uns gegenseitig vorhalten
mussen, ihr macht es nichtrichtig und so weiter. Trotz-
dem ringen wir um den richtigen Weg.

Unser Wegq ist der, in dieser Frage sofort etwas zu
tun, und ich muss leider sagen, bei den Sozialdemo-
kraten beziehungsweise der rot-griinen Koalition ist
es doch so, wenn ich richtig informiert bin, dass sie
mit diesem Mittagessen erst ab Schuljahresbeginn
2008/2009 anfangen wollen. Bis dahin konnen sich
noch viele Haushaltsrisiken ergeben. Die Kinder ha-
ben erst einmal nichts, deswegen unser Antrag. Wir
sind die Einzigen, die beantragen, sofort etwas fur
diese Kinder zu tun.

(Beifall bei der Linken)

Dieses Parlament muss sagen: Ja, Bremen hat das
Geld, um diese Kinder mit einem kostenlosen Mit-
tagessen zu versorgen! Ja, Bremen hat und will das
Geld dafiir ausgeben!

(Abg. Frau B us ch [SPD]: Dann miussen
Sie auch sagen, wie Sie es finanzieren wer-
den! Traumer!)

Stimmen Sie diesem Antrag zu! Ich muss sagen,
ich unterstiutze den CDU-Antrag, aber dies ist erst
einmal der Antrag, ein Konzept zu entwickeln. Ja,
es ist Politikverdrossenheit, die dann dabei heraus-
kommt, wenn wir hier immer nur Konzepte verein-
baren, die entwickelt werden mussen, wenn gepruft
werden soll, wenn erst in einem Jahr etwas verspro-
chen wird und so weiter!

(Beifall bei der Linken — Glocke)

Gerade in dieser Frage mussen wir uns das einmal
nicht leisten. Deswegen unterstiitzen Sie bitte auch
unseren Antrag auf eine sofortige MafBinahme in der

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

Hinsicht. Wir konnen es uns leisten, ich sage es ITh-
nen! — Danke!

(Beifall bei der Linken)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Guldner.

Abg. Dr. Giildner (Biindnis 90/Die Griinen) *): Herr
Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Es scheint doch —und deswegen habe ich mich noch
einmal gemeldet - eine grundsatzliche Frage zu sein,
die wir hier einmal erortern mussen. Es gab Zeiten
in dieser Republik, da stand die CDU - und das sage
ich jetzt ganz ohne Ironie, das war wirklich so! — fir
fiskalische Glaubwtrdigkeit, fiir fiskalischen Konser-
vatismus, der damals bedeutete, dass Sie immer auch
auf das Geld geschaut haben, dass Sie keine Vorschla-
ge machen wollten, die gleichzeitig nicht finanzier-
bar sind. Zumindest im GroBlen und Ganzen ist Ih-
nen das damals gegliickt, das ist schon relativ lange
her.

Jetzt kommen Sie hierher und sagen —bei der Lin-
ken habe ich es ungefahr erwartet, es ist dann auch
so eingetreten, doch bei Ihnen argert es mich beson-
ders —, wir stellen Forderungen und Antrage, und wie
es finanziert wird, interessiert uns einfach tiberhaupt
nicht. Wir kénnen das nicht durchgehen lassen und
missen Ihnen sagen, dann miussen Sie das bitte er-
klaren! Sie konnen nicht einerseits diese Koalition als
Ausgabenkoalition und Geldverschwender brandmar-
ken, andererseits aber hier in Millionenhohe Ausga-
ben fordern, wobei Sie iberhaupt nicht nachweisen,
woher die Millionen kommen sollen. Sie mtissen —
ich habe es an dieser Stelle schon einmal gesagt —
zu einer seriosen Oppositionsarbeit erst noch finden,
und dazu gehoren Finanzierungskonzepte!

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen, bei der
SPD und bei der Linken — Zuruf des Abg.
Rowekamp [CDU)

Ja, sicher! Herr Rowekamp, Sie ganz personlich

(Abg. Rowekamp [CDU]: Wie teuer
ist denn Ihr Koalitionsvertrag?)

stellen einen Antrag, der beinhaltet: Alle Schulkin-
der sollen moglichst sofort, wenn die Bedurftigkeit
da ist, ein kostenloses Mittagessen bekommen. Sie
wissen, dass das mehrere Millionen kostet, dass wir
gerade in der Sozialpolitik mehrere solcher , Baustel-
len"” haben, und Sie wissen ganz genau, dass Sie sich
entweder dazu bekennen miissen, Mehrausgaben zu
tatigen —da sagen Sie aber, die Koalition soll den Karls-
ruhe-Plan einhalten —, oder Sie sagen, was wir in der
Tat — Frau Jurgens-Pieper, das fand ich sehr gut! -

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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in Zukunft stattdessen weglassen sollen, aber wenn
Sie gar nichts dazu sagen, dann ist Ihr Antrag das
Papier nicht wert, auf dem er geschrieben ist, denn
ohne Finanzierungskonzept konnen Sie in dieser Stadt
gar nichts machen, im Prinzip schon nicht und in dieser
Haushaltslage erst recht nicht. Dazu miussen Sie zu-
ruckkommen, und von daher ist Ihr Antrag zu Recht
abgelehnt worden, und es wird im nachsten Schul-
jahr dann Mittagessen fur Kinder aus bediurftigen
Haushalten geben.

(Abg.Frau Stah m ann [Bindnis 90/Die
Grinen]: Es gibt jetzt schon Mittagessen fir
Kinder!)

Dies wird es in Kindergarten und in Ganztagsgrund-
schulen und schrittweise auch in anderen Schulen
geben. Im Haushalt 2008/2009 werden Sie das fin-
den, denn diese Koalition hat es vor die Klammer ge-
zogen, dass wir die Einsparungen zwar erbringen,
aber dass wir sagen: Diese Dinge sind uns so wich-
tig, die werden wir im Haushalt 2008/2009 finanzie-
ren. Sie sagen zur Finanzierung gar nichts. Da ist doch
klar, wie dieses Haus jetzt mehrheitlich abstimmen
wird. — Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grunen und
beider SPD-Abg. Rowekamp [CDUJ:
Wie teuer ist denn IThre Finanzierung?)

Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Rowekamp.

Abg. Rowekamp (CDU): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich bedauere, dass die
Koalition nur in der Lage ist, iber das Thema fiska-
lisch zu diskutieren.

(Beifall bei der CDU)

Ich hatte bisher eigentlich den Eindruck, dass es Ih-
nen um die Kinder und deren Versorgung geht, und
ich finde es ein bisschen schéabig, dass wir jetzt an-
fangen missen, uns wechselseitig Finanzierungsvor-
schlage zu machen.

(Abg. Dr. Guldner [Bindnis 90/
Die Griinen]: Wo leben Sie denn?)

Ich kenne die Papiere von Ihrer Klausurtagung des
Senats, ich weil}, was vor die Klammer ziehen heifit,
namlich, dass Sie nicht einen miiden Euro von Ihren
bisher getraumten rot-grinen Wunschvorstellungen
finanziert haben. Nur deswegen hat sich der Senat
auf nachste Woche vertagt, weil Sie zwar viele Win-
sche haben, aber nicht einen einzigen Wunsch finan-
ziert haben, und dass Sie, die selbst keine einzige
Finanzierung auf die Reihe bekommen, nun die
Opposition auffordern, Thnen Finanzierungsnachhil-

feunterricht zu geben, Herr Dr. Gildner, das ist wirk-
lich nicht unsere Aufgabe als Oppositionsfraktion!

Wir haben in diesem Parlament in den letzten Jah-
ren gezeigt, was wir unter finanzpolitischer Solidi-
tat verstehen.

(Beifall bei der CDU - Lachen beim
Bindnis 90/Die Griinen)

Thr Koalitionsvertrag, sehr geehrter Herr Dr. Gild-
ner, kostet mindestens 100 Millionen Euro, und Sie
haben bisher 300 000 davon finanziert! Alles ande-
re ist bis heute unfinanziert, und deswegen brauchen
wir uns von Ihnen keinen haushaltspolitischen Nach-
hilfeunterricht erteilen zu lassen!

Wir wollen, dass den Kindern, die bedurftig sind,
vernachlassigt werden und darauf angewiesen sind,
selbstverstandlich in unserem Bundesland geholfen
wird, und wir wollen es auf dem Wege einer Priori-
tatensetzung. Der Unterschied ist nur: Wir haben eine
klare Prioritdatensetzung! Ich will nicht wieder an die
Diskussion um die Anhebung von Mietobergrenzen
erinnern. Wir haben eine Prioritatensetzung,

(Beifall bei der CDU)

und das bedeutet, dass wir Geld nicht mit der Giel3-
kanne verteilen, sondern dass wir nur denen helfen,
denen auch geholfen werden muss. Ich weiB, dass
es mehr Spall macht, Geld mit der GieBkanne aus-
zuschiitten, aber Sie haben die verdammte Pflicht,
sich daran zu halten, was Sie bisher auch aus der Op-
position heraus mitgetragen haben, und das ist finanz-
politische Soliditat.

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen]: Lesen Sie Ihren eigenen Antrag!)

Das heiBt nicht, dass es keine Gestaltungsspielrau-
me gibt. Fur die Union ist klar: An allererster Stelle
in unserem System der sozialen Flirsorge mussen we-
gen der schrecklichen Rahmenbedingungen in Bre-
men und Bremerhaven, in denen Kinder grofi wer-
den, unsere Kinder stehen, in der Bildungspolitik und
in der Sozialpolitik, und das lassen wir uns von Ih-
nen auch nicht mit irgendwelchen fiskalischen Ab-
lenkungsmanovern abknopfen! Diese Union steht fur
soziale Gerechtigkeit mit Prioritatensetzung,

(Lachen bei der SPD — Zurufe — Unruhe)

Herr Dr. Guldner, und das brauchen Sie uns nicht
abzusprechen!
(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als Nachste hat das Wort die Ab-
geordnete Frau Stahmann.
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Abg. Frau Stahmann (Biindnis 90/Die Grunen)*):
Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Es
ist ja ganz groBes Kino, das uns heute hier von der
CDU geboten wird!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

Ich sage Thnen einmal etwas, lieber Thomas Rowe-
kamp! Ein Antrag ,Zweitkréaftefinanzierung Kinder-
garten”, abgelehnt von der CDU! Wo waren Sie denn
da als groBer Verteidiger der Rechte der Kinder? Wo
waren Sie denn, als wir Uiber Qualitatsdebatten ge-
sprochen haben?

(Abg. Rowekamp [CDU]: Und wie
war Ihr Finanzierungsvorschlag?)

Ich kann mich noch ganz genau an die Debatten
erinnern, die ich mit Frank Pietrzok und mit Ihren Ver-
tretern auf Podiumsdiskussionen gefuhrt habe. Sie
sind dafur eiskalt eingetreten, dass im Sozialressort
weiter gekurzt wird, und haben vorgegaukelt, dass
dort noch sehr viel Geld herumliegt und in Schatten-
haushalten versteckt wird!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Esregt mich einfach auf, weil ich mit Ihnen als CDU
nicht nur im Parlament zu tun hatte, sondern auch
als Bildungsreferentin eines Jugendverbandes, und
ich kann mich noch genau an die ganzen Diskussio-
nen erinnern. Sie haben tberhaupt nicht dafur ge-
standen, etwas fur Kinder und Jugendliche zu tun.
Sie haben seit 1992 in Bremen hemmungslos im Kin-
der- und Jugendbereich gekiirzt. Wo waren denn die
Schwerpunkte bei den Haushaltsberatungen? Sie
haben gekirzt! Schauen Sie sich einmal an, wie die
Eckwerte im Jugendbereich gesunken sind, und das
missen Sie hier zur Kenntnis nehmen!

(Unruhe — Zurufe von der CDU)

Ja, naturlich, auch die Ampel hat an der Stelle ge-
kiirzt! Diesen Kurs haben Sie aber fortgesetzt, und
da konnen Sie als CDU sich hier nicht einen weillen
FuBl machen und sich hinstellen und sagen, Sie sei-
en hier die grofen Kampfer fur Kinder und Jugend-
liche. Das ist geschummelt, das ist gelogen, und das
ist auch nicht richtig, sondern das ist eine ganz feige
Nummer hier!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

Ich mo6chte noch einmal sagen, ich finde, als Vor-
sitzender des Haushalts- und Finanzausschusses, lie-
ber Thomas Rowekamp, sind Sie auch dafiir verant-
wortlich, dass die CDU-Fraktion hier Antrage vorlegt,
die Hand und Full haben

(Abg. R6 wekamp [CDU]: Machen wir
jetzt Haushaltsberatungen, oder wie?)

und die auch gegenfinanziert sind. Das haben die Gru-
nen bei den Haushaltsberatungen immer gemacht!

(Abg. Rowekamp [CDU]: Null
Finanzierung haben Sie!)

Karoline Linnert hat als Fraktionsvorsitzende und
als Sprecherin im Haushalts- und Finanzausschuss
immer darauf geachtet, dass die Burgerschaftsfrak-
tion der Grunen auch Gegenfinanzierungen vorlegt.
Sie sagen: Wir sind ja jetzt Opposition, wir mussen
das nicht mehr machen. Die Griinen waren eine se-
riose Opposition,

(Lachen bei der CDU)

und deshalb sind wir jetzt auch in der Regierung und
Sie jetzt in der Opposition.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Sie haben die Probleme namlich nicht angepackt und
sind mit Scheuklappen durch die Stadt gelaufen. Dass
so viele Kinder in Bremen in Kinderarmut leben, daran
ist nicht Rot-Grun schuld, sondern dafir tragen auch
Sie einen groBen Teil an Verantwortung,

(Zurufe von der CDU)

und den mussen Sie auch tragen, auch wenn Sie hier
jetzt andauernd dazwischenrufen. Claas Rohmeyer,
Sie wissen ganz genau, dass Sie dafiir Verantwortung
tragen.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Eine letzte Bemerkung zu den Linken: Es ist auch
nicht richtig zu sagen oder hier so zu tun, als ob es
noch kein Mittagessen in den Schulen gabe. Ich
konnte jetzt 20, 30 Schulen aufzahlen — auch in sozi-
alen Brennpunkten —, in denen es bereits Mittages-
sen gibt, wo es Sponsoren gibt, wo Eltern fur andere
Kinder das Mittagessen mitbezahlen, wo Schulen wie
die Heinrich-Heine-Schule Losungen gefunden ha-
ben, ohne Kinder und Familien zu beschamen, da-
mit keine hohen — —.

(Abg. Beilk en [DieLinke]: Notlosun-
gen!)
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Ja, Notlosungen mogen es sein, aber es gibt Schu-
len, die bereits solche Losungen vorgelegt haben. Die
Heinrich-Heine-Schule hat ein vorbildliches Konzept,
aber auch andere Schulen wie die Gesamtschule West,
Gesamtschule Ost oder andere im Bremer Westen und
Bremer Osten. Sie bieten Mittagessen an und versu-
chen, die Eltern zu unterstiutzen. Wir werden in ei-
nem Konzept darlegen, wie wir an den Ganztags-
grundschulen das Mittagessen fir die Familien be-
zahlbar machen. Wir werden uns hier nicht hinstel-
len und behaupten, wir wirden fiir ganz Bremen alle
Probleme l6sen und die Losungen auch finanzieren
konnen. Das werden wir nicht tun konnen, so viel
Ehrlichkeit muss hier sein!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Sieling.

Abg. Dr. Sieling (SPD): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Das Bild mit dem ganz
groBen Kino, das stimmt ja, was uns hier vorgefuhrt
wird. Aber zum ganz grofen Kino gehort dann auch,
dass sich einige Darsteller vom Saulus zum Paulus
wandeln.

(Abg. Rowekamp [CDUJ: Zum
Beispiel Siel)

Ich finde, wenn ich die Debatte hier so interpretie-
ren darf, will ich das an der Stelle, Herr Rowekamp,
gar nicht vertiefen, sondern wurde das gern aufneh-
men, und das entspricht, glaube ich, der Notwendig-
keit und der Ernsthaftigkeit, die wir in diesem Hau-
se bei der Auseinandersetzung mit dem Thema ha-
ben sollen. Ich argere mich genauso wie die Kolle-
gin Frau Stahmann und der Kollege Guldner, aber
davon kann man sich ja einmal verabschieden und
das einmal beiseite legen, weil ich mich dartiber freue,
wenn sich gewisse Sachen verandern.

Wir hatten vor Kurzem eine Regierungserklarung,
am 11. Juli gab es eine groBe Debatte dazu. Burger-
meister Bohrnsen hat hier die Regierungserklarung
vorgetragen und genau diese Punkte der Bekamp-
fung der Armut in den Mittelpunkt gestellt. Sie wer-
den alsbald die jetzigen Senatsunterlagen sehen, die
jaim Ubrigen eigentlich Vertraulichkeit genieBen, man
ist da schon erstaunt, wie da alte Sitten einreifien —

(Lachen bei der CDU)

ja, Sie lachen da hinten irgendwie, ich weil nicht,
wahrscheinlich war es Herr Rohmeyer, der immer
lacht —, wie an solchen Stellen offensichtlich Dinge
passieren, die nicht passieren sollten. Aber in jedem
Fall muss man festhalten, dass das in der Regierungs-
erklarung sehr deutlich gemacht worden ist und dass

wir hier einen sehr soliden Vorschlag vorlegen wer-
den. Der Senat arbeitet daran mit hoher Ernsthaftig-
keit, und ich bin sehr froh, dass die Diskussionen im
Senat auch so vertrauensvoll und auch so geschlos-
sen verlaufen, wie sie verlaufen.

Ich will auf die Regierungserklarung kommen, und
dasist mein Saulus-Paulus-Bild: Herr Rowekamp, Sie
haben sich noch hingestellt und haben auf die Re-
gierungserklarung von Herrn Bohrnsen genau zu die-
sen Punkten geantwortet, dass Sie das als ideologi-
sche Vorhaltung empfinden wiirden. Ferner haben
Sie dem Biurgermeister und Prasidenten vorgewor-
fen, hier Parolen des Klassenkampfes in den Plenar-
saal zu werfen, so ist das Zitat. Das war Ihre Saulus-
Position. Herr Rowekamp, Ihre Rede wiirde ich gern
so verstehen, auch die Signale und Initiativen, ich
beziehe da tibrigens auch den Vorschlag zur Bildungs-
politik ein, den die CDU jetzt vorgelegt hat, und ich
sage ganz offen, eine Enquetekommission finde ich
an der Stelle nicht richtig, aber ich finde es wichtig,
dass wir in diesen zentralen Punkten in der bremi-
schen Gesellschaft zusammenkommen.

Wir als rot-grune Koalition wollen, dass das gemein-
sam lauft, und wenn die CDU -ich habe gesagt, Sie
sind in der Gefahr, dass Sie mit den Haltungen, die
Sie hier in der Debatte zur Regierungserkldarung
vertreten haben, an den Rand der Stadtgesellschaft
geraten — sich jetzt auf den Weg macht, um wieder
ins Zentrum der Gesellschaft zu kommen, dann fin-
de ich das positiv und begri3e das. Herr Rowekamp,
machen Sie so weiter!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Sie werden dann allerdings in die Position kom-
men, dass Sie das, was der Senat, was wir als Koali-
tion als Haushalt hier vorlegen, in der Breite unter-
stutzen mussen. Verbesserungen sehen wir gern, aber
bitte dann Verbesserungen fir die Kinder und die
Jugendlichen! Herzlich willkommen im Club, diese
neue Politik, die wir als rot-griine Koalition hier ma-
chen, dirfen alle mitmachen! — Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich habe mich noch einmal zu Wort
gemeldet, weil die Debatte phasenweise, glaube ich,
etwas von der Ernsthaftigkeit des Problems abgelenkt
hat. In der Tat ist es wichtig, dass wir als Abgeord-
nete darum ringen, wie die Finanzierung fur solch
ein Konzept aussieht, um Bediirftigen zu helfen. Das
ist doch keine Armutsbekampfung, Herr Dr. Sieling,
aber das meinen Sie, glaube ich, auch nicht, auch
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wenn ich Sie eben so verstanden habe. Es ist ein Be-
kampfen von Symptomen, die wir bekampfen mus-
sen, um die wir uns kimmern missen, doch die Ar-
mutsbekampfung muss anders erfolgen. Das soll aber
jetzt gar nicht weiter von mir ausgefiihrt werden, denn
es geht nicht darum, das jetzt zu debattieren, son-
dern es geht doch darum, dass wir ernsthaft — alle
Fraktionen hier im Hause — den Willen haben, die-
ses Problem anzupacken.

Ich glaube, das sollten wir tber diese Finanzierungs-
vorschldage nicht kleinreden, sondern uns an die Ar-
beit machen, gemeinsam die Vorschlage, die der Senat
vorlegen wird, zu werten und insofern auch an der
Finanzierung mitzuarbeiten, um dieses Ganze kon-
struktiv zu begleiten und nicht zu zerreden in der
Frage, wer wann was gemacht hat, sondern dartiber
streiten, wie wir uns in Zukunft gemeinsam auf den
Weg machen werden, dieses Problem zu 16sen, denn
dass Kinder aus verschiedenen Griinden kein Essen
haben, ist ein ernsthaftes Problem, und das sollten
wir hier nicht so zerreden! — Herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

(Abg. Rup p [Die Linke]: Herr Prasi-
dent, das ist nicht richtig!)

Herr Abgeordneter Rupp, Sie haben das Wort.
(Zurufe von der SPD und der Linken)
Ich bitte Sie wirklich darum, Hand hoch!

(Abg. Tsch 6 pe [SPD]: Hat er ge-
macht!)

Abg. Rupp (Die Linke) *): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich meine, mich verstandlich ge-
macht zu haben, aber es ist ein hitziger Tag, und ich
will Ihre Geduld auch nicht lange uberstrapazieren.
Es sind nur einige wenige Punkte: Erstens, die For-
derung nach kostenlosen Mittagessen steht auch
schon in unserem Wahlprogramm, wir mussen es nicht
aus Koalitionsvereinbarungen abschreiben.

Zweitens, Elternsolidaritat und Sponsoren sind
sicherlich ehrenwert und notwendig, wenn die Not
am grofiten ist, aber gerade hinter Sponsoring in dieser
Frage setze ich einmal ein kleines Fragezeichen. In
Amerika wird mittlerweile die Schulspeisung in vielen
Orten von Fast-Food-Ketten iibernommen, das kann
auch nicht das Ziel der Ubung sein.

(Abg. Frau Stah m ann [Bundnis 90/
Die Grunen]: Das wollen wir auch nicht!)

*) Vom Redner nicht Gberprift.

Ich weiB, dass Sie das nicht wollen, ich will es nur
einmal anmerken, denn wenn man sich darauf ver-
lasst, dass heute Solidaritat und Sponsoring das Pro-
blem losen, lauft man in die Irre.

Ich glaube, an den Zustanden, die wir haben, sind
viele beteiligt, und man kann lange dartuber debat-
tieren, wer es hauptsachlich verursacht hat, es ist eine
hohe Form von monetdaren Schulden angehauft in
diesem Land, aber auch eine hohe Form von sozia-
len Schulden. Meine Werbung bei der Frage des Haus-
haltes ist, in diesem oder im nachsten, ibernachsten
Jahr zu schauen, ob man nicht die Steuermehrein-
nahmen, die man zur Schuldentilgung verwendet,
auch zur Tilgung von sozialen Schulden verwendet.
—Ich bedanke mich!

(Beifall bei der Linken)

Prasident Weber: Ich frage noch einmal, ob wei-
tere Wortmeldungen vorliegen. —Ich sehe, dasist nicht
der Fall.

Damit ist die Beratung geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich uber den Antrag der Fraktion
Die Linke abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion Die Linke mit der
Drucksachen-Nummer 17/48 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafir Die Linke)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bundnis 90/Die Gru-
nen, FDPund Abg. Tittm ann [partei-
los])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Jetzt lasse ich liber den Antrag der Fraktion der
CDU abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 17/54 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Datur CDU, Die Linke und FDP)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Griinen
und Abg. Tittm ann [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.
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Gesetz zur Anderung des Senatsgesetzes

Antrag der Fraktion der CDU
vom 31. August 2007
(Drucksache 17/33)

1. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Herr Blirgermeister
Bohrnsen.

Wir kommen zur ersten Lesung.
Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Focke.

Abg. Focke (CDU): Herr Prasident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich glaube, dieser Antrag
ist jetzt — —.

(Abg. Dr. Sieling [SPD]: Gegen-
standslos!)

Der wird nicht so emotional diskutiert werden miis-
sen wie der vorherige!

(Abg. Frau Bus ch [SPD]: Kommt ganz
darauf an, was Siesagen!-Abg. Gunth -
n er [SPD]: Halten Sie sich zurtuick!)

Sie kennen mich als zurtickhaltenden Menschen.

(Vizeprasident R a vens libernimmt
den Vorsitz.)

Wir haben uns auch bei der Diskussion um die
Umzugskostenhilfe sehr zurtickgehalten, meine Da-
men und Herren, weil wir naturlich wissen, wenn ein
Gesetz existiert, das Umzugshilfen zulasst, warum soll
man davon nicht Gebrauch machen? Dazu wird man
jedenfalls ganz einfach verleitet, davon auch Ge-
brauch zu machen, und in der Vergangenheit ist na-
turlich auch davon Gebrauch gemacht worden, das
will ja auch keiner bestreiten, aber ich glaube, die
Zeiten haben sich geandert, und manches von dem,
was wir in Gesetze hineingeschrieben haben, ist auch
uberflissig geworden. Wenn man tiberlegt, wie heute
Mobilitat und Flexibilitat von allen Arbeitnehmern
verlangt werden, dass sie auch noch anderswo hin-
ziehen, um dort Arbeit zu bekommen und ihren Ar-
beitsplatz dort aufzusuchen, dann muss man sagen,
gerade bei einem Senator, der hier nach Bremen be-
rufen wird, fiir den es ja eine Ehre ist, in diesem Bun-
desland Senator zu werden,

(Beifall bei der CDU)

ist es, glaube ich, nicht notig, eine Umzugskosten-
hilfe in Anspruch zu nehmen. Um diese Sache und
die Diskussion dartiber zu beenden, finden wir, es ist
das Beste, wenn man das Gesetz andert und damit

eben diese Moglichkeiten aus dem Gesetz heraus-
streicht. Nichts anderes ist das, was wir hier vorle-
gen.

Nun hat es ja in der Diskussion, die sich in den letz-
ten Wochen dartber offentlich ergeben hat, auch Be-
schliisse gegeben, dass die Senatoren jetzt nachtrag-
lich auf die Umzugshilfe verzichten wollen. Also, einer
wollte ja sowieso verzichten, die anderen beiden ha-
ben es dann nachtraglich auch gemacht. Insofern ist
esvielleicht auch ganz verniinftig, wenn man es dann
offiziell aus dem Gesetz herausnimmt, dann gibt es
in den nachsten Jahren, wenn wir vielleicht noch ein-
mal neue Senatoren von aulen bekommen, auch gar
keine Diskussion mehr. Im Ubrigen, und da kann ich
vielleicht an die Diskussion von vorhin anschlie3en,
wenn man das zusammenzahlen wiirde, dann kamen
bestimmt 20 000 bis 25 000 Euro heraus, die konnte
man schon fur die Schulspeisung in diesem Jahr ein-
setzen, meine Damen und Herren. — Vielen Dank!

(Beifallbeider CDU-Abg. Dr. Guld -

ner [Bundnis 90/Die Grunen]: Ist ja gar

kein Geld geflossen! — Widerspruch bei der
CDU)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Gunthner.

Abg. Giinthner (SPD)*): Herr Prasident, meine Da-
men, meine Herren! Es hat ja in den letzten Jahren
immer Kritik daran gegeben, dass das Parlament
angeblich nicht lebendig genug ist. Ich finde, heute
ist so ein Tag, der das genaue Gegenteil zeigt.

(Beifall bei der SPD)

Esist ein sehr lebendiges Parlament, und das zeich-
net, glaube ich, am Ende des Tages auch Parlamen-
tarismus aus, dass es lebendig zugeht.

Ich bin dem Kollegen Focke auch dankbar dafur,
dass er sozusagen das ganze Thema wieder ein bis-
schen heruntergeholt hat. Man hatte ja zwischendurch
das Gefiihl, es kommt nur noch darauf an, dass die
Presse irgendein Thema aufgreift, ein Stockchen
hinhalt und es sich einige in dieser Stadt dann an-
tun, tiber dieses Stockchen zu springen. Ich finde, dass
es an dieser Stelle sinnvoll ist, die Kirche im Dorf zu
lassen.

Ich habe gestern bei der Fragestunde sehr aufmerk-
sam der Antwort von Frau Senatorin Linnert auf die
Anfrage der FDP zum Thema Umzugskosten zuge-
hort, und der Antwort kann man entnehmen, dass es
gangige Praxis in der Bundesrepublik Deutschland
ist. Also, es ist kein Novum, dass Umzugskosten fur
Senatoren und Minister gewahrt werden, sondern es
istin allen Landern der Bundesrepublik Deutschland
gangige Praxis. Wenn man sich das anschaut, stellt

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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sich naturlich die Frage: Warum soll Bremen aus die-
sem Gesamtkanon ausbrechen?

(Abg. Beilk en [DieLinke]: Jemand
macht den Anfang!)

Warum soll Bremen das machen?

Zum Zweiten glaube ich, dass der Senat, nachdem
es ja am Anfang den Eindruck machte, als gabe es
da nicht nur groB3e Einhelligkeit, einen klugen Weg
gefunden hat, namlich die drei Senatoren beschlos-
sen haben, sie verzichten auf die Umzugskostener-
stattung. Ich finde, das ist ein der Haushaltssituati-
on angemessener, pragmatischer Umgang mit dem
Thema, und insofern ist es nach unserer Auffassung
auch uberflussig, dieses Senatsgesetz entsprechend
zu andern.

Ich will noch einen Punkt nennen, um deutlich zu
machen, dass man auch ein bisschen schauen muss,
ob man selbst nicht im Glashaus sitzt. Der letzte Se-
nator vor dem Beschluss des Senats, der von einem
anderen Beschluss des Senats betroffen war, dem-
zufolge ihm Umzugskostenerstattung gewahrt wer-
den wurde, gehorte nicht meiner Partei an.

(Abg. F o c k e [CDU]: Ich habe das vorhin
ganz offen gesagt! Sie miissen nur einmal
zuhoren!)

Er gehorte auch nicht den Griinen an. Das war Herr
Gloystein. Er hat es nur nicht mehr in Anspruch ge-
nommen, weil er, nachdem er sich mit —-.

(Abg. Dr. Sieling [SPD]: Neumann
hat gesagt, er konnte die Sektflaschen nicht
loslassen!)

Danke fir das Zitat! Herr Neumann hat gesagt, er
konnte die Sektflasche nicht loslassen, und danach
ist er dann zurickgetreten, ich finde, auch zu Recht
zuruckgetreten. Er konnte das nicht mehr in Anspruch
nehmen. Das zeigt doch, dass wir sozusagen auch ein
bisschen an den Stellen insgesamt den Ball flach halten
sollten. Ich glaube, dass die Regelung insgesamt eine
sinnvolle ist.

Ich glaube, dass wir es einfach der Weisheit und
der GroBe des Senats und unserer Senatoren, die alle
ehrenvolle Amter ausiiben, iiberlassen kénnen, als
Senat zu entscheiden, wie sie damit umgehen. Ich
denke, dass der letzte Weg gezeigt hat, dass der Senat
durchaus in der Lage ist, mafzuhalten und auch an-
gemessen gegenuber der vorliegenden Situation zu
reagieren.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Nachster Rednerist der Ab-
geordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich finde den
Antrag der CDU-Fraktion mit der Drucksachen-Num-
mer 17/33, , Gesetz zur Anderung des Senatsgeset-
zes", richtig gut, denn eine solche Gesetzesanderung
ist meines Erachtens schon langst uberfallig.

Nun haben Sie meines Wissens, als Sie noch in der
GroBen Koalition die Regierungsverantwortung tru-
gen, einen solchen notwendigen Antrag zur Geset-
zesdnderung nicht eingebracht. Herr Gloystein wurde
schon erwdahnt. Diesbezuglich hatte ich mir eine Ge-
setzanderung schon viel friher gewunscht, ich habe
es namlich schon immer fiir unmoglich, unertraglich
und fur verantwortungslos gehalten, dass den sehr
gut verdienenden Senatorinnen und Senatoren ein
sogenanntes Umzugsgeld zusteht.

Bremen ist ein Haushaltsnotlageland. Dramatische,
unsoziale Einschnitte in allen Bereichen werden
unseren Birgerinnen und Birgern taglich auf das
Grausamste abverlangt: Hartz IV, Steuererh6hungen
in allen Bereichen, Zwangsumzuge und so weiter. Ich
kann diese Liste der unsozialen Abzocke unendlich
weiterfithren. Sozial schwache Menschen missen trotz
geringer Hartz-IV-Almosen ihre Umzuge, sprich
Zwangswohnungswechsel, zum Teil selbst bezahlen.
Es kann doch wohl nicht angehen, dass zum Beispiel
eine sehr gut verdienende bremische Senatorin fur
Bildung Umzugsbeihilfe einfordern mochte,

(Abg. Dr. Guldner [Bindnis 90/
Die Grunen]: Hat sie ja gar nicht!)

wahrend sie auf der anderen Seite als ehemalige nie-
dersachsische Ministerin fiir Kultur den Lehrkraften,
die tiber ein geringes Einkommen von circa 1400 Euro
netto verfiigen, schriftlich mitgeteilt haben soll, Um-
zugskosten konnten nicht erstattet werden. Die gut
verdienende Senatorin mochte nun wahrscheinlich
ihren Umzug bezahlt bekommen.

Das, meine Damen und Herren, steht in keinem
Verhaéltnis und passt hinten und vorn nicht! Ein sol-
ches Verhalten ist in hochstem Male unmoralisch und
verwerflich! Bei solchen unmoralischen Machenschaf-
ten brauchen Sie sich tiber eine stark zunehmende
Politikverdrossenheit wirklich nicht zu wundern. Ich
sage Ihnen deutlich: Politiker mit solchen Spitzenge-
haltern brauchen keine Umzugsbeihilfe, sie brauchen
auch keine anderen Beihilfen. Darum moéchte ich Ih-
nen auch dringend raten, anstatt sich groe Sorgen
zu machen, wie Sie als sehr gut verdienende Politi-
kerin oder verdienender Politiker an noch mehr fi-
nanzielle Beihilfen kommen, Sie sollten sich einmal
wirklich Sorgen machen um die wirklichen Sorgen
von sozial schwachen Menschen in Bremen und Bre-
merhaven! Das ware wirklich dringend und erforder-
licher!

Sich um die vielen Arbeitslosen, Sozialhilfeemp-
fanger, Hartz-IV-Empfanger und die steigende Kin-
derarmut — wir haben es soeben diskutiert, zum Bei-
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spiel auch die Finanzierung eines Schulessens und
so weiter — zu kiimmern, damit hatten Sie wahrlich
genug zu tun, und es ware sinnvoller, zweckma@i-
ger und dringend erforderlich. Horen Sie endlich damit
auf, eine unsoziale Politik zu betreiben nach dem Mot-
to: Wenn jeder an sich selbst denkt, istja auch an jeden
gedacht! So geht man mit Menschen nicht um!

Meine Damen und Herren, diese noch geltende
Regelung ist in hochstem MaBie ungerecht, unsozial
und schon lange nicht mehr zeitgemaB. Sie gehort
abgeschafft, darum werde ich diesem Antrag auch
uneingeschrankt zustimmen. — Ich danke [hnen!

Vizeprasident Ravens: Nachster Rednerist der Ab-
geordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (Die Linke)*): Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Der
Kollege von der SPD-Fraktion hatte in seinem Bei-
trag gesagt, dass diese Unterstiutzung von Umzligen
bundesweit gangige Praxis sei. Das ist uns auch be-
kannt, wir haben das nachrecherchiert. Wir sind
allerdings der Meinung, es ist wiederum nicht gan-
gige Praxis in anderen Bundesldndern, dass man zum
Beispiel die niedrigste Mietobergrenze hat. Bei den
Arbeitslosengeld-II-Empfangern ist es nicht bundes-
weite Praxis in anderen Landern, dass Zwangsum-
zlige in dem MalBe wie hier in Bremen stattfinden
sollen.

Von daher kénnen wir als Linke sagen, wir sind
mit der Erkldarung der Senatorin Linnert zu dem tat-
sachlichen Verhalten einverstanden, was dort berichtet
worden ist. Wir sehen es aber sehr wohl fur sinnvoll
und auch fur sozialpolitisch sinnvoll an, eine Grund-
satzerklarung im Gesetz zu machen, wie sie die CDU
jetzt vorgeschlagen hat, dass das in Zukunft nicht mehr
einfach gewahrt werden kann. Das halten wir fir
angemessen und werden es deshalb in diesem Fall
auch unterstitzen.

(Beifall bei der Linken)

Vizeprasident Ravens: Nachster Rednerist der Ab-
geordnete Dr. Guldner.

Abg. Dr. Giildner (Bundnis 90/Die Grunen)*): Herr
Prasident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Ich begrife deutlich den sachlichen Ton, den diese
Debatte gefunden hat. Damit kehrt sie auch wieder
dahin zurtck, wohin sie eigentlich gehort.

Trotzdem hat mich ein bisschen in der Debatte bei
den Rednern der Opposition gestort, wenn man drau-
Ben sitzt und diese Debatte tiber das Radio, das Fern-
sehen oder uiber die Medien verfolgt, dass man nicht
genau weil3, ob Senatoren dieser Regierung nun Um-
zugsbeihilfen erhalten haben oder nicht, weil es durch
ganz geschickte Formulierungen wie konnte, viel-

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

leicht, wahrscheinlich dann doch in Anspruch genom-
men offen gelassen wurde.

(Abg. Ro wekamp [CDU]J: Herr Focke
hat von Verzicht gesprochen!)

Die Wahrheit ist, dass kein einziger Cent an eine
Senatorin oder einen Senator dieser Regierung ge-
flossen ist, da kann man dann also auch nichts ein-
sparen, umverteilen oder vielleicht fur Mittagessen
ausgeben, weil gar nichts geflossen ist. Das ist na-
turlich noch einmal wichtig, hier auch klarzustellen,
weil bewusst ja auch mit solchen Mehrdeutigkeiten
in solchen Debatten gearbeitet wird, meine Damen
und Herren.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Die drei Senatoren, die von aullerhalb nach Bre-
men gekommen sind, Frau Jirgens-Pieper, Herrn
Nagel und Herrn Loske, begriie ich noch einmal auf
das AuBerordentlichste hier bei uns in Bremen. Wir
konnen alle qualifizierten Personen aus dem Bundes-
gebiet gebrauchen, die hierher — das ist ja nun auf
verschiedenen Ebenen in letzter Zeit auch der Fall
gewesen —zu uns nach Bremen kommen, die mit ins
Boot gehen und fiir Bremen arbeiten. Ich weill gar
nicht, was daran schlecht sein soll. Ich darf mich auch
noch einmal bei allen Dreien bedanken, dass sie,
obwohl die Gesetzeslage es hergeben wiurde, frei-
willig mit Blick auf die Haushaltslage und nattrlich
auch auf die gewisse Symbolik, die das Ganze hat —
wir sind uns ja wahrscheinlich alle einig, dass die
Summen nicht so bedeutend sind, dass sie unseren
Haushalt jetzt retten, aber Sie haben gesehen, dass
es auch eine groBe Symbolik hat und auch eine Geste
istin dieser Stadt —, auf die Beantragung dieser Mit-
tel verzichtet haben.

Nun kommt der Antrag der CDU, man moge die
ganze Regelung gleich aus dem Senatsgesetz strei-
chen. Das klingt immer ein bisschen so, auch da sind
solche Mehrdeutigkeiten zu verzeichnen, als ob es
eine spezielle Regelung fur Senatoren und Umzugs-
kosten gabe. Die gibt es gar nicht. Wenn man in das
Gesetz wirklich einmal hineinschaut, dann sieht man,
dass lediglich empfohlen wird, fur die Beihilfen, die
Dienstwohnung, die Reisekosten und die Umzugs-
kosten die Regelungen, die fiir alle Beamten im Lande
Bremen gelten, auch auf die Senatoren anzuwenden.
Es gibt also gar keine Lex Senatorin oder Senator,
hier speziell Umzugskosten zu gewdhren, sondern es
gibt lediglich, was absolut sinnvoll ist - warum soll-
te es fir die Senatoren nicht gelten? —, die Bestim-
mung im Gesetz, dass all diese Dinge analog zu den
sonst fur bremische Beamte geltenden Regelungen
auch gelten.

Ich habe Sie nicht so verstanden, dass Sie die Re-
gelung fur die bremischen Beamten generell andern
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wollen. Sie wollten sie jetzt sozusagen einseitig nur
fur eine Gruppe von sieben Personen dort heraus-
nehmen. Das finden wir von der Systematik her auch
mit dem Verweis auf die anderen Bundeslander so
nicht richtig, sondern ich finde, das kann so in der
Systematik bleiben. Ich finde es allerdings richtig,
wenn diese Regierung - sie wird ja wahrscheinlich
noch mehrere Legislaturperioden die Moglichkeit
dazu haben — noch einmal jemanden von auflen als
Senatorin oder Senator holt, dass derjenige in die-
ser Haushaltslage auch weiterhin freiwillig darauf
verzichtet.

Lassen Sie mich noch einmal —ich habe das gestern
schon versucht — auch gegen eine gewisse populis-
tische Stimmung, die in Bremen so seit der Wahl auf-
gekommen ist, hier etwas sagen! Ich weil} nicht, ob
sie den Leserbrief im , Weser-Kurier” vom Mittwoch,
dem 19. September, das war gestern, gelesen haben.
Dort schreibt ein Herr, dass die Senatoren, die hier
nach Bremen gekommen sind, ,Heuschrecken" seien
—das Zitat steht hier —, die nach Bremen gezogen seien,
um uns hier sozusagen auszusaugen. Daran sieht man
so ein bisschen, wohin die Reise gehen kann.

Ich mo6chte heute noch einmal davor warnen, je-
den, der ein politisches Amt iibernimmt, der ein so
verantwortungsvolles und schweres Amt ibernimmt,
das im Ubrigen sehr viel schlechter bezahlt ist als jedes
vergleichbare verantwortliche Amt in der freien Wirt-
schaft, und zwar sehr, sehr viel schlechter, zu diskre-
ditieren und von vornherein als Schwarzgeldbezie-
her und Abzocker darzustellen! Ich glaube, diejeni-
gen, die das tun, sind in keiner Weise in der Lage,
eine solche antidemokratische und antiparlamenta-
rische Haltung am Ende auch wieder zuriickzuneh-
men, sondern es fuhrt uns in eine Richtung, die wir
in diesem Lande friher schon einmal hatten, ndm-
lich Parlamente und Politik generell zu diskreditie-
ren. Ich empfehle uns allen anhand dieser Beispie-
le, auch hiervon ganz deutlich Abstand zu nehmen.
— Vielen Dank!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Vizeprasident Ravens: Nachster Redner ist Herr
Kollege Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Wir als FDP werden noch einmal
den Antrag stellen, die Redelisten zu quotieren, um
mit der kleinsten Fraktion anzufangen, weil die meis-
ten Argumente schon ausgetauscht sind, sobald ich
hier ans Rednerpult trete. Aberich will es noch einmal
versuchen.

(Abg.Frau B us c h [SPD]: Schneller mel-

den! - Abg. Rowekamp [CDU]: Des-

halb haben wir euch auch die letzten 12
Jahre nicht gebraucht!)

Herr Dr. Guldner, das war ja eben ein schones Pla-
doyer, aber darin waren auch ein paar Krokodilstra-
nen! Seit gestern wissen wir ja, was geflossen ist und
was nicht geflossen ist. Wir haben eine Anfrage ein-
gebracht, die gestern beantwortet worden ist. In die-
sem Fall kann man auch nur sagen, es geht um die
Symbolik. So haben wir uns auch in der 6ffentlichen
Debatte geduBlert. Es geht um die Symbolik eines
Haushaltsnotlagelandes, das ganz einfach sagen muss,
wir wollen und konnen uns das nicht leisten. Da hatte
der Senat nicht den Beschluss fassen sollen, sondern
hatte ganz einfach sagen sollen: Okay, das steht zwar
im Senatsgesetz, aber das wollen wir nichtin Anspruch
nehmen. Dann ware das Thema auch ad acta zu le-
gen gewesen, und die Sache ware in Ordnung ge-
wesen.

(Beifall bei der FDP)

Ich denke, das ist ein eindeutiges Kommunikati-
onsproblem. In dem Moment, in dem es in der Welt-
geschichte herumgeistert, wird es nattrlich auch von
allen Seiten letztendlich kommentiert. Wir haben ja
diese wunderbare Schuldenuhr bei uns am Haus, an
der man sehen kann, mit welcher Rasanz wir jeden
Tag weiter in die Schulden fahren. Da werden 25 000
oder 30 000 Euro nicht den Kohl fett machen, wie das
so schon heiBit. Aberich denke, die Symbolik ist ge-
geben, und viele andere Leute mussen auch sparen,
da hatte man das in dieser Situation mit mehr Fin-
gerspitzengefiihl wesentlich besser handhaben kon-
nen. In diesem Sinne: Vielen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Ravens: Nachster Rednerist der Ab-
geordnete Focke.

Abg. Focke (CDU): Herr Prasident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich habe soeben extra
gesagt, dass ich das auf einer sehr sachlichen Basis
diskutieren mochte. Herr Dr. Giildner, ich habe ein-
deutig gesagt, dass die Senatoren, die jetzt ins Amt
gekommen sind, keine Umzugshilfe in Anspruch
genommen haben. Das habe ich deutlich gesagt und
danach erst hier darauf hingewiesen.

(Abg.Frau Stah m ann [Bindnis 90/Die
Griinen]|: Wir wollten es noch einmal horen!)

Sie bauen nun wieder das alles darauf auf, dass al-
les verwischt werden sollte! Das ist nicht der Fall, und
ich habe auch ausdrucklich gesagt, dass in der Ver-
gangenheit garantiert Leute die Umzugskostenhilfe
in Anspruch genommen haben, zu denen nattrlich
auch CDU-Senatoren gehoren. Bei Dr. Gloystein ist
es ja nachher nicht mehr dazu gekommen,

(Abg. Dr. Guldner [Bundnis90/Die
Griinen|: Was wir alle gemeinsam nicht be-
dauern!)
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aberich glaube, wir wissen es gar nicht ganz genau,
deswegen ist es mir auch egal. Ich habe es ja ganz
klar gesagt. Aberich habe auch ganz klar gesagt, das
ist meines Erachtens nicht zu vergleichen mit 16 an-
deren Bundeslandern. Diese alte, traditionsreiche
Hansestadt und dieses Bundesland hat es nicht no-
tig, Umzugskostenhilfen bei Senatoren zu gewdahren,
meine Damen und Herren!

Ich glaube schon, dass man, wenn man in diese
Stadt und dieses Bundesland von aul3erhalb berufen
wird, nicht die 8000 Euro Umzugskostenhilfe beno-
tigt, um es als eine tolle Sache anzusehen, hier Mi-
nister oder Senator zu sein!

(Beifall bei der CDU)

Dazu kommt nattirlich auch noch, dass wir ein Haus-
haltsnotlageland sind. Um Irritationen zu vermeiden
und ewige neue Beschliisse oder dieses oder jenes —
der eine sagt, ich will, der andere sagt, ich will nicht,
so war es ja in der Vordiskussion hier —, wollen wir
klare Verhaltnisse schaffen, und das sind klare Ver-
haltnisse. Wir wollen das nicht fiir alle Beamten und
Universitatsprofessoren abschaffen, sondern wir
wollen es in diesem Bereich abschaffen, und warum
wir das abschaffen wollen, habe ich Ihnen gerade
gesagt. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Das Wort erhalt Herr Bur-
germeister Bohrnsen.

Biirgermeister Bohrnsen: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Das Senatsgesetz regelt die Rechts-
verhaltnisse der Mitglieder des Senats, und deswe-
gen habe ich hier keine offizielle Stellungnahme des
Senats zum Anderungsantrag abzugeben, denn es
ist guter und geubter Stil ja auch hier im Hause, dass
man kein Pladoyer in eigener Sache halt. Ich wirde
aber doch gern noch einmal den sachlichen Kern er-
lautern, um den es geht!

Umzugskostenerstattungen sind in Deutschland und
vermutlich weit dartiber hinaus ein Instrument der
Personalgewinnung. Wer einen hoch qualifizierten
Mitarbeiter gewinnen will, greift zu diesem Instru-
ment, in der Privatwirtschaft — ich erspare mir auf-
zuzdahlen, wer das in Bremen alles anwendet —, aber
eben auch im offentlichen Dienst. Das ist —das istauch
schon gesagt worden —in allen 16 Bundeslandern so,
und das ist beim Bund so, das ist durch Gesetz gere-
gelt. Alle 16 Bundeslander und der Bund haben fir
den Bereich der Beamten und der Richter Gesetze
uber Umzugskostenerstattung, und auch die Bremi-
sche Burgerschaft hat vor Jahrzehnten ein solches
Gesetz erlassen. Darin ist unter anderem geregelt,
dass Umzugskosten erstattet werden konnen, wenn
der neue Dienstort bei einer Einstellung ein anderer
ist als der bisherige Wohnort.

Das Rechtist anwendbar tiber das Senatsgesetz fur
die Mitglieder des Senats. Das hat auch die Burger-
schaft im Senatsgesetz beschlossen. An diese recht-
liche Regelung hat sich der aktuelle Senat gehalten
und sich daran orientiert, und das ist auch eine recht-
liche Regelung, an die sich frihere Senate gehalten
haben.

Nun kann man, jedenfalls hin und wieder, auf das
Geltendmachen von Rechten auch verzichten. Ubri-
gens, weilich hier im Parlament stehe, darf ich einmal
daran erinnern, dass es am Beginn der parlamenta-
risch-demokratischen Entwicklung eine Regelung
gab, dass man auf seine Didten als Abgeordneter nicht
verzichten konnte. Warum ubrigens? Weil man die-
jenigen, die auf das Geldverdienen angewiesen wa-
ren, nicht als Raffke vorfithren wollte gegentiber den-
jenigen, die, weil Sie Vermogen hatten, sagen konn-
ten, das mache ich, weil es mir Spal macht! Das war
die Begrundung, weshalb man nicht auf Rechte ver-
zichten konnte.

Man muss sich noch einmal Gedanken dartiber ma-
chen, dass darin auch ein wichtiger Kern des demo-
kratischen Prinzips steckt. Hier haben die neuen Mit-
glieder des Senats, die ihren Wohnort nach Bremen
verlegt haben, auf das Geltendmachen dieser Anspru-
che verzichtet, und ich will hier noch einmal ganz
ausdrucklich sagen: Sie haben das getan, weil sie ge-
sagt haben, Bremen hat Wichtigeres zu tun und zu
debattieren, als sich tiber Umzugskosten auseinan-
derzusetzen. Deswegen haben sie verzichtet, und ich
finde, das verdient Respekt, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

Ich mochte bei dieser Gelegenheit hinzufiigen: Es ist
gut fir Bremen, dass wir von auBlerhalb hoch quali-
fizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und auch
Senatorinnen und Senatoren gewinnen und dass sie
Lust und Interesse haben, mit uns gemeinsam an der
groflen Aufgabe zu arbeiten, Bremen zukunftssicher
zu machen. Auch das ist wichtig, und auch das mus-
sen wir an dieser Stelle noch einmal sagen, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis
90/Die Griinen)

Ich will eine abschlieBende Bemerkung machen,
wie die Debatte insgesamt verlaufen ist! Ich vermu-
te einmal, dass es nur wenige Bereiche gibt, wo man
Emotionen, wo man vor allem offentliche Emotionen
und wo man auch Skandalisierung fast automatisch
und treffsicher erreichen kann, wie wenn man tiber
geldliche Leistungen an Politiker und Mandatstra-
ger redet. Das endet und beginnt, glaube ich, nicht
bei den Senatoren, sondern das Feld ist ganz weit
aufzumachen. Das hangt vielleicht auch —ich kénn-
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te jetzt iber das Ansehen von Politik reden, aber das
will ich hier gar nicht tun — damit zusammen, dass
man Leistungen von Politikern vielleicht schlechter
einschdatzen kann als die Leistung eines Wissenschaft-
lers, eines Backermeisters, eines Gartnermeisters.
Daruber will ich gar nicht lamentieren. Ich mochte
uns eigentlich nur bitten, dass wir uns dort, wo die
Kritik verantwortungsbewusst, wo sie substantiiert
vorgetragen wird, der Debatte auch stellen, aber dort,
wo sie so subkutane Emotionen schiiren soll, mit ei-
nem gewissen Selbstbewusstsein, das wir auch ha-
ben durfen, sagen konnen: Wir sind keine Raffkes,
wir wollen keine sein, und wir werden keine sein. —
Vielen Dank fur die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizepradsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Anderung des Senatsgesetzes,
Drucksache 17/33, in erster Lesung beschlieBen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Datur CDU, Die Linke und Abg.
Tittm ann [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Grinen
und FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt das
Gesetz in erster Lesung ab.

Damit unterbleibt gemal Paragraf 35 Absatz 2 der
Geschaftsordnung jede weitere Lesung.

Ubernahme von Kosten fiir die Erstausstattung von

Schulkindern bei Schuleintritt in Hohe von bis zu

80 Euro, deren Eltern iiber ein geringes Einkommen
verfiigen

Antrag der Fraktion Die Linke
vom 12. September 2007
(Drucksache 17/49)

Dazu als Vertreter des Senats Frau Senatorin Ro-
senkotter.

Die Beratung ist eroffnet.

Das Wort erhalt der Abgeordnete Beilken.

Abg. Beilken (Die Linke)*): Herr Prasident, sehr
verehrtes Prasidium, meine Damen und Herren! Die-
ses Thema ist sicherlich wieder geeignet, Emotionen
zu schiiren, es geht um die Erstausstattung von Schul-
kindern. Wir haben es alle in der Presse gesehen: Es
hat Emporung hervorgerufen, dass Menschen, die
vom Regelsatz beim Arbeitslosengeld II leben mis-
sen und ihre Kinder durchbringen miissen, davon noch
etwas ansparen sollen, um die Erstausstattung fur
Erstklassler, die sich in einer Hohe zwischen 100 und
250 Euro bewegt, anzusparen. Dieses Ansparen wurde
allgemein als nicht moglich angesehen, und wir sind
uns einmal wieder einig: Das geht so nicht weiter!

Jetzt ist nur wieder die Frage: Wer tut etwas? Wer
beschlieBt etwas? Wer nimmt aus dem kostbaren
bremischen Haushalt Geld in die Hand, um fir die-
se Kinder sofort etwas zu beschliefen? Wer hat die-
se Kraft, wer hat diesen Mut und wer hat diese Tat-
kraft, dies auch wirklich sofort umsetzen? In diese
Richtung geht unser Antrag, und wir haben in dem
Sinne beschlossen, dass wir ab sofort fiir eine Erst-
ausstattung bei vorliegenden Quittungen als Gemein-
de, als Land Bremen einen Anteil von 80 Euro tiber-
nehmen, und diese 80 Euro will ich kurz erlautern.
Warum 80 Euro? Ich komme mit dieser Summe den-
jenigen im Haus schon als Kompromiss entgegen, die
sparen wollen, weil sie 6ffentliche Armut offenbar
akzeptieren. Das zu diesem 80-Euro-Beitrag, dieser
Hohe!

Die Bedirftigen — in dem Fall die, die den Bedarf
haben -sind Arbeitslosengeld-II-Empfanger, aber, wie
Frau Stahmann eben auch schon einmal erwahnt hat
und in unserem Antrag formuliert worden war, auch
Personen, die BAf6G-Grundsicherung bekommen,
Wohngeld oder vergleichbare Leistungen. Es geht
nicht nur um die Empfanger von Arbeitslosengeld II.
Indem ich das Wohngeld hier hineingeschrieben habe,
haben wir dann auch die Geringverdiener, die ge-
legentlich von anderer Seite auch mit Recht ange-
fihrt werden, mit gemeint und einbezogen.

Das ist ubrigens nicht meine Idee, denn in ande-
ren Kommunen gibt es das. Diese guten Vorbilder
sollten wir uns nehmen, um diese MaBnahme hier
jetzt zu beschliefen, die noch bis zum Jahresende
giltig ist, bei Vorlage der Quittung durch diejenigen,
die sich hier in Unkosten gesturzt haben, vielleicht
privat verschuldet haben und so weiter. Das konnen
Sie sich vielleicht vorstellen, vielleicht auch nicht, wie
es dann in den Familien zugeht, die eben die Aus-
stattung bis zum heutigen Tag nicht haben, die die
anderen Schulkinder haben. Die Diskriminierung
fangt an, und man kann einfach nicht so gut arbei-
ten, wenn man von Anfang an materiell diskriminiert
ist. Man wird dann leicht ein bisschen lacherlich.

Die Lehrer finden es auch nicht schon, wenn die
Ausstattung nicht vorhanden ist, und es ist eine Irri-
tation, die man in ihrer ungunstigen padagogischen

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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Wirkung durchaus erkennen sollte. Ich kenne das
zufallig ein Stuck weit aus eigener Erfahrung aus
meiner eigenen Unterrichtspraxis in der Grundschule
in den letzten Jahren. Die Ubernahme der Kosten ist
deswegen sehr wichtig, und wir sollten es nattrlich
fur das nachste Jahr gleich mit beschliefen, dann
moglichst 2 Monate vor Schulbeginn diese Kaufe zu
tatigen und entsprechend abzurechnen.

Apropos Abrechnung, héatte ich beinahe gesagt: Die
Sozialdemokraten haben eine Initiative gestartet, die
wir, wie gesagt, 3 Tage spater lesen konnten, die sie
bundesweit wohl aus Anlass, muss ich sagen, unse-
res Antrags starten wollen.

(Abg.Frau M 6 bius [SPD]: Bundesweit?
—Abg. Dr. Sieling [SPD]: Meinen Sie,
Thren Antrag hat jemand gelesen?)

Ich begriBe das. Ja, die Aufregung ist berechtigt! Eine
Initiative, die Sie starten wollen, das finde ich gut!
Starten Sie eine Initiative, beginnen Sie, Thre bun-
desweite Politik zu reparieren! Diese ganzen ALG-
II-Gesetze sind ein Skandal, und Sie beginnen, dar-
an zu reparieren.

Ich akzeptiere, ich unterstitze auch das, und ich
mache unseren Antrag damit kompatibel, indem ich
bitte, hier den Zusatz aufzunehmen: ,Die Bezuschus-
sung gilt bis zum Inkrafttreten einer entsprechenden
bundesweiten Regelung”, denn wir wollen diesen Be-
muhungen nichtim Wege stehen. Obwohl vielleicht
gleich noch vorweg zu diesen Bemithungen ein Wort:
Was dort laut Presse geplantist, ist eine aufkommens-
neutrale Umanderung dahin gehend, dass der geringe
Betrag, den die ALG-II-Empfanger bekommen, nicht
mehr voll ausgeschiittet wird wie heute, sondern ein
Teil davon zuriickgehalten wird und im Fall des Be-
darfs der Kinder dann ausgezahlt wird. Das ist so ahn-
lich, wie Lebensmittelgutscheine fiir gesundes Friih-
stiick auszugeben, das ist eine nicht sehr noble Ge-
schichte!

Sie haben dartiber hinaus aber vor, ein Gutachten
zu erstellen, ob die Satze eventuell erhoht werden
miussen. Entschuldigen Sie, es ist naturlich nicht zum
Lachen! Ein Gutachten, das kennen wir von GEWOS,
das kennen wir zum Thema Mindestlohn, da gibt es
Gutachten hin und her, und das ist nicht das, was nun
wirklich das Optimum ist und was von uns erwartet
wird. Immerhin: Auch diese Bemiihungen mochte ich
berticksichtigen, und wir haben dies deswegen in die-
sem Antrag auch integriert. Ich wisste ehrlich gesagt
nicht, warum Sie diesem Antrag nicht zustimmen wiir-
den, auBer, es geht wieder los: Wir haben kein Geld
fur diejenigen, die es am dringendsten brauchen. Ich
glaube, das ist gerade heute —ich habe gehort, es ist
irgendwie Weltkindertag —nicht schon, wenn Sie das
hier noch einmal wiederholen. Ich bin gespannt! —
Vielen Dank!

(Beifall bei der Linken)

Vizeprasident Ravens: Herr Kollege Beilken, Sie
hatten eben einen Zusatz in Ihren Antrag aufgenom-
men. Konnen Sie uns den bitte einmal geben?

(Abg. Beilk en [DieLinke]: Ja!)
Nachster Redner ist der Abgeordnete Grotheer.

Abg. Grotheer (SPD): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Dies ist ja die Fortset-
zung der Debatte, die wir heute Morgen schon hat-
ten und die wir mit einer Beschlussfassung abgeschlos-
sen haben. Ich kann nur aus unserer Sicht sagen: Wir
sind sehr froh dariiber, dass wir in Bremen nach wie
vor in der Landesverfassung die Lern- und Lehrmit-
telfreiheit verankert haben.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Es gab immer wieder Vorschlage, das zu andern.
Das haben wir abgelehnt, das haben wir verhindern
konnen. Wir wissen nattirlich, dass das in der Praxis
an manchen Stellen durchbrochen ist. Wenn man sich
die Schulen anschaut und wei}, wie haufig Eltern
gebeten werden, doch bestimmte Dinge zu kaufen,
dann ist klar: In der Praxis sieht es etwas anders aus,
aber es ist wichtig, das im Grundsatz beizubehalten,
weil sonst die Damme vollig brechen.

Naturlich ist der erste Schultag im Leben eines Kin-
des und auch fur die Eltern ein ganz besonderer Tag.
Ich wohne gegentiber einer Schule, ich habe also
schon einen gewissen Eindruck, was dort so jedes Jahr
stattfindet. Selbstverstandlich ist es so, dass Kinder
und Eltern sich gerade an diesem Tag keine beson-
deren finanziellen Sorgen machen sollten. Deshalb
kann ich nur sagen, die Intention Ihres Antrages un-
terstutzen wir, gar keine Frage. Ich sage aber auch:
Wir haben eine ganze Reihe von MaBnahmen be-
schlossen oder auf den Weg gebracht, die die Ver-
besserung der Lebensverhaltnisse gerade in Bezug
auf Kinder im Fokus haben. Wir haben das gestern
bereits diskutiert: Kinderbetreuung, Mittagessen,
Sprachforderung, wir verbessern die Jugendhilfe! Das
kostet alles viel Geld, das kostet Personal. Wir sind
wirklich dabei, dass wir im Moment sagen miissen:
Wir sehen nicht, wie wir zusatzliche Ausgaben in die-
sem Bereich noch finanzieren konnen.

Ich sage, wir tun alles, was wir konnen, was in
bremischer Zustandigkeit liegt, um die Situation von
Kindern zu verbessern. Aber das Problem, das hier
angesprochen ist, hat eine ganz andere Dimension
und bezieht sich auch nicht nur auf die Frage der Erst-
ausstattung fur die Schulanfanger, sondern es geht
ja viel weiter. Seit der Zusammenlegung von Arbeits-
losen- und Sozialhilfe ist eben alles durch pauscha-
le Leistungen abgegolten. Das, was fruher als Hilfe
in besonderen Lebenslagen gezahlt werden konnte,
gibt es nicht mehr, sondern das beinhalten Pauschalen;
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mit einer Ausnahme tbrigens, und das betrifft mehr-
tagige Klassenfahrten. Die werden noch bezuschusst,
da darf die BAgIS zahlen. Ansonsten gibt es keine
gesetzliche Grundlage fiir weitere Leistungen.

Wir finden das unbefriedigend, und darauf muss
uns nicht Die Linke bringen, sondern das haben wir
vor vielen Monaten schon diskutiert. Wir wollen, dass
das SGB an diesem Punkt geandert wird. Wir wol-
len, dass die gesetzliche Moglichkeit geschaffen wird,
in besonderen Lebenslagen besondere Hilfen zu
bewilligen. Aber das muss der Bund beschliefen, das
ist ein Bundesgesetz, um das es geht. Deshalb sind
wir sehr froh dartiber, dass das Sozialressort erklart
hat, es wolle eine Bundesinitiative mit dem Ziel, genau
dies zu erreichen, auf den Weg bringen. Wir freuen
uns dartiiber, dass Franz Miuntefering diese Idee auf-
gegriffen hat und unsere Bundespolitiker da mitma-
chen werden. Das ist eine gute Sache.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Wir wissen nattrlich auch, wir sind ja da sehr im
Gesprach mit den Wohlfahrtsverbanden, dass die
Wohlfahrtsverbande eine Erhohung der Regelsatze
um 20 Prozent fordern, auch das haben wir disku-
tiert. Wir wissen auch, dass die Wohlfahrtsverbande
in der Frage der besonderen Leistungen fir Kinder
an unserer Seite sind. Da sind wir in richtig guter Ge-
sellschaft. Naturlich haben wir versucht, dieses Thema
schon - da gab es Sie hier noch nicht als Fraktion —
hier im Parlament zur Debatte zu bringen. Das ist so
nicht gelungen, weil wir damals in einer anderen Ko-
alition gefangen waren. Wir haben einen Antrag ent-
worfen gehabt, in dem genau dies gefordert wurde,
namlich kommunale Strategien gegen Kinderarmut
und Anderungen des SGB auf Bundesebene. Das
konnten wir damals nicht einbringen.

Noch zwei Satze! Ganz interessant tibrigens in die-
sem Zusammenhang ist die Reaktion unseres da-
maligen Koalitionspartners, dem wir ja unseren An-
trag ibersandt hatten. Der sozialpolitische Sprecher
hat uns damals tiber die Presse erwidert: ,Herrn
Grotheer geht es mit seinem Antrag leider nicht um
die Sache, sondern lediglich um Aufmerksamkeit. Das
Einzige, was Sozialdemokraten seit Jahren beim The-
ma Armut einfallt, ist eine Neiddebatte verbunden
mit der Forderung nach zusatzlichen staatlichen Leis-
tungen. Das ist keine besonders nachhaltige Strate-
gie.” Das ist eine Presseerklarung der CDU, die ich
Thnen hier eben vorlesen durfte. Ich habe leider ver-
gessen, das Prasidium um Erlaubnis zu fragen, aber
ich denke, das ist so genehmigt. Das ist die Haltung
gewesen, mit der wir uns auseinandersetzen mussten.

Wir sind jetzt in dieser Koalition in einer anderen
Situation und werden uns nattirlich nachdrticklich auf
Bundesebene daftir einsetzen. Angesichts der beson-
deren Probleme, die wir mit unserem Haushalt ha-
ben, und angesichts des Verfahrens in Karlsruhe se-

hen wir aber keine Moglichkeit, dem jetzt sofort zu
entsprechen, aber das Thema steht weiterhin auf der
Tagesordnung. —Ich bedanke mich fir die Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Man hat ja ein gewisses Déja-vu-
Erlebnis, oder man konnte sagen, wir haben ein Da-
capo von der Debatte von heute Morgen, denn es geht
ja eigentlich wieder um die Frage: Wie schaffen wir
es, dass das Geld, das in Pauschalen versteckt ist,
wirklich bei den Kindern ankommt und dass die El-
tern das Geld nicht fur etwas anderes ausgeben. In
der Tat ist es die Debatte, die Herr Grotheer gefuhrt
hat, namlich die Frage: Schaffen wir es, fiir solche
Tatbestande die Moglichkeit zu bekommen, spezi-
ell Geld neben den Pauschalen zu zahlen, oder miissen
wir damit leben, dass das in den Pauschalen bleibt?
Diese Debatte mussen wir flihren, nicht nur hier, son-
dern auch auf anderen Ebenen.

Wir koénnen das nicht einmal eben so entscheiden,
weil wir diese Losungen eben brauchen, die in dem
Gesamtkontext abgesichert sind und auch in dem Ge-
samtkontext stehen. Denn so winschenswert es ist,
all die Probleme in Spezialregelungen zu l6sen, fiihrt
das am Ende nur wieder dazu, dass wir so viele kom-
plizierte Speziallosungen haben, dass nicht die Be-
dirftigen das Geld bekommen, sondern diejenigen,
die wissen, wo und wann und bis wann sie einen An-
trag stellen mussen. Das kann auch nicht Sinn und
Zweck der Ubung sein, denn damit kommt das Geld
nicht bei denen an, die das Geld brauchen, sondern
nur bei denen, die wissen, dass sie dieses Geld be-
anspruchen konnen; ein Problem, das wir im Sozial-
system haufig haben, wo es auch notwendig ist, da-
ruber aufzuklaren, welche Rechte jeweils bestehen.

Uns als FDP ist sehr daran gelegen, dass Kinder
und Jugendliche die Moglichkeit haben, die Schule
zu besuchen, und das auch entsprechend ausgestattet.
Dorthin ist es noch ein weiter Weg, denn, wie gesagt,
es gibt das Problem, dass das Geld nicht bei den
Kindern ankommt. Aber wir konnen nicht nur an den
einzelnen Symptomen herumdoktern. Es geht dann
ja um vieles Weitere, was dann noch in den Klassen
beschafft wird, wo Eltern dann noch einmal gebeten
werden, 2 Euro, 5 Euro hier, 10 Euro dort dazuzule-
gen, was man auch gern macht und was sinnvoll ist,
wenn man seine Kinder, wie ich, in der Schule hat,
aber wo man dann immer die Frage stellen muss:
Bleibt es gerecht gegentiber allen, und ist die Losung
wirklich gut? Das Ganze auch noch nachtraglich zu
erlauben, dann mit dem Hinweis versehen, fiir die-
jenigen, die das Glick haben, noch den Kassenbon
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zu haben, halte ich auch fur problematisch, weil das
dann auch nicht gerecht ist.

Insofern lassen Sie uns weiter tiiber diese Fragen
diskutieren — wir sind da grundsatzlich offen —, aber
nicht schnell aus der Hiifte schielen, denn das kann
ins Knie gehen! — Herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Frehe.

Abg. Frehe (Biindnis 90/Die Griinen): Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Ich fand es
gut, dass Herr Grotheer die Debatte hier in eine sach-
liche und fachliche Form gebracht hat. Das Problem,
mit dem wir uns beschaftigen, ist ja das Verhaltnis
von Regelleistungen und einmaligen Leistungen.

Herr Kollege Beilken, so einfach ist das nicht! Wenn
wir jetzt ganz nichtern einmal an die Sache heran-
gehen, dann konnten wir in der Tat eine freiwillige
Leistung in Bremen beschlieBen, und dann wirde
Bremen abweichend von allen anderen Bundeslan-
dern eine freiwillige Leistung fur die Erstausstattung
beim Schulbesuch vorsehen. Das wiirde nattirlich die
anderen Bundeslander, insbesondere die stidlichen
Bundeslander, bei ihrer Klage besonders freuen.

Solide kann man das aber nur machen, wenn man
in der Tat das SGB XII und das SGB Il andert. Ich will
das nur einmal, damit Sie es nachlesen konnen, sa-
gen: Wir haben einmal das Problem, dass der Regel-
satz im Paragrafen 28 SGB XII oder Paragrafen 19 im
SGB I und im Paragrafen 28 das Sozialgeld im SGB II
geregelt worden ist, und dann sind die einmaligen
Leistungen im Paragrafen 23 Absatz 3 SGB II gere-
gelt. Da ist bereits, Herr Kollege Grotheer, nicht nur
eine Leistung geregelt, nicht nur die Klassenfahrten,
sondern da sind in der Tat 3 Sachen geregelt, nam-
lich einmal die Erstausstattung der Wohnung und
Haushaltsgerate, der zweite Bereich ist eine Erstaus-
stattung fur Bekleidung bei Schwangerschaft und
Geburt, und der dritte Teil ist dann die mehrtagige
Klassentahrt.

Wenn wir eine Regelung wollen, dann wtrde es
sich gut machen, das in Paragraf 23 Absatz 3 SGB II
und Paragrafen 31 SGB XII als vierten Tatbestand zu
verankern.

Ich habe mich sehr gefreut, dass das Sozialressort
da die Initiative ergriffen hat. Genau das ist die Ab-
sicht des Sozialressorts, eine bundeseinheitliche Re-
gelung in diesem Bereich herzustellen, und das ist
auch vernunftig.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Wir wissen, dass nicht nur das Sozialressort das an-
gekundigt hat und auch Herr Muntefering es offen-

sichtlich ahnlich sieht. Damit hat es ja, wenn die CDU
dem auf Bundesebene zustimmen wiurde, eine ge-
wisse Chance, auch tiber die GroBe Koalition veran-
dert zu werden.

Die Kinderregelsatze als abgeleitete Regelsatze sind
offensichtlich, so sagen jedenfalls alle Experten, zu
niedrig bemessen. Es macht keinen Sinn, 60 und 80
Prozent zu nehmen, sondern fachlich ware es rich-
tig, dort im Rahmen einer Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe, wie es bei anderen Regelsatzen
auch bestimmt wird, festzustellen, wie der Bedarf bei
diesen Altersgruppen ist, um dann in der Tat einen
eigenen Regelsatz fiir Kinder in verschiedenen Al-
tersgruppen zu gestalten. Ich habe eine Untersuchung
des Deutschen Paritatischen Wohlfahrtverbandes auch
in Verbindung mit dem Deutschen Verein vorliegen,
bei der genau uberlegt wird, fur welche Altersgrup-
pen welche Bedarfe bestehen und wie die Hohen sein
missen. Eine solche Untersuchung soll dann auch
nach der neuen Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe 2008 passieren.

Ich finde es richtig, dass das Sozialressort sagt, das
sollten wir jetzt vorziehen, das sollten wir schneller
machen. Ich finde es aber nicht richtig, dass wir dann
im Grunde genommen von diesem Verfahren vollig ab-
weichen, um eine so ganz spontane Regelung einmal
eben so als freiwillige Leistung konzipieren. Wir sollten
dafur sorgen, dass in der Tat Kinderarmut weniger
wird, und dazu bedarf es eines ordentlichen Regel-
satzes und einer ordentlichen einmaligen Leistung.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Bei der Bemessung der einmaligen Leistung muss
man dann auch uberlegen, ob sie nun 80 Euro, 100
Euro oder 60 Euro betragen soll. Wir muissen da den
Bedarf ermitteln, und dazu dient auch so eine Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe. Das hier so
voluntaristisch zu machen, scheint mir kein geeig-
neter Weg, deswegen lehnen wir Thren Antrag ab.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Vizeprasident Ravens: Als Nachster hat das Wort
der Abgeordnete Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Grotheer und Herr Frehe, Sie
haben ja freundlicherweise schon darauf hingewie-
sen, die Neuregelung des Arbeitslosengeldes II be-
ruht auf pauschalierten Betragen.

(Abg. Freh e [Bundnis 90/Die Grinen]:
Es gibt auch die einmaligen Leistungen!)

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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Es ist so, dass im Schnitt Familien, die von Hartz IV
leben, pro Monat weniger als 13 Euro fur den Kauf
von Schulranzen, Federmappen, Schreibheften et
cetera zur Verfuigung haben. Wir haben in Bremen
jetzt die Situation, dass wir uns bremische Sonder-
wege auch vor dem Hintergrund der Klage nicht leis-
ten konnen. Ich mochte gar nicht dartiber spekulie-
ren, was in Berlin irgendwann einmal wie geandert
wird — das werden wir dann erleben, das wird dann
im Bund passieren —, aber Ihrem doch sehr populis-
tischen Antrag, meine Damen und Herren von den
Linken, werden und konnen wir so nicht zustimmen.

(Abg. Beilk en [Die Linke]: Nicht
populistisch, sondern popular!)

Wir haben in Bremen natiirlich andere Moglich-
keiten. Das Sozialressort hat auch in diesem Jahr eine
Schulranzenaktion durchgefiihrt. Frau Senatorin Ro-
senkotter hat ungefahr 200 hochwertige Schulran-
zen Kindern ibergeben konnen, deren Familien von
Hartz IV leben. Das ist sicherlich keine Losung fur
alle, aber es gibt zum Beispiel die Rechtsprechung
des Sozialgerichts Hannover, nach der die Arbeits-
agenturen verpflichtet sind, Familien, die nachwei-
sen, dass der Bedarf besteht, ein zinsloses Darlehen
zu gewahren. Auch dies ist ein Weg. Ich finde, dass
dieser Weg auch eine gute Moglichkeit vor dem Hin-
tergrund ist, dass wir in Bremen keinen Sonderweg
gehen konnen in dieser Situation, Herr Dr. Guldner.
Sie mussen mit Ihrem Senat in Karlsruhe schlieBlich
erklaren, warum Sie in Bremen hier in Zukunft kei-
ne Sonderwege gehen wollen, oder verabschieden
Sie sich von der Haushaltskonsolidierung?

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grinen]: Wirlehnen ja den Antrag ab! Oder
haben Sie das nicht verstanden?)

Nein, Sie haben sich hier eben anscheinend auch auf
die Moglichkeit des zinslosen Darlehens bezogen, und
darauf bin ich eben eingegangen! Das Sozialgericht
Hannover hat 2005 entsprechend geurteilt, und dort
ging es auch zum Beispiel um einen konkreten Fall
von Schulranzen.

Ich mochte in dieser Debatte nur daran erinnern,
dass wir insgesamt in der Gesellschaft auch ein Pro-
blem diskutieren miissen, das wir vor Kurzem bei der
Einfiihrung von einheitlicher Schulkleidung auch dis-
kutiert haben. Auch bei der Beschaffung von Schul-
ranzen, von Schulmaterial muss man, glaubeich, auch
mit den Lehrern noch einmal ein Gesprach fiihren,
was eigentlich dort angeschafft werden soll. Radio
Bremen hatte vor einiger Zeit in ,Buten un binnen”
einen Beitrag gebracht, bei dem dann von den Leh-
rern sehr detaillierte Listen aufgegeben wurden, was
eigentlich zu besorgen ist.

Meine Damen und Herren, und auch dort muss man
den Lehrern dann einmal sagen, dass das teuerste

Markenprodukt nicht gleichzeitig das beste Produkt
sein muss. Kinder werden dann auch unter Druck ge-
setzt, dass sie entsprechend teure Produkte, die dort
beschafft werden sollen, unbedingt haben miissen.
Ich finde, dass wir diese Debatte auch noch einmal
fihren miussen, wenn Eltern dann versuchen, mit aller
Gewalt die teuersten Produkte zu kaufen, die nicht
automatisch die besten Produkte sein miissen. Von
daher werden wir den Antrag der Linken ablehnen.

Wir werden sehen, was im Bund passieren wird.
Fur Bremen gibt es einerseits Moglichkeiten der Aus-
nahme tiber das zinslose Darlehen, auf der anderen
Seite auch Anstrengungen wie zum Beispiel im So-
zialressort, dass Familien, die ihre Ranzen nicht mehr
benotigen, sie zuruckgeben konnen, dass Sponsoren
sich auch daran beteiligen. Von daher ist dies eine
Moglichkeit, dass man hier erst einmal diese Situa-
tion l6sen kann. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin erhalt
das Wort die Abgeordnete Frau Nitz.

Abg. Frau Nitz (Die Linke): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrter Herr Grotheer, sehr geehrter Herr
Frehe und sehr geehrte Damen und Herren! Ich freue
mich, dass Sie in den Fraktionen der SPD und der Gru-
nen hier das Problem konkret auf den Punkt gebracht
haben und unser Anliegen nicht als populistische
Forderung abtun. Auf Bremer Ebene, Herr Frehe, ist
es aber schwierig, Bundesgesetzgebung zu andern.
Ich kann Sie daher nur ermuntern und alle dazu
aufrufen, eine Petition zur Anhebung des Regelsat-
zes bei SGB-II-Leistungsempfangern zu unterstitzen,
eine Petition, die derzeit an den Bundestag gerich-
tet und auch online unterschreibbar ist.

(Beifall bei der Linken)

Ich bin dankbar dafiir, dass es in Bremen weiterhin
die Lehr- und Lernmittelfreiheit gibt, aber, Herr Gro-
theer, Sie haben es auch angedeutet, in der Praxis
kommen auf die Eltern weitaus mehr und weitaus ho-
here Kosten zu. In der Sozialhilfe gab es bis Ende 2004
die Moglichkeit, einmalige Beihilfen fiir die Einschu-
lung zu beantragen. Diese haben wir als Grundlage
genommen fiir unsere Forderung in Hohe von 80 Euro
fir eine einmalige Beihilfe. Damals hief3 es, einkom-
mensschwache Familien konnten einen Zuschuss in
Hohe von 90 Euro fiir eine Schultasche und eine Schul-
tute beantragen. Mitunter gab es sogar die Moglich-
keit, Zuschisse zu einer Einschulungsfeier in Hohe
von 30 Euro zu bekommen. Von daher ist ein Betrag
von 80 Euro bei gestiegenen Lebenshaltungskosten
in den letzten drei Jahren realistisch fundiert.

Ich mochte hier im Parlament noch einmal dafur
werben, dass unsere Forderung aufgegriffen und mei-
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netwegen auch im Haushaltsausschuss noch einmal
beraten wird, sodass spatestens vom nachsten Schul-
jahr an, also ab 2008/2009, die Moglichkeit fur ein-
kommensschwache Familien gegeben ist, diese ein-
malige Beihilfe zu beantragen. — Danke schon!

(Beifall bei der Linken)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner erhalt
das Wort der Abgeordnete Grotheer.

Abg. Grotheer (SPD): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich fand es ja sehr nett
von dem Kollegen Rohmeyer, dass er hier diese vor-
bildliche Aktion der Sozialsenatorin lobend erwahnt
hat. Ich finde, das gehort auch zu einem ordentlichen
Umgang, dass man solche positiven Dinge auch ein-
mal benennt.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Ich mochte zu dem Vorschlag, dass wir als Abge-
ordnete eine Petition unterschreiben, noch einen Satz
sagen! Ich finde, das ist nicht unser Weg, sondern wir
sind hier das bremische Landesparlament, und wir
fassen hier Beschliisse, aber wir richten an uns selbst
keine Petitionen. Ich finde, das ist nicht das richtige
Instrument.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Zum Gesamtzusammenhang eine kurze Bemer-
kung! Hartz IV ist damals nach einer breiten gesell-
schaftlichen Debatte im Bundestag und im Bundes-
rat mit den Stimmen aller Parteien beschlossen wor-
den. Es gab also einen langen Prozess, es gab auch
Zustandigkeitsfragen zwischen dem Bund und den
Landern, die Frage, wie die Verwaltung organisiert
wird. Das alles ist dann entschieden worden, und man
muss sagen, am Ende haben alle ihren Anteil an die-
sem Paket, das damals vom Bundestag beschlossen
und vom Bundesrat genehmigt worden ist.

(Zuruf von der Linken: Deshalb gibt es
Die Linke jetzt!)

Das bedeutet, wer dort jetzt etwas andern will, kann
das nicht im Wege eines Alleingangs machen, son-
dern wir brauchen, wenn wir erkennen, dass es Re-
gelungsbedarf in Bezug auf einmalige Leistungen gibt,
einen breiten gesellschaftlichen Konsens, damit wir
am Ende mit den Stimmen im Bundestag und uber
den Bundesrat eine Anderung hinbekommen kén-
nen. In diesem Sinne bin ich ganz froh daruber, dass

wir zu diesem Tagesordnungspunkt hier eine sach-
liche Debatte fuihren konnten. — Schonen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Vizeprdsident Ravens: Als nachster Redner erhalt
das Wort der Abgeordnete Frehe.

Abg. Frehe (Biindnis 90/Die Grinen): Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Nur ganz kurz: Es
ist nicht richtig, dass man Menschen, die arm sich,
nur mit einfachen Beihilfen bedient, sondern ich finde,
man sollte Rechtsanspriiche schaffen, auf die sie sich
auch beziehen konnen. Wenn wir jetzt hier in Bre-
men eine solche Regelung schaffen wiirden, wie Sie
es noch einmal eingefordert haben, dann wiirden wir
im Grunde genommen hier nur Armutsverwaltung
haben, nur an einzelnen kleinen Stellen reparieren,
wir wirden nicht das Problem richtig angehen.

Wir haben bundesweit eine Diskussion tiber das
Wechselverhaltnis von einmaligen Leistungen und
Regelleistungen, und es hat sich in der Tat erwiesen,
dass sich im SGB Il und im SGB XII das Konzept, Leis-
tungen tber Regelleistungen zu pauschalieren, nicht
bewdhrt hat. Ich stehe dem sehr kritisch gegentiber.
Wenn das, was friher im Bundessozialhilfegesetz ge-
regelt war, namlich einmalige Beihilfen fir konkre-
te Tatbestande vorzusehen, wo dann teilweise auch
nachgewiesen werden muss, dass das Geld auch
zweckentsprechend verwendet wird, dass also das
Geld fiir die Einschulung nicht fiir andere Dinge ver-
wendet wird — was durchaus vorkommen soll —, si-
chergestellt wird, dann, finde ich, muss das bundesge-
setzlich geregelt werden. Das mussen wir im SGB II
und im SGB XII verankern.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Es geht nicht an, Alleingange mit irgendwelchen
freiwilligen Leistungen zu machen, die sofort wieder
kassiert werden konnen. Das haben wir ja auch schon
an anderen Beispielen gesehen, dass das hier im Hau-
se passiert ist. Ich bin also der Auffassung, wir mus-
sen das regular machen, und wir mussen das durch
eine bundesgesetzliche Regelung machen. Diesen
Weg ist das Sozialressort gegangen, und es wird im
Bundesrat eine entsprechende Initiative ergreifen. Das
ist in der Tat mehr als eine Petition.

Wenn ich gesagt habe, ich unterstutze die Petiti-
on, dann mache ich das als Privatmensch gegent-
ber dem Bund. Aber natirlich ist es richtig, was Herr
Grotheer sagt: Wir sind als Abgeordnete das gesetz-
gebende Organ und mussen naturlich auch die Ge-
setzgebung machen. Wir missen es da machen, wo
wir auch zustandig sind, und das ist Bundesrecht, dafir
ist der Bundesgesetzgeber zustandig. Wir haben nur
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die Moglichkeit, iber den Bundesrat zu gehen. — Vie-
len Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner erhalt
das Wort der Abgeordnete Beilken.

Abg. Beilken (Die Linke)*): Herr Prasident, verehr-
tes Prasidium, meine Damen und Herren! Ich habe
ja schon gesagt, wir akzeptieren diese Initiative, diese
Bemuhung, den Schaden, den Sie bundesweit ange-
richtet haben und weswegen es auch einen Aufschrei
im Land gegeben hat - weswegen es auch eine neue
Partei gibt, namlich uns —, begrenzen zu wollen, und
wenn Sie das sehr klug machen, indem Sie auch die
Paragrafen dazu kennen, machen Sie das, ich respek-
tiere das! Wir haben unseren Antrag so formuliert,
sollten Sie dieses Brett irgendwann gebohrt haben
—und ich will Sie dabei unterstiitzen, indem ich hier
Druck mache, und auch bundesweit machen wir
Druck —, sollten Sie da also vorankommen, bitte, gern!
Aber wenn es so eine, ehrlich gesagt — entschuldi-
gen Sie das Wort! —, Eierei gibt wie beim Mindest-
lohn, dann dauert das ewig, und wenn Sie dafir erst
ein Gutachten brauchen und so weiter — —. Aber
machen Sie das!

Ich muss leider sagen, zu dem, wie das hier vor-
getragen worden ist, ist mir ein alter Vers eingefal-
len aus einem Lied von Franz Josef Degenhardt, den
Sie wahrscheinlich alle kennen: , Schritt fur Schritt
fur Schritt fur Schritt, sagt der alte Sozialdemokrat
und spricht, nur andern, das will er nicht.” Das will
ich Thnen so nicht vorwerfen, aber daran hat es mich
erinnert, und deswegen: Springen Sie einmal — —.
Machen Sie eine neue Art von Bremischer Biirger-
schaft, beschlieBen Sie einmal Gesetze, die Sie als
aus der Hufte geschossen empfinden, dann andert
sich namlich einmal etwas, die Leute merken, es geht
voran, es weht ein neuer Wind. Wir beschlief3en sofort
diese Unterstiitzung, die Bremen nicht arm macht,
die den Haushalt nicht ruiniert, die den Leuten wirk-
lich hilft und die ein gutes Signal ware. — Danke!

(Beifall bei der Linken)

Vizeprasident Ravens: Das Wort erhalt Frau Sena-
torin Rosenkotter.

Senatorin Rosenkotter: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Wir haben uns ja
in den letzten zwei Tagen bei verschiedenen Tages-
ordnungspunkten daruber unterhalten, wie wir die
Situation von Menschen verandern konnen, die sich
in Lebenslagen befinden, die einer Unterstiitzung
bedtrfen. Wir sind hier in den letzten Wochen an ganz
vielen Stellen vorangekommen, mussen das aber mit
einem Augenmal tun, um hier — und ich wiederhole
das gern noch einmal, was wir auch unter dem The-

ma Kosten der Unterkunft behandelt haben — nicht
eine Ungerechtigkeit auch gegentiber vielen ande-
ren herzustellen und hier auch einen sozialen Aus-
gleich fir die zu schaffen, die unserer Unterstiitzung
bediirfen.

Im Ubrigen, das Thema Kinderarmut ist nicht ein
Thema des Weltkindertages, sondern ist ein Thema
unseres Alltags und wird dies auch im politischen
Alltag und in unserem politischen Handeln ganz
gewiss sein und sein mussen. Kinderarmut zu be-
kampfen ist eines unserer wichtigsten Ziele, das wir
uns in der Koalitionsvereinbarung auch auf die Fahnen
geschrieben haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Einmalleistungen und Einmalentscheidungen ntit-
zen da wenig. Wir miissen hier zu einer strategischen
Ausrichtung kommen, und wir missen zu begrin-
deten Entscheidungen kommen. Diese Entscheidun-
gen liegen im Ubrigen nicht nur auf der Landesebe-
ne, sondern auch auf der Bundesebene. Gleichwohl
gibt dieser Antrag mir die Moglichkeit, die Bundes-
initiative, die mein Haus ergreifen wird, hier auch
etwas naher zu erlautern, denn diese Gesamtaufga-
be der Bekampfung von Kinderarmut gehort in eine
Gesamtstrategie des Bundes und der Lander einge-
bunden. Dazu gehoren zum Beispiel auf der Bundes-
ebene der Mindestlohn, dazu gehort auch die Uber-
prufung der Regelsatze, und dazu gehoren auch Ein-
malleistungen und im Ubrigen auch die Unterstiit-
zung beim Ausbau der Kindertagesbetreuung.

Auf der Landerebene wird uns dieses Thema —und
hat es schon — beim Ausbau und in der Ausrichtung
der Kinderbetreuung beschéftigen. Da gilt es im Ubri-
gen auch, hier nicht nur Kinderbetreuung fur Kinder
von Berufstatigen anzubieten, sondern es geht eben
auch darum - und wir wissen, dass von der Kinder-
armut ganz wesentlich Kinder betroffen sind, die in
Familien leben, in denen alleinerziehende Miitter so-
zusagen fir ihre Kinder zu sorgen haben —, Kinder-
betreuung auch uber den Bereich der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf hinaus sicherzustellen.

Es geht weiter auf der Landerebene darum, eine
Chancengleichheit in der Bildungspolitik herzustel-
len. Wir wollen dies alles auf ganz unterschiedlichen
Wegen tun. Im Rahmen unserer kommunalen Ver-
antwortung wollen wir vor allem das Betreuungsan-
gebot verbessern, und wir legen da auch das ganz
besondere Augenmerk auf die Stadtteile und auf die
Quartiere in den sozial benachteiligten Bereichen.
Konkret heifit das fiir uns, dass wir die Betreuungs-
zeiten ausweiten wollen, Ferienangebote fur alle
Kinder machen und gerade in sozial benachteiligten
Stadtteilen auch die personelle Ausstattung der KiTas
verbessern wollen.

Gleichzeitig sehen wir die Notwendigkeit, die Kin-
der, deren Eltern auf Sozialtransfers angewiesen sind,
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zu unterstiitzen. Die anfallenden Kosten beim Schul-
eintritt sind sicherlich ein Beispiel dafur. Mit der Zu-
sammenlegung — das ist hier auch mehrfach gesagt
worden — von Arbeitslosen- und Sozialhilfe wurden
die friheren Leistungen in den Regelsatz iibernom-
men, und dieser wurde dann um circa 20 Prozent er-
hoht. Verbunden damit war die Vorstellung, dass die
Menschen, die staatliche Leistungen bekommen,
selbst tiber ihr Geld entsprechend verfligen sollen und
dass auf das oft auch unwirdige Prifverfahren wie
zum Beispiel seinerzeit bei Kleidergutscheinen mog-
lichst verzichtet werden soll.

In der Praxis hat sich herausgestellt, dass die Leis-
tungen insgesamt sicherlich nicht zureichend sind und
dass ein Ansparen fur besondere Ausgaben nur schwer
moglich ist.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Wir haben dies deshalb in den letzten Wochen —und
im Ubrigen nicht nur auf der Bremer Ebene, sondern
auch auf der Bundesebene —vorbesprochen und eine
Bundesinitiative vorbereitet, und ich wende mich
dabei an den Bund, nicht, weil wir unsere kommu-
nale Verantwortung auf den Bund abwalzen wollen,
sondern weil eben die Zustandigkeit im SGB II auf
den Bund ubergegangen ist und wir deshalb den Bund
an dieser Stelle ganz sicherlich auch in die Pflicht neh-
men mussen.

(Beifall bei der SPD)

Mit dieser Bundesinitiative mochten wir erreichen,
dass zum Beispiel Bezuschussungen fir einmalige
Leistungen erfolgen. Hier will ich ein bisschen dif-
ferenzieren. Es kann sich dabei um temporar auftre-
tende Leistungen handeln, die finanziell abzufedern
sind. Das ist zum Beispiel der Bereich der Einschu-
lung oder, das ware meiner Vorstellung nach auch
eine Moglichkeit, hier den jeweiligen Schuljahres-
beginn als so ein Datum festzulegen, an dem Kinder
beziehungsweise Eltern von schulpflichtigen Kindern
einer besonderen Unterstutzung bedurfen.

Zweitens sind dies nachprifbare Leistungen, die
fur die Entwicklung der Kinder von gro3er Bedeu-
tung sind. Das kann im Besonderen auch dann der
Fall sein, wenn es sich hier um notwendige Nach-
hilfestunden oder -mafnahmen handelt. Daruber hi-
naus —und das, meine ich, sollten wir in Bremen nicht
kaputtmachen — haben wir eine Reihe von sehr gu-
ten Initiativen, die in der Zusammenarbeit zwischen
den verschiedenen Behorden und einzelnen Tragern
Initiativen hervorgebracht haben, die punktuell eine
Unterstiitzung von Kindern leisten. Das ist zum Bei-
spiel der Bereich des Sports, wo wir die Initiative , Kids
in die Clubs” haben, womit wir erreichen, dass El-
tern, die den Vereinsbeitrag fir ihre Kinder nicht zah-

len konnen, die Moglichkeit haben, ohne dass sie stig-
matisiert werden oder sozusagen andere Kinder mit
dem Finger auf sie zeigen, ihnen die Teilhabe im Sport-
verein zu ermdoglichen.

Dartiber hinaus haben wir auch eine interessante
Initiative mit der Deutschen Kammerphilharmonie,
die in der Gesamtschule Ost mit Kindern des Stadt-
teils und mit Schulkindern hier im Bereich von mu-
sischer Bildung im Nachschulbereich tatig ist. Dies
alles sind Dinge, die wir weiter voranbringen wol-
len, das heilit also ein Straul} von Initiativen auf der
Bundesebene, die Notwendigkeiten auf der Landes-
initiative und die Einbeziehung bereits bestehender
Aktionen und Programme hier vor Ort. — Herzlichen
Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Bevorich den Antrag gleich zur Abstimmung stelle,
mochte ich noch einmal in Erinnerung rufen: Herr
Beilken hatte fiir die Fraktion Die Linke einen Zu-
satz beantragt, der vor dem letzten Absatz, also vor
der Begriindung, eingeftigt werden soll. Er lautet: ,Die
Bezuschussung gilt bis zum Inkrafttreten einer ent-
sprechenden bundesweiten Regelung.”

Meine Damen und Herren, wer dem Antrag der
Fraktion Die Linke mit der Drucksachen-Nummer 17/
49 in dieser geanderten Fassung seine Zustimmung
geben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafir Die Linke)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Biindnis 90/Die Gru-
nen, FDPund Abg. Tittm a nn [partei-
los])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Meine Damen und Herren, ich unterbreche die
Sitzung bis 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 13.03 Uhr)

x
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(A)  Vizeprasidentin Dr. Mathes erofinet die Sitzung wieder
um 14.30 Uhr.

Vizeprasidentin Dr. Mathes: Die unterbrochene
Sitzung der Burgerschaft (Landtag) ist wieder eroff-
net.

Auf der Besuchertribtine begrufe ich recht herz-
lich eine Gruppe Soldaten aus Minden, Westfalen.

Herzlich willkommen in der Bremischen Biurger-
schaft!

(Beifall)

Wir setzen die Tagesordnung fort.

Perspektiven der Energiewirtschait im Lande
Bremen

Antrag der Fraktionen der SPD und Bundnis 90/
Die Grunen
vom 7. September 2007
(Drucksache 17/38)

Dazu
Anderungsantrag der Fraktion Die Linke
vom 19. September 2007
Drucksache 17/64
(B)
Wir verbinden hiermit:

Sicherung des Energieerzeugungsstandortes
Bremen bei gleichzeitiger Einhaltung der
Klimaschutzziele

Antrag der Fraktion der CDU
vom 18. September 2007
(Drucksache 17/595)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Dr. Loske.
Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Garling.

(Abg. R0 w e kam p [CDU]J: Mit Verlaub,
Frau Vizeprasidentin, ich schlage vor, wir
warten auf den Vertreter des Senats!)

Wir konnen jetzt noch einen kleinen Moment war-
ten und sehen, ob sich der Senator auf dem Weg hier-
her um wenige Minuten verspatet hat.

(Abg. R 6w e kamp [CDU]: Ein Mitglied
des Senats wurde jareichen, Frau Vizepra-
sidentin!)

Eristim Hause, dann denke ich, dass es verkraft-
bar ist, wenn der Senator jetzt auf dem Weg ist und

sofort erscheinen wird, dass wir mit der Debatte be-
ginnen.

Ich gebe das Wort Frau Garling.

Abg. Frau Garling (SPD) *): Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Etwa in der Mit-
te der Sommerferien wurden wir alle von der Mit-
teilung des Vorstandes der swb AG uberrascht, dass
er den langjahrig geplanten Bau des Kohlekraftwerkes
nicht realisieren werde, nicht in Bremen und auch
nicht in Niedersachsen. Diese schwere Entscheidung
des Vorstandes ist aus wirtschaftlichen Griunden er-
folgt. Die Realisierung des Projektes ist aufgrund er-
heblicher Kostensteigerungen fur die swb AG nicht
mehr rentabel.

Die weltweit steigende Nachfrage nach Neuanla-
gen hat erhebliche Kostensteigerungen durch die An-
lagenbauer verursacht. Es gibt bundesweit mehre-
re Kraftwerksneubauvorhaben, die genau aus diesem
Grund nicht mehr realisiert werden konnen. Mit dieser
Entwicklung hat zu diesem Zeitpunkt niemand ge-
rechnet, schon gar nicht vor dem Hintergrund des
schwierigen Prozesses bei der Entwicklung des Ko-
alitionsvertrages, bei dem es durch das verabredete
Moderationsverfahren in Bezug auf das Kohlekraft-
werk durchaus zu einer spannenden Vereinbarung
gekommen ist. Diese Vereinbarung wurde auch von
der swb getragen, von daher war diese plotzliche
Nachricht wirklich tberraschend.

Esist mir ein Anliegen, fur die SPD-Fraktion dar-
auf hinzuweisen, dass uns sehr wohl bewusst ist, dass
es sich fur die swb um eine sehr schwere unterneh-
merische Entscheidung gehandelt hat, die auch bei
den Beschaftigten eine grofie Sorge um die Perspek-
tive des Unternehmens ausgelost hat. Die 6ffentliche
Vermittlung der Entscheidung durch den Vorstands-
vorsitzenden Herrn Dr. Schoeber war der Politik ge-
genuber ausgesprochen fair.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Es ware an dieser Stelle ein Leichtes gewesen, hier
fur groBe politische Unruhe zu sorgen. Unabhangig
davon, wie man inhaltlich zu einem Kohlekraftwerk
steht —und da gibt es ja deutliche Meinungsverschie-
denheiten —, war dieses Vorhaben fiir die swb und
deren Beschaftigten das wichtigste Zukunftsprojekt.
Mit dem Kraftwerksneubau erhoffte man sich eine
dauerhafte Perspektive fur das Unternehmen und des-
sen Beschaftigte. Wie es im Leben jedoch immer so
ist, die Welt dreht sich weiter, und in jeder vermeintlich
schwierigen Situation verbergen sich auch neue Chan-
cen, und die gilt es jetzt zu ergreifen.

Auch ohne den Block 21 bieten sich fiir das Un-
ternehmen swb viele Chancen im Bereich der Ener-

*) Von der Rednerin nicht tiberprift.
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gieerzeugung, und es konnen dabei Arbeitsplatze
gesichert und neue geschaffen werden. Ein gutes Bei-
spiel dafur ist die Grundsteinlegung fiir ein Mittel-
kalorik-Kraftwerk Anfang September am Standort
Hafen. Mit einer Nettoleistung von 27,5 Megawatt
ist esin der Lage, 85 000 Bremer Haushalte mit Strom
zu versorgen. Die dort vorgesehen 30 neuen Arbeits-
platze zeigen, dass auch kleinere Stromerzeugungs-
anlagen erhebliche Beschaftigungseffekte haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Die swb AG st und bleibt ein wichtiger Partner fur
die Energieerzeugung im Lande Bremen und wird
sich, wie angekindigt, in vielen Bereichen wie zum
Beispiel den regenerativen Energien engagieren. Da-
mit sind die Fragen und Prifauftrage aus dem ur-
sprunglich geplanten Moderationsverfahren nicht tiber-
flissig geworden und sollten in einen neuen Dialog
gestellt werden. Dies wird von vielen Beteiligten —
zum Beispiel dem BUND oder auch der swb selbst —
gewtnscht. SchlieBlich sind es auch Fragen, die durch-
aus Bezug nehmen auf die weitere Entwicklung der
dezentralen Versorgung oder der Nutzung von Fern-
wdrme.

Somit komme ich zu unserem heutigen Thema.
Die Rahmenbedingungen haben sich verandert, und
Rot-Grin hat einen hoch ambitionierten Koalitions-
vertrag entwickelt, der darauf abzielt, Bremen zum
Kompetenzzentrum des Nordens fur Energieeinspa-
rung, erneuerbare Energien, effiziente Energieerzeu-
gungs- und Nutzungstechniken und Klimaschutz zu
machen.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Dabei mussen wir auch nicht bei Null anfangen, denn
esistim Landesenergieprogramm nachzulesen, dass
hier schon erfolgreich gearbeitet wurde.

Es haben sich in den letzten Jahren in Bremen und
Bremerhaven Strukturen entwickelt, zum Beispiel in
der Windenergie, die innovativ sind und viele nach-
haltige Arbeitsplatze geschaffen haben. Insgesamt
sind in der Umweltwirtschaft im Lande Bremen tiber
9000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschaf-
tigt, und zwar mit steigender Tendenz. Das zeigt doch
schon eindrucksvoll, dass es sich um eine wichtige
Zukunftsbranche handelt. Unsere Aufgabe wird es
jetzt sein, die schon vorhandenen Potenziale auszu-
bauen und mit Blick auf eine CO,-arme Energieer-
zeugung und eine insgesamt klimaschutzorientier-
te Politik weiterzuentwickeln.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Dabei werden zukunftsfahige Arbeitsplatze geschaf-
fen und das regionale Handwerk gestarkt.

Die Bundesregierung hat ein 30-Punkte-MaBnah-
menpaket zur Energie- und Klimapolitik beschlos-
sen. Damit sollen alle CO,-relevanten Schlisselge-
biete, von der Strom- und Warmeproduktion bis zum
Verkehr, von der Gebaudesanierung bis zur Energie-
effizienz, einen Schub erhalten und den Klimaschutz
voranbringen.

Fur das Haushaltsjahr 2008 stehen fir die Klima-
politik im Bundeshaushalt insgesamt 2,6 Milliarden
Euro zur Verfiigung. Dies sind im gesamten Bundes-
haushalt 1,8 Milliarden Euro mehr als im Haushalt
2005, und das entspricht einer Steigerungsrate von
rund 200 Prozent. Unsere Aufgabe wird es an der Stel-
le sein, die daraus resultierenden Fordergelder und
MabBnahmen auf Landesebene zu nutzen, um unse-
re energiepolitischen Ziele umsetzen zu konnen.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Zur Minderung des CO,-AusstoBes wollen wir den
Ausbau erneuerbarer Energien voranbringen, den Be-
reich offentlicher Gebaude priifen, ob die Strom- und
Warmeversorgung durch die Nutzung von Blockheiz-
kraftwerken moglich ist, den Ausbau des Nah- und
Fernwarmenetzes und den Bau des Wasserkraftwer-
kes voranbringen und damit verbunden das Hand-
werk und den Mittelstand in Bremen starken.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Auch der weitere Ausbau der Windenergie sowie der
Ersatz alter Anlagen spielt eine groBe Rolle, wobei
es sicher schwierig wird, zusatzliche Standorte in
Bremen zu finden. Eine Kooperation mit Niedersach-
sen kann uns jedoch an der Stelle weiterbringen. Wir
haben uns viel vorgenommen.

Den Antrag der CDU lehnen wir ab, weil er sich
in erster Linie mit dem Abfragen von Daten beschaftigt
und die relevanten Punkte durch unseren Antrag
ausreichend aufgefiihrt werden. Sie konnten sich ja
unserem Antrag anschlieBen, ich glaube, in der Sa-
che sind wir nicht weit voneinander entfernt.

Zu dem Anderungsantrag der Fraktion Die Linke
haben wir verabredet, dass wir zumindest den Punkt
6 gern ubernehmen wurden, denn er passt einfach
dazu. Es ist naturlich klar, dass man die wissenschaft-
lichen Kompetenzen an dieser Stelle nutzt. Diesen
Punkt wirden wir gern aufnehmen, allerdings nicht
den Punkt 7, weil wir den Senat nicht auffordern kon-
nen darzulegen, wann und in welcher Hohe investi-
ve Mittel des Landes Bremens zur Verfligung stehen,
weil wir der Haushaltsgesetzgeber sind. Im Ubrigen
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befinden wir uns jetzt kurz vor oder in den Haushalts-
beratungen, sodass wir diesen Punkt nicht iberneh-
men wollen.

(Abg. Frau Tro e d el [Die Linke]:
Schade!)

Ich beantrage daher getrennte Abstimmung zu die-
sen beiden Punkten. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Imhoff.

Abg. Imhoif (CDU)*): Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Bremen hat sich schon lange mit
dem Einsetzen einer grofen nationalen und interna-
tionalen Klimadebatte, eine Folge des UN-Klimabe-
richts, und mit der Thematik und der Verantwortung
des Landes Bremen beschaftigt. Zwei Themenblocken
wurden dabei in der Vergangenheit besondere Be-
deutung beigemessen. Zum einen konnten Bremen
und Bremerhaven zum Kompetenzzentrum fur Wind-
energie weiterentwickelt werden, das hat zu einer
sehr freundlichen Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt
gefihrt, und zum anderen wurden die wesentlichen
Voraussetzungen fur den Bau eines Weserwasserkraft-
werkes auf den Weg gebracht. Dies alles geschah in
groBer Einmutigkeit zwischen den in den letzten Jah-
ren in der Burgerschaft anwesenden Fraktionen, und
selbstverstandlich sind wir ein Stiick weit auch froh
daruber, dass wir das unter der Fihrung von CDU-
Senatoren geschafft haben.

(Beifall bei der CDU)

Gerade in der Energiepolitik —und das auch in Bre-
men — wird in den nachsten Jahren in der Erzeugung,
in der Energieeffizienz und beim Verbrauch eine we-
sentliche Veranderung eintreten. Das ist notwendig
und wird von uns konstruktiv begleitet sowie auch
vorbereitet. Doch um etwas zu erreichen muss man
erstens wissen, wie der Bedarf ist, wie er zukinftig
sein wird, und zweitens, mit welchen Zielen ich die-
sem Bedarf entsprechend Gentige tun werde. Das
muss man nicht nur deutschlandweit wissen, sondern
das muss man auch in Bremen wissen.

Deutschlandweit hat Frau Merkel da ja eine Vor-
reiterrolle eingenommen, und ich denke, bei den Bun-
deslandern sollten wir eine Vorreiterrolle einnehmen.
Deswegen muss man klar Ziele definieren, und des-
wegen haben wir auch einen Extraantrag gestellt, den
ich Thnen kurz vorstellen mochte.

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

Unser Antrag heif3t ,Sicherung der Energieerzeu-
gungstandorte in Bremen bei gleichzeitiger Einhal-
tung der Klimaschutzziele”. Was wollen wir? Wir
mochten erstens, dass der Senat darlegt, welche Ent-
wicklungen und Anteile die erneuerbare Energie an
den gesamten Energieerzeugungen im Lande Bre-
men seit 1990 hat, zweitens, wie hoch ist der Anteil
der erneuerbaren Energien an der gesamten Ener-
gieerzeugung in den Jahren 2010, 2015, 2020, 2025
und 2030, damit wir wissen, welche Ziele verfolgt
werden. Man muss ja Ziele haben, sonst kann man
sich auch nicht messen lassen. Drittens mochten wir
wissen, wie sich die Entwicklung des Energiebedarfs
in Bremen in absoluten Zahlen seit 1990 entwickelt
hat und wie er sich entwickeln wird. Der Senat muss
da auch einmal eine Prognose erstellen lassen.

(Abg.Frau Stahm ann [Bindnis 90/Die
Grunen]: Das ist keine Grof3e Anfrage!)

Nein, das sind ganz konkrete Aufforderungen, auf
die der Senat uns hier etwas mitteilen soll. Eine Grof3e
Anfrage kénnen wir auBerhalb oder auch innerhalb
des Parlaments stellen, auf jeden Fall wird da nur ge-
redet. Hier beschlieBen wir ja etwas, deswegen ha-
ben wir einen Antrag gestellt.

(Beifall beider CDU-Abg. Ginth -
ner [SPD]: Gute Idee!)

AuBerdem mochten wir wissen, wie der Senat dazu
steht, ein Bioethanolwerk in Bremerhaven anzusie-
deln — dartiber konnen wir noch einmal diskutieren —
oder wie die Mittelkalorik-Kraftwerke ausgebaut wer-
den konnen. Das sind alles Punkte, die konkret und
fassbar sind, und deswegen denken wir, dass unser
Antrag auch zielgerichteter und spezieller ist.

Wir werden Thren Antrag von der Koalition nicht
ablehnen, da er im Grunde in die richtige Richtung
zeigt, und viele sinnvolle Bereiche in der nachhalti-
gen Energiepolitik anspricht. Wir werden Ihrem An-
trag aber auch nicht zustimmen! Wir werden uns ent-
halten, weil er schlicht und ergreifend einfach nicht
konkret genug formuliert ist, sondern dem Senat aus-
schlieBlich die Moglichkeit eréffnen soll, mit einigen
Wohlfiihlsdtzen auf die einzeln ausgefiithrten Punk-
te zu antworten.

Wir wollen konkrete Aussagen zur zukiinftigen
Energie- und Klimaschutzpolitik des Senats, und daher
haben wir einen eigenen, weitergehenden Antrag
formuliert. Ich gehe noch kurz auf den Antrag der Re-
gierungskoalition ein. Was mochten Sie? Der Ein-
gangssatz stellt die Frage nach den Handlungsmog-
lichkeiten und Notwendigkeiten des Landes Bremen
hinsichtlich der zukunftigen Energieversorgung. Die
Frage stellt sich, aber dann missen Sie die Frage auch
beantworten und nicht allgemein sagen, wir kimmern
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uns, wir wollen einmal sehen, und das bekommen
wir vielleicht auch hin!

(Abg. Stah m ann [Bindnis 90/Die Gru-
nen|: Ich dachte, Sie haben einen Senator
gestellt! Den miissen Sie einmal fragen!)

Ja, haben wir einmal! Wir haben einmal konkrete
Fragen an unseren Senator gestellt. Liebe Frau Stah-
mann, wir kennen doch Thre Antrage, auch die von
Frau Dr. Mathes, die ja immer sehr gezielt und sehr,
sage ich einmal, weitgehende Antrage gestellt hat.
Nun wollen Sie uns das Recht absprechen? Wohin
kommen wir denn da? Nein, nein!

(Beifallbeider CDU-Abg. Dr. Gild -
n er [Bundnis 90/Die Grunen]: Nein, nein!)

Sie wollen, dass der runde Tisch weitergefuhrt wird.
Esist iberhaupt kein Thema, er muss weitergefiihrt
werden, obwohl ich natiirlich bei der Rede von Frau
Garling das Gefuihl hatte, dass der runde Tisch nur
mit der SPD weitergefiihrt werden soll. Der runde
Tisch muss nattirlich mit allen Energieerzeugern in
Bremen weitergefiihrt werden.

Zuruf der Abg. Frau Stahmann
g
[Bundnis 90/Die Grunen])

AuBerdem mochten Sie ein Konzept zu energiepoli-
tischen Zielen haben und ein Strategiepapier und noch
so ein paar allgemeine Informationen. Das geht uns
nicht weit genug, esist ein schwammiger Antrag! Aber
er ist genauso schwammig wie die rot-grune Koali-
tionsvereinbarung, deswegen konnen wir dem nicht
zustimmen, sondern mussen uns dort enthalten.

(Beifall bei der CDU - Zuruf des Abg. Dr.

Sieling [SPD] - Zuruf des Abg. R0 -

wekamp [CDU]-Zuruf des Abg. Dr.
G uldner [Biundnis 90/Die Griinen])

Ja, Herr Dr. Sieling, dass Sie jetzt etwas von Um-
welt verstehen, ist fabelhaft!

Ich komme noch einmal kurz zu dem Anderungs-
antrag der Linken. Im ersten Absatz fordern Sie un-
ter Punkt sechs, die wissenschaftlichen Hochschulen
Bremens einzubeziehen. Das machen wir eigentlich
schon langer, und wir sind dort auch auf guten We-
gen. Wenn das nur der Punkt gewesen ware, hatte
ich gesagt: De snackt vom grooten Chrischan un hett
den lutten noch nich sehn. Aber es kommt noch der
Punkt sieben dazu, und dort haben Sie nattrlich et-
was Fatales getan, so etwas wiirde Rot-Griin natur-
lich niemals machen, darin steht investive Mittel! Das
schlechte Wort bei Rot-Grin! Insofern konnen sie da
niemals zustimmen.

(Beifall bei der CDU)

Ich kann Sie von den Regierungsfraktionen nur auf-
fordern, unterstutzen Sie unseren Antrag, weil er wei-
tergehend ist, weil er Ziele formuliert, an denen man
sich auch messen lassen kann. Wollen Sie sich nicht
messen lassen, dann lehnen Sie ihn ab! — Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Mathes: Als nachste Redne-
rin hat das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bundnis 90/Die Grinen):
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Das Aus fiir den Bau eines neu-
en Kohlekraftwerks in Bremen bedeutet nicht das Aus
fir die Energiedebatte. Im Gegenteil, jetzt muss dis-
kutiert werden, wie wir zukunftig die Energiepoli-
tik in Bremen gestalten wollen. Daher muss es einen
intensiven Dialog mit Energieexperten, mit der swb,
den Umweltverbanden und den interessierten Biir-
gerinnen und Burgern geben.

Wir wollen, dass der Fragenkatalog, der fiir das im
Koalitionsvertrag vereinbarte Moderationsverfahren
erstellt wurde, abgearbeitet wird. Wir brauchen hier
in Bremen eine zukunftsfahige Strategie fur ein ganz-
heitliches Energie-/Klimaschutzkonzept,

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

das sowohl die Energieversorgung garantiert, die Ar-
beitsplatze sichert, am Energieerzeugungsstandort
Bremen festhadlt als auch ganz entscheidend zum Kli-
maschutz beitragt.

Zugegeben, die Debatte um den Bau des geplan-
ten Kohlekraftwerks hat in Bremen die Gemtiter er-
hitzt. Wir Griinen waren von Anfang an der Meinung,
dass ein Kohlekraftwerk, das jahrlich 4,3 Millionen
Tonnen CO, ausstoht, im Zeitalter des Klimawandels
nicht mehr zu verantworten, aber auch aus wirtschaft-
lichen Griinden nicht vernunftig ist. 4,3 Millionen
Tonnen CO,, das muss man sich noch einmal auf der
Zunge zergehen lassen, das entspricht allein schon
4 Prozent der gesamten Menge Kohlendioxid, die alle
privaten Haushalte in Deutschland zusammen aus-
stoBen.

Lieber Herr Dr. Buhlert, wir brauchen uns doch hier
nicht gestern mit Anfragen zum Kustenschutz, der
Deichsicherheit und deren Finanzierung zu befassen,
wenn wir auf der anderen Seite nicht zusehen, dass
Bremen endlich auch einen aktiven Beitrag zu den
nationalen Klimaschutzzielen leistet.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Es macht 6kologisch, aber auch wirtschaftlich, mei-
ne Damen und Herren, mehr Sinn, die Ursachen —
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also den CO,-Ausstoll — zu bekampfen, als hinterher
viel Geld zur Beseitigung der Schaden und zur Be-
kampfung der Symptome auszugeben.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

Um den Gefahren durch den Klimawandel ange-
messen zu begegnen, mussen die Treibhausgasemis-
sionen in Deutschland bis 2020 um 40 Prozent und
bis 2050 sogar um mindestens 80 Prozent vermindert
werden.

(Glocke)

Vizeprasidentin Dr. Mathes: Frau Abgeordnete,
gestatten Sie eine Zwischenfrage oder Zwischenbe-
merkung des Abgeordneten Dr. Buhlert?

Abg. Frau Dr. Schaefer (Biindnis 90/Die Grunen):
Nein, dennich glaube, er kann es hinterher noch gern
ausfiihren.

Bremen und Bremerhaven miissen hierzu ihren
Beitrag leisten, und dieses Ziel kann nur durch die
drei E erreicht werden. Die drei E sind die Energie-
einsparung, die Energieeffizienz und die erneuerbaren
Energien.

Wir brauchen den Ausbau der erneuerbaren En-
ergien im Strombereich. Der Anteil der erneuerba-
ren Energien soll bis 2020 auf 40 Prozent erhoht
werden. Heute liegt er in Deutschland bei 12,5 Pro-
zent der Stromerzeugung. Bei der swb liegt der An-
teil aber nur bei knapp unter 2 Prozent, genauer ge-
sagt bei 1,7 Prozent. Daher haben wir es begriiit, dass
auch die swb ihren Okostromanteil ausbauen will, und
wir wollen zusammen mit der swb diskutieren, wie
man dies am besten erreichen kann.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Wir wollen den weiteren Ausbau der Windener-
gie in Bremen und Bremerhaven vorantreiben. An
dieser Stelle kann man der CDU auch einmal ein Kom-
pliment aussprechen

(Zurufe von der CDU: Ohl)

beziehungsweise besser Herrn Eckhoff, der sich ja
fir die Windenergie stark gemacht hat und dort ftr
die CDU einmal eine Vorreiterrolle eingenommen hat.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Die Windenergie im Land Bremen versorgt jetzt
schon 40 000 Haushalte. Mit der zweiten Ausbaustufe
will die rot-griine Koalition dies auf 70 000 Haushalte

erhohen. Hinzu kommen 70 000 Haushalte, die durch
das Weserwasser-Kraftwerk gespeist werden.

Klar ist, die Zukunft kann nicht in einem grof3en
Hightechkraftwerk mit einer geringen Anzahl von
Mitarbeitern liegen, sondern in der dezentralen En-
ergieerzeugung. Alte, bereits bestehende Anlagen
miussen mit CO,-armen Kraftwerkstechnologien mo-
dernisiert werden, aber auch die Suche nach weite-
ren Standorten fiir Windkraftanlagen, der Ausbau der
Kraft-Warme-Kopplung und weitere Mittelkalorik-
Kraftwerke miissen vorangetrieben werden.

Wir wollen, dass die exzellente Forschung und Ent-
wicklung, die hier in Bremen und vor allem in Bre-
merhaven im Bereich der Windenergie ansassig ist,
weiter gefordert wird. Daher, verehrte Kolleginnen
und Kollegen der Linken, kénnen wir Threm ersten
Punkt Thres Anderungsantrags auch zustimmen. Die
energetische Nachhaltigkeit in Bremen muss garan-
tiert werden. Die Zeiten sind vorbei, in denen man
Strom verschwenden konnte, wie man wollte. Wir
brauchen intelligente Messverfahren fiir den Strom-
verbrauch, wir brauchen die Einfiihrung moderner
Energiemanagementverfahren, Gebaudesanierungs-
programme und energieeffiziente Produkte.

Die swb hat sich, wie Ihnen allen bekannt ist, letzt-
endlich aus wirtschaftlichen Grinden gegen den Bau
des Mega-Kohlekraftwerks hier in Bremen entschie-
den. Zum einen spielten dabei, und das hat Frau Kol-
legin Garling bereits gesagt, die gestiegenen Stahl-
preise und die Auftragslage der Anlagenbauer eine
Rolle. Zum anderen waren aber auch jahrliche Mehr-
kosten von tiber 100 Millionen Euro fur den Zukauf
von CO,-Zertifikaten zu erwarten gewesen.

In der Birgerschaftssitzung im Juli haben Sie, meine
Damen und Herren von der CDU und der FDP, sich
noch fiir den Bau des Kohlkraftwerks ausgesprochen,
und Sie begriindeten Ihre Entscheidung mit der Si-
cherung von Arbeitsplatzen. Wer so argumentiert, der
verschlieBt doch die Augen davor, dass gerade im Be-
reich der erneuerbaren Energien das grof3te Poten-
zial fur neue zukunftssichere Arbeitsplatze liegt!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

In Bremen sind allein in der Windenergiebranche
bereits 3000 Menschen beschaftigt. Wir wollen, dass
dieses Potenzial weiter ausgebaut wird, und die Pro-
gnosen sind hierfur sehr gut. Die Zahl der Arbeits-
platze in der Branche nahm zuletzt um 15 Prozent pro
Jahr zu. Waren es 1998 noch 78 000 Vollzeitjobs in
Deutschland, werden fiir 2020 bis zu 500 000 Arbeits-
platze prognostiziert. Der Sektor der Umwelttechnik
mit den erneuerbaren Energien wird bis zum Jahr
2020 in Deutschland die klassischen Industriebran-
chen wie den Maschinenbau oder den Fahrzeugbau
an Wirtschaftskraft und Beschaftigungsvolumen tiber-
trumpfen.
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Nun, meine Kolleginnen und Kollegen von der
CDU, zu Ihrem Antrag! Ich meine, es ist kein Antrag,
sondern eher eine Anfrage, denn Sie fragen hier
hauptsachlich nur Daten vom Senat ab. Immerhin,
und das muss man Ihnen zugute halten, sind es die
richtigen Fragen, die hier gestellt werden. Wir be-
gruBen auBerordentlich, dass sich auch die CDU jetzt
zur umweltfreundlichen Energieerzeugung bekennt.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD - Zurufe von der CDU)

Aber, Herr Imhoff, Sie hatten von Zielen gespro-
chen, es sind aber keine Ziele, die Sie hier formu-
liert haben, sondern es sind Fragen. Um Antworten
auf Ihre Fragen liefern zu konnen, mussen jetzt Stra-
tegien entwickelt und die richtigen Mafnahmen
endlich auf den Weg gebracht werden. Wir wollen,
dass das Land Bremen zu dem Kompetenzzentrum
des Nordens im Bereich Energie- und Klimaschutz
wird, Kompetenzzentrum fur Forschung und Entwick-
lung, Energieerzeugung und CO,-Reduzierung.

Ich wiinsche mir, dass die swb in Zukunft die Ab-
kirzung fir Sonne, Wind und Biomasse ist, und da-
her fordere ich Sie auf, lassen Sie uns gemeinsam mit
allen Energieakteuren eine Strategie fiir Bremen
entwickeln fur mehr Klimaschutz, zukunftsfahige
Arbeitspldatze und eine sichere, umweltfreundliche
Stromversorgung! — Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

Vizeprasidentin Dr. Mathes: Als nachster Redner
hat das Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Es ist schon ko-
misch, wenn versucht wird darzustellen, dass es Frak-
tionen in diesem Haus geben soll, die irgendwie et-
was gegen regenerative Energien haben. Das wird
keiner Fraktion hier gelingen, denn es ist doch auch
uns klar, dass wir neue Energieerzeugungsformen
brauchen,

(Abg. Dr. Giuldner [Bundnis 90/
Die Grunen]: Selbst uns ist das klar!)

dass wir mehr regenerative Energien brauchen. Der
Koalition ist es allerdings nicht klar, dass wir auch
Solarenergie in Bremen brauchen, diese wird nam-
lich in Threm Antrag nicht einmal richtig erwahnt.

Wir brauchen Wasserkraft, wir brauchen eine Stei-
gerung der Effizienz der Energieversorgung, und wir
brauchen eine Steigerung der Effizienz der Kraftwer-
ke, denn ohne Effizienzsteigerung wird die Kohle wei-
ter verbrannt werden, und das mit geringen Wirkungs-

graden, und das sollten wir uns angesichts der Kli-
maproblematik nicht mehr leisten.

(Beifall bei der FDP)

Eben wurde von meiner Vorrednerin der Eindruck
erweckt, es sei eine Frage, ob wir hingehen und dafur
sorgen sollten, dass organisiert wird, wie denn die
Akteure die Energieversorgung machen sollen. Nein!
Wir mussen als Staat die Rahmenbedingungen set-
zen, dass gerade die vielen Kleinen im Markt ihren
Platz finden, um Energie erzeugen zu konnen, und
das auf moglichst umweltvertragliche Weise. Der Staat
hat nicht die Aufgabe, hier Losungen vorzuschlagen,
den Weg festzuschreiben und vom Staat her zu diri-
gieren, sondern wir miussen die Rahmenbedingun-
gen setzen, damit hier der Markt funktionieren kann.

(Beifall bei der FDP)

Es ist jetzt schon sehr viel tiber das Thema Kohle-
kraftwerk geredet worden. Ich weif3 nicht, warum Sie
sich mit diesem fiir Bremen nicht so rithmlichen Ka-
pitel hier wieder auseinandersetzen mussen, ich hatte
dazu sonst heute nichts mehr sagen wollen,

(Abg. Frau M 6 bius [SPD]: Dann
lassen Sie es!)

denn esist ehrlich gesagt schade, dass angesichts der
Notwendigkeit von Kraftwerksneubauten, und zwar
effizienten, emissionsarmen Kraftwerksneubauten
innerhalb Europas, wir von diesen Neubaunotwen-
digkeiten nicht profitieren und damit Arbeitsplatze
nicht hier in Bremen entstehen, die jetzt sicherlich
woanders entstehen werden.

Wir konnen doch nicht sehenden Auges sagen, der
Kraftwerkpark in Deutschland ist veraltet, wird ab-
gestellt, und wir kaufen dann den Strom irgendwo
in Europa, wo er hochstwahrscheinlich nicht so 6ko-
logisch erzeugt wird, wie er hier in effizienten Kraft-
werken in Deutschland erzeugt werden kann.

(Beifall bei der FDP)

Wer glaubt, dass an der bremischen CO,-Bilanz das
Klimaproblem scheitern wird, dem sei vor Augen ge-
fiihrt, dass der Zuwachs des COZ-Ausstoﬁes in Chi-
na ungefdhr der GréBenordnung des jéhrlichen CO,-
AusstoBes in GroBbritannien entspricht.

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Grunen]: Jeder fangt bei sich selbst an!)

Wir wollen auch hier anfangen. Ich habe dartber
gesprochen, was getan werden muss, das ist aber eine
andere Seite der Medaille.

(D)
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Frau Schaefer, wenn Sie dann argumentieren ——.

(Abg. Pohlmann [SPD]: Frau Dok-
tor!)

Zu mir sagt auch niemand Doktor, Doktor Buhlert,
also lassen wir das! Die Frage ist doch nicht, dass hier
Kohlekraftwerke gebaut werden und dass dafiir auf
der anderen Seite die Deiche erhoht werden miissen.
Sie tun ja fast so, als ob wir jetzt, da das Kohlekraft-
werk nicht gebaut wird, die Deiche nicht erh6hen miis-
sen. Wir miussen die Deiche erhohen. Darum kom-
men wir nicht herum. Insofern wollte ich es nur einmal
ganz klarstellen, damit das hier nicht falsch im Raum
stehen bleibt. Ich denke, Frau Dr. Schaefer, Sie wis-
sen das auch!

(Beifall bei der FDP — Abg. Frau Mo bius
[SPD]: Es geht doch!)

Meine Damen und Herren, ich pladiere daftr, dass
wir hier zu einem Konsens kommen, namlich zum
Konsens, dass wir in Bremen ein Kompetenzzentrum
fir den Ausbau der regenerativen Energien bilden
und dass wir die akademischen Gepflogenheiten, das
Weglassen der Titel unter Kollegen, auch einfiihren.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Rupp.

Abg. Rupp (Die Linke)*): Frau Prasidentin, verehrte
Damen und Herren!

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Frau Dok-

tor Prasidentin! - Abg. Dr. Guldner

[Bundnis 90/Die Grinen]: Jetzt wird es al-
bern!)

Ich finde, wenn es jemand gern hat, es braucht, dann
sollte man ihn auch mit seinen Titeln ansprechen. Ich
finde es auch eher tiberfliissig. Das steht jetzt hier aber
nicht zur Debatte. Zur Debatte stehen diese beiden
Antrage, und ich mochte mich darauf beschranken.

Ich schliele mich der Ansicht an, dass das, was die
CDU in ihrem Antrag fragt, eine Sache ist, die man
in einer GroBen Anfrage erfragen sollte. Ich denke,
das wird auch in irgendeiner Weise geschehen. Diese
Form der Daten ist mit Sicherheit auch Grundlage ei-
nes energie- und klimapolitischen Dialoges, und sie
miissen natiirlich erhoben werden, sonst kann man
nicht verniinftig in die Zukunft schauen.

Ich glaube, dass die Tatsache, dass die swb dieses
Kraftwerk jetzt nicht baut, auch eine Chance ist, das
ist auch schon herausgekommen, um nachzudenken.

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

Ich erinnere mich an unsere erste Debatte hier. Da
ging es noch um die Frage: Bauen wir das Kraftwerk
oder nicht? Da hat es den Vorschlag eines ergebnis-
offenen Prozesses, eines Moderationsverfahrens ge-
geben. Zwanglaufig sind wir an einem anderen Punkt!
Jetztist ein zielorientierter Dialog formuliert worden.
Ich denke, das ist ein Schritt nach vorn, und deswe-
gen begrulien wir den Antrag der Fraktionen der SPD
und Bundnis 90/Die Grinen.

(Beifall bei der Linken und beim Bilindnis 90/
Die Griinen)

Es gibt ein paar Dinge, die ich einfach anregen
mochte, die dort hineinflieBen sollten. Sie stecken dort
auch darin. Man kann auch in einen solchen Antrag
sicherlich nicht alles hineinschreiben, ich will es aber
einmal versuchen! Erstens, denke ich, es gibt mehr
als Windenergie und andere Kraftwerke. Es gibt auch
noch die Alternative der dezentralen Biogasanlagen.
Ich glaube, das ist ein sehr konkretes Feld, auf dem
man kleinraumig auch Unternehmen unterstiitzen
kann, und es wird mit Sicherheit noch Thema wer-
den.

Zweitens bin ich sicher, dass in diesem energie-
und klimapolitischen Dialog auch Sparpotenziale zum
Thema werden, denn es geht nicht nur darum, En-
ergie auf moglichst umweltschonende Art zu erzeu-
gen, sondern auch moglichst viel Energie einzuspa-
ren, und wir wissen alle, dass dort ein ziemlich gro-
Bes Potenzial liegt, das man ausnutzen kann.

In einer Frage werden wir uns moglicherweise nicht
so schnell einig werden. Ich glaube aber, das gehort
dazu. Wir werden uns auch mit der Frage beschafti-
gen mussen: Inwieweit kann man Energieerzeugung,
Energietransport privatisieren? Inwieweit muss es
wieder Kraftwerke und Netze in gesellschaftlichem
Eigentum geben? Es gibt Erfahrungen, die nichtimmer
nur positiv sind, auch was die Versorgungssicherheit,
die Instandhaltung und so weiter angeht. Das wird
eine Frage sein, inwieweit wir uns als Gesellschaft
oder auch als Parlament, als Staat, wieder ein Stiick
weit mehr in dieser Frage engagieren mussen, um
dort die Versorgungssicherheit sicherzustellen.

(Beifall bei der Linken)

Ich finde es gut, dass das als Punkt 6 Formulierte
unseres Anderungsantrags aufgenommen wird. Ich
bitte Sie darum, das unter Punkt 7 Formulierte zumin-
dest insoweit als Anregung aufzunehmen, denn in
meiner Wahrnehmung ist die Frage, wie viel Geld ha-
ben wir eigentlich, und was kénnen wir damit tun,
vergleichsweise wichtig fur die Entwicklung und die
Umsetzung eines Konzeptes.

Es wurde schon erwahnt, es gibt Bundesmittel, es
gibt mit Sicherheit EU-Mittel, es gibt solche Program-
me. Es war unsere Anregung zu sagen, welche Kom-
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plementarmittel es in welcher Hohe ungefahr gibt,
aber auch die Frage zu stellen, wie viel investive Mittel
Bremen eigentlich noch in den nachsten 10 bis 15 Jah-
ren hat, sage ich einmal, um dort in irgendeiner Art
und Weise aktiv zu werden.

Vielleicht ist das eine Frage, die nicht unmittelbar
der Senat beantworten kann. Bei einer zielorientier-
ten Entwicklung eines solchen Konzepts ist es aber
schlicht und ergreifend eine vergleichsweise wich-
tige Frage, wieviel ,Kohle"” haben wir eigentlich. —
Ich bedanke mich!

(Beifall bei der Linken und bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Imhoff.

Abg. Imhofif (CDU)*): Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Frau Schaefer, Ihnen sehe ich es
nach! Den anderen hatte ich es aber nicht nachge-
sehen. Ich mochte aber noch einmal betonen: Wie war
es denn? Sie sprechen immer davon, jetzt wollen wir
ein Kompetenzzentrum haben. Wie war es denn? Wen
mussten wir denn zum Jagen tragen? Die SPD ha-
ben wir zum Jagen getragen, sie wollte damals kei-
nen Windkraftausbau, sie musste davon uberzeugt
werden, dass sie das damals iberhaupt zugelassen
hat!

Wer wollte die CIS-Solartechnik GmbH nicht in
Bremerhaven ansiedeln? Wer war es denn? Wer hatte
denn massive Probleme damit, trotz Arbeitsplatzga-
rantie und Zuruckzahlung der damaligen Zuschs-
se? Das wollten Sie alles nicht! Wer wollte kein Lan-
desenergieprogramm, wollte das definieren? Das war
die SPD! Wir lassen uns nicht absprechen, dass wir
regenerative Energien schon lange fordern wollten
und alles dafur tun.

(Abg. Guinthner [SPD]:Ist das Wetter
gut, war es die CDU, ist das Wetter schlecht,
war es die SPD!)

Ja, Herr Guinthner, Sie konnen wieder den Topfer-
See zuwerfen, dann sind Sie umweltpolitisch schon
wieder eine Ecke weiter! — Danke!

(Beifall bei der CDU)

Ich habe es jetzt so vernommen, auch von den Gru-
nen, wenn es jetzt im Grunde alles richtig ist, was wir
sagen, dann spricht nichts dagegen, dass Sie dem
zustimmen. Wir haben doch alle ein Ziel: Wir wol-
len alle einen Weg gehen, wir wollen die Klimaschutz-
politik voranbringen. Deswegen kann ich Sie nur noch
einmal instandig bitten, stimmen Sie unserem Antrag
zu, und lassen Sie uns, auch wenn der Weg zu dem

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

Ziel vielleicht manchmal ein Stiickchen weiter rechts
oder links ist, das Ziel nicht aus den Augen verlie-
ren! Stimmen Sie unserem Antrag zu! Wir waren damit
alle ein Stiick weiter. — Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Mathes: Das Wort erhalt Herr
Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich leide oder ich la-
boriere seit einigen Wochen an einer Erkaltung, die
nicht weggehen will. Das liegt daran, dass ich hier
vor lauter Einweihungen, Grundsteinlegungen und
Leistungsschauen im Bereich der erneuerbaren En-
ergien, der Windkraftwerke und sonstiger Anlagen
der energieeffizienten Technik hier in Bremen gar
nicht so richtig zur Regeneration komme. Diese Scha-
digung meiner Gesundheit nehme ich aber fir solch
einen guten Zweck auf mich. Bremen brummt in Sa-
chen erneuerbare Energien, und das ist gut so!

(Beifall)

Man kann es ja ausfuhren! Die Sachen, die man
benennen kann: vor 3 Wochen die Windkraftanlagen,
die zwei 2,3-MW-Anlagen auf dem Gelande der Stahl-
werke oder die Grundsteinlegung fur dieses mittel-
kalorische Kraftwerk, knapp 30 MW, damit kann man
eine Stadt wie Delmenhorst locker versorgen. Das ist,
Herr Dr. Buhlert, nicht nur Miullverbrennung, sondern
es ist das, was am allerletzten Ende der Kette tibrig
bleibt. Erst vermeiden, dann rezyklieren, dann stofflich
nutzen und wenn es dann gar nicht mehr geht, dann
energetisch nutzen! Das ist das! Insofern kann man
dazu, auch als Okologe, glaube ich, vollen Herzens
sagen: Das ist eine gute Sache.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Oder eben gestern in Husum - deswegen musste
ich leider gestern eher weg und konnte der Klima-
wandeldebatte hier nicht folgen — die weltgrofite
Windenergiemesse! Die WAP war dort mit unseren
ganzen Unternehmen vertreten. Man muss schon sa-
gen, dort hat sich ein leistungsstarkes Cluster zusam-
mengebraut in unserer Gegend, in Bremen und Bre-
merhaven, das sich sehen lassen kann und das auch
international groBen Respekt genieft.

Das Besondere an diesem Cluster ist eben die Viel-
falt. Wir haben dort industrielle Unternehmen, wir
haben dort mittelstandische Unternehmen. Wir ha-
ben dort Onshore und Offshore, wir haben kleine An-
lagen, wir haben gro3e Anlagen. Wir haben eine un-
glaublich hohe Forschungsintensitat. Wir haben bei-
spielsweise auch das Kompetenzzentrum fir Rotor-
blatter, wir haben den Windkanal, der europaweit ein-
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zigartig ist, in dem auch die Rotorblatter der nachs-
ten und ubernachsten Generation getestet werden
koénnen. Das ist eine enorme Ballung von Kompetenz,
und wir miissen wirklich alles dafiir tun, dass wir in
diesem Rennen die Nase vorn behalten, denn die Kon-
kurrenz schlaft auch nicht. Also, dafiir mochte ich aus-
driicklich werben.

Ich mochte auch dafiir werben, dass wir auch die
anderen erneuerbaren Energien neben Wind eben
Sonne, Wasser, Erdwarme, Bioenergie und so wei-
ter starker ausbauen. So konnen wir das Ziel, das in
dem Antrag der Koalitionsfraktionen sehr schoén be-
schrieben wird, Kompetenzzentrum fur erneuerba-
re Energien und Klimaschutz im Norden zu bleiben
und noch mehr zu werden, auch wirklich erreichen.

Trotzdem, Herr Imhoff, ist es so — denn Sie frag-
ten ja nach den Zahlen, Sie wollen ja die Zahlen ha-
ben, und einige Zahlen sind dann doch noch nicht
so gut — Was ich jetzt hier erzahlt habe, ist der Be-
reich der Energieerzeugungstechnologien. Bei der Be-
reitstellung erneuerbarer Energien sind wir nicht so
gut, wie wir sein mussten. Wir sind im Bundesdurch-
schnitt bei 12,5 Prozent. Das Ziel im Erneuerbare-
Energien-Gesetz sind 20 Prozent bis 2020. Das neue
Ziel, das eigentlich Konsens ist, liegt bei 27, knapp
30 Prozent Anteil erneuerbarer Energien an der Strom-
erzeugung. Unser regionales Energieversorgungsun-
ternehmen hat einen Anteil von 1,5 oder 1,7 Prozent
erneuerbare Energien an der gesamten Stromerzeu-

gung.

Wenn man es negativ formulieren wirde, wirde
man sagen, vom Notwendigen sind wir meilenweit
entfernt. Wenn man es aber positiv formulieren will,
daftr wirde ich gern pladieren, wiirde man sagen:
Wir haben eine riesige Gestaltungsaufgabe auf die-
sem Feld vor uns, und die mussen wir annehmen.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Jetzt zum Kohlekraftwerk! Es ist ja bekannt, dass
es dort unterschiedliche Meinungen gab. Ich teile es,
dass die Art und Weise der Prasentation durch den
Vorstandsvorsitzenden gegentiber der Politik nicht
nur fair war, sondern dass sie auch Orientierungsmar-
ken gesetzt hat. Dass das Unternehmen — mit diesem
geringen Anteil erneuerbarer Energien - sich jetzt
zum Ziel gesetzt hat, innerhalb der nachsten 10, 12
Jahre auf 20 Prozent zu kommen, das ist schon eine
Ambition, das muss man sagen. Oder dass man sagt,
im Bereich der dezentralen Energieerzeugung, die
ja doch wesentlich beschaftigungsintensiver ist als
die groBen Anlagen, dass man dort jetzt die Anlagen
modernisieren will, dass man das Fenster der Mog-
lichkeiten in den nachsten 20 Jahren fur die Moder-
nisierung des Kraftwerkparks nutzen will, dass man
auch verstarkt in Richtung Kraftwarmekopplung ge-
hen will, das sind alles Sachen, die man aus vollem

Herzen unterstiitzen kann. Insofern war das kein Pro-
blem.

Richtig ist aber auch der Hinweis von Herrn Im-
hoff, dass Energiepolitik natiirlich nicht nur ein Un-
ternehmen hier macht, sondern eine ganze Fille von
Unternehmen, und zwar auf der Erzeugungsseite und
auch auf der Verbrauchsseite. Deswegen pladieren
wir sehr daftir, dass wir jetzt den Moderationsprozess
fortsetzen, jetzt aber nattrlich auf andere Art und
Weise. Es ist ja jetzt kein Prozess mehr, in dem es um
eine Ja-Nein-Entscheidung geht, sondern es ist ein
Prozess, in dem wir uns mit allen relevanten Akteu-
ren gemeinsam Gedanken dartiiber machen miissen,
wie wir in Bremen eine gute energie- und klimapo-
litische Strategie erreichen, die auch dazu fihrt, dass
wir Versorgungssicherheit haben, dass wir aber eben
auch die Klimaschutzziele erreichen. Das ist die Auf-
gabe, vor der wir jetzt stehen. Der werden wir uns
als Senat auch stellen, das ist ganz klar!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Vielleicht zur Energiepolitik insgesamt noch! Wir
konzentrieren uns immer alle, und das ist auch nach-
vollziehbar, auf den Stromsektor. Er ist nattirlich re-
levant. Das ist der dickste Brocken. Klimapolitik heif3t
aber nattrlich nicht nur ,Stromsektor”. Im Gebau-
debereich, im Bereich der Warme schlummern rie-
sige Potenziale. Wir konnen in Bremen und Bremer-
haven noch viel, viel besser werden, was das The-
ma der Kraft-Warme-Kopplung betrifft, denn wir sind
eine Stadt, wir haben eine gewisse Dichte. Da ist es
sehr gut moglich, den Anteil der Kraft-Warme-Kopp-
lung, also der gekoppelten Erzeugung von Strom und
Warme, mit Wirkungsgraden von 80 bis 90 Prozent
zu erhohen, und zwar einmal durch Auskopplung aus
den vorhandenen Anlagen, aber auch durch neue
Blockheizkraftwerke. Da liegt noch viel vor uns.

In der Tat ist es ja so, Frau Garling hat darauf hin-
gewiesen, dass die Bundesregierung gesagt hat, sie
will dort mehr Geld hineingeben, sowohl in die Alt-
bausanierung als auch in den Ausbau der Kraft-
Warme-Kopplung. Ich glaube, unsere Aufgabe wird
in hohem Malfe darin bestehen, an dieser Entwick-
lung von Bremen aus auch zu partizipieren und ak-
tiv dafur zu werben, dass diese Mittel hier auch ge-
nutzt werden.

Ein anderer Bereich, der von allergroBter Bedeu-
tung ist, sind die ganzen 6ffentlichen Gebdude. Da
mussen wir hinein. Wir miissen mit Contracting und
anderen Instrumenten die Effizienz, die Energieef-
fizienz steigern und Energie einsparen, das Manage-
ment auch der offentlichen Gebdude verbessern. Auch
im industriell-gewerblichen Sektor schlummern noch
groBe Potenziale.

Last, but not least, das muss man immer wieder auch
betonen, der Verkehrssektor, das Sorgenkind der Kli-
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mapolitik, ist auch von allergroBter Bedeutung. Das
ist wiederum ein Bereich, dort ist Bremen schon jetzt
nicht so schlecht, kann aber noch viel besser werden.
Nur einmal eine Zahl, die relevant ist: In Bremen wer-
den 22 Prozent aller innerstadtischer Verkehre mit
dem Fahrrad abgewickelt. Das ist sensationell.

(Beifall)

Das ist fast ein Viertel. Unsere befreundete Hanse-
stadt, nicht weit von hier, hat beispielsweise einen
Anteil von 10 Prozent. Oder unsere Bundeshauptstadt,
sie liegt wesentlich darunter! Es gibt nur wenige Stad-
te, die besser sind: Munster, Groningen und so wei-
ter. In die Richtung miussen wir gehen.

Beim Ausbau des offentlichen Personennahver-
kehrs sind wir schon sehr gut, konnen aber auch noch
besser werden. Ich mochte hier dafiir werben, wenn
wir Uiber eine energiepolitische Strategie reden. Dass
wir den Bereich der Stromerzeugung in das Zentrum
rucken, ist richtig. Da muss auch noch sehr viel ge-
schehen. Aber wir diirfen auch die anderen Berei-
che, die Gebaude, den Verkehr nicht aus den Augen
verlieren.

Insofern fiithlen wir uns als Senat durch den An-
trag der Koalitionsfraktionen gut unterstiitzt und sagen
hier zu, dass wir dieses integrierte und klimapoliti-
sche Energieprogramm nach intensiver Diskussion
mit allen Beteiligten und allen relevanten Akteuren
in dieser Stadt, in diesem Land vorlegen werden. —
Danke schon!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich tiber den Antrag der Fraktio-
nen der SPD und Biindnis 90/Die Griinen abstimmen.

GemalB Paragraf 51 Absatz 7 unserer Geschafts-
ordnung lasse ich zunéchst {iber den Anderungsan-
trag abstimmen. Hier ist getrennte Abstimmung be-
antragt.

Wer dem ersten Absatz des Anderungsantrags der
Fraktion Die Linke mit der Drucksachen-Nummer 17/
64 seine Zustimmung geben mochte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Dafiir SPD, Biindnis 90/Die Grinen und
Die Linke)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. Tittm a nn [parteilos])

Stimmenthaltungen?
(CDU und FDP)

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem ersten Absatz des Anderungsantrags zu.

Jetzt lasse ich iiber den zweiten Absatz des Ande-
rungsantrags abstimmen.

Wer dem zweiten Absatz des Anderungsantrags
der Fraktion Die Linke mit der Drucksachen-Num-
mer 17/64 seine Zustimmung geben mochte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafir Die Linke)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Grinen
und Abg. Tittm ann [parteilos])

Stimmenthaltungen?
(CDU und FDP)

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
zweiten Absatz des Anderungsantrags ab.

Jetzt lasse ich uiber den Antrag mit der Drucksa-
chen-Nummer 17/38 abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und Biind-
nis 90/Die Grinen mit der Drucksachen-Nummer
17/38 unter Beruicksichtigung der soeben vorgenom-
menen Anderung seine Zustimmung geben méchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir SPD, Biindnis 90/Die Grinen und
Die Linke)

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(CDU, FDPund Abg. Tittmann
[parteilos])

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Nun lasse ich tiber den Antrag der Fraktion der CDU
abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 17/55 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir CDU, FDPund Abg. Tittmann
[parteilos])
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Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Griinen
und Die Linke)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

A 281 sinnvoll weiter ausbauen

Antrag der Fraktion der FDP
vom 5. September 2007
(Drucksache 17/37)

Wir verbinden hiermit:

Ausbauplanung fiir die BAB 281

Antrag der Fraktionen der SPD und Buindnis 90/
Die Grunen
vom 18. September 2007
(Drucksache 17/61)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Dr.
Loske.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Wir haben unse-
ren Antrag eingebracht, weil wir die Diskussion der
Menschen vor Ort, insbesondere in den Bereichen,
in denen jetzt noch gebaut werden soll, in Seehau-
sen, in der Neustadt und in Obervieland ernst neh-
men. Uns geht es darum, dass durch den Bau der A 281
die Menschen von dem Verkehr, der dort herrscht,
entlastet werden, insbesondere die Menschen an der
Neuenlander Stralle.

Uns geht es darum, dass diese groBe Infrastruktur-
maBnahme fir Bremen, die zur ErschlieBung von
Gewerbegebieten wichtig ist und lange versaumt wur-
de, zur Anbindung und Verkirzung von Verkehrs-
strecken auch realisiert wird. Deswegen haben wir
ein hohes Interesse daran, dass durch die jetzt statt-
findenden zugesagten und auch richtigen Diskussi-
onen der ganze Planungsprozess nicht weiter verzo-
gert wird, aber dennoch ernsthaft iiber die Proble-
me diskutiert wird.

Deswegen haben wir den Senat gebeten, einige
Prifungen vorzunehmen, und wir denken, dass hier
in der Burgerschaft auch der richtige Ort ist, diese
Prufungen zu diskutieren. Es geht uns darum, dass
die Anwohner in der Gartenstadt Stid auch beim Bau
des Abschnittes 2.2 maximal entlastet werden und
dass dieser Abschnitt deswegen auch moglichst zi-

gig realisiert wird, denn sonst wird ein Teil des Ver-
kehrs weiter iiber die Gerhard-Wulff-Stra3e und die
Neuenlander Strafle gefuhrt, und die Belastung mit
Feinstaub und Larm nimmt nicht so ab, wie sie ab-
nehmen konnte. Wir wollen gleichzeitig auch, dass
alternative Planungen fir den Bauabschnitt 2.2 vor-
gelegt werden, denn wir halten die bisherigen Pla-
nungen, von denen wir gehort haben, nicht fur , der
Weisheit letzter Schluss”.

Wir alle kennen die Diskussion um die Querspan-
ge, die Frage, ob direkt gegentiber dem Arsterdamm
eine Abfahrt gebaut werden sollte oder nicht. Wir
zweifeln an der Notwendigkeit dieser Querspange,
denn wir denken, dass bei einem entsprechenden in-
telligenten Ausbau der Kreuzung Neuenlander Straf3e
und Kattenturmer Heerstral3e vielleicht auch dort die
Moglichkeit besteht, ausreichend Verkehr abwickeln
zu konnen, sodass diese Querspange nicht gebaut
werden muss. Es sind erhebliche Steuergelder, die
dann fur andere Mafinahmen eingesetzt oder vielleicht
auch gespart werden konnten.

Entsprechend denken wir auch, dass gepruft wer-
den sollte, in welcher Lage die Orts- und die Auto-
bahnfahrbahn dort gefuhrt werden sollten, denn diese
Frage ist fur uns bisher nicht iberzeugend geklart.
Esist die Frage, ob die Autobahn unter der Ortsfahr-
bahn hindurch, ebenerdig, mit der Ortsfahrbahn da-
ruber hinweg oder darunter durchgefiihrt wird. Diese
Diskussionen sollten noch weitergefiihrt werden. Sie
sollten endgtiltig vor dem Hintergrund beantwortet
werden, wie wir die Belastungen der Menschen mi-
nimieren kénnen. Die Menschen dort sind sehr be-
lastet. Sie haben gegenwartig ein hohes Verkehrs-
aufkommen, und sie sind sehr von Fluglarm belas-
tet, das sollte entsprechend berticksichtigt werden.

Die nachste Frage, die wir auch im Zusammenhang
mit dem Bau des Abschnittes 2.2 diskutiert wissen
wollen, ist, ob fiir den Bauabschnitt 5 iberhaupt eine
Notwendigkeit besteht. Wir bezweifeln, dass ein eben-
erdiger Bau sinnvoll ist. Wir hatten uns als FDP ge-
wiunscht, dass anstelle der Hochstralle im Abschnitt
2.1, derjetzt gebauten Trasse mit der Briicke, die wir
jetzt alle schon beim Verwaltungsgebaude der BSAG
sehen, diskutiert und gepruft worden ware, ob man
das Ganze nicht besser in Troglage baut, weil die-
ser zerschneidende Charakter nicht so gut ist.

(Abg. Focke [CDU]J: Das ist alles
gemacht worden!)

Ich weiB, dass es uberlegt worden ist und Kostengrun-
de dafur gesprochen haben, aber die Frage, die sich
am Ende immer stellt, lautet, Kosten versus Belas-
tungen fur die Bevolkerung, und manche Belastun-
gen wollen wir ja minimieren, und daftr sind wir auch
bereit, im Gegenzug auch Kosten zu tibernehmen.

Solche Diskussionen fiihren wir an einem weite-
ren Punkt, Herr Focke, namlich beispielsweise in der
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Frage Seehausen, bei der wir diskutieren, wo der Tun-
nel sinnvollerweise enden sollte, um den Ort nicht
so sehr zu belasten, sprich, wo der Tunnel dann an
die Oberflache kommt, um die Anwohner dort nicht
so sehr zu belasten. All diese Dinge wollen wir wei-
ter diskutiert wissen. Wir wollen nicht, dass es alles
nur im Zirkel des runden Tisches mit Ortsamtsleitern
und Betroffenen besprochen wird, wir wollen auch
die politische Diskussion, weil am Ende die zustan-
digen Gremien dartber zu entscheiden haben und
wir auch entsprechend wollen, dass die Erorterung
in den zustandigen Gremien breit gefithrt worden ist.
Deshalb ist es uns wichtig, diese Fragen zu diskutieren
bis hin zur Frage der Hohe der Larmschutzwand in
Huckelriede und der Frage, ob es vermieden wird,
dass die Hauser dort in Huckelriede verschattet wer-
den.

Uns ist es wichtig, dass die Menschen hier ernst
genommen werden und nicht nur die Interessen derer,
die die Stra3e nutzen wollen. Wir finden es auch rich-
tig, dass hier die StrafB3e entsprechend gebaut wird —
ich habe tiber die notwendige Entlastung gesprochen
—und dass wir die Belastung der Menschen dort mi-
nimieren. Ich glaube, das ist unsere verantwortungs-
volle Aufgabe, die wir hier im Lande zu leisten ha-
ben, und ich freue mich auf alle, die daran mitarbei-
ten! — Danke!

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Mathes: Das Wort hat die Ab-
geordnete Frau Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Buiindnis 90/Die Griinen):
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Es ist wirklich selten, dass sich
die Griinen einmal zum Bau einer Autobahn beken-
nen. Eine Ausnahme war von Anfang an der Bau der
A 281, denn wir wissen, wie wichtig aus wirtschaft-
lichen Griinden die Anbindung des GVZ an das liber-
regionale Verkehrsnetz ist. Zudem muss der Auto-
bahnring rund um Bremen endlich geschlossen wer-
den, damit die Innenstadtbereiche, die jetzt schon un-
ter einem erhohten Verkehrsaufkommen leiden, end-
lich vom Schwerlastverkehr entlastet werden.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der FDP)

Diese Entlastung, vor allem in der Neustadt und spe-
ziell in der Neuenlander Stralle, die bisher unter ei-
nem extremen Luft- und Larmbelastung gelitten hat
und in der die Grenzwerte fiir zum Beispiel Feinstaub
uberschritten werden, darf jedoch auf keinen Fall zu
Lasten anderer Stadtteile und der dortigen Anwoh-
nerinnen und Anwohner geschehen.

Ich kann die Angste der Menschen in Huckelrie-
de verstehen, die um ihre Wohn- und Lebensquali-
tat fiirchten, die fiirchten, dass vor ihre Hauser und

Grundstiicke meterhohe Larmschutzwande gesetzt
werden, die Angst haben, dass der Wert ihrer Hau-
ser verfallt, die jetzt schon unter dem Starten und
Landen der Flugzeuge leiden und demnachst noch
mehr Autobahnldarm, verstopfte Straen und Staus
direkt vor ihrer Hausttiir beftirchten. Diese Angste,
meine Damen und Herren, mussen ernst genommen
und angehort werden.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

Bei allem wirtschaftlichen Sinn des Baus der A 281,
das eines der groBiten Wirtschaftsprojekte Bremens
ist, durfen die Belange der Burgerinnen und Burger
nicht vernachlassigt oder als zweitrangig eingestuft
werden.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

Wir erwarten, dass alles Machbare geleistet wird,
um die Wohnqualitat fir die betroffenen Stadtteile
so gut es geht zu sichern. Daher war es das richtige
Signal von Herrn Senator Dr. Loske, einen runden
Tisch einzuberufen und mit den betroffenen Interes-
sengruppen im Dialog zu iiberprifen, inwieweit die
Belastungen fur Kattenturm und Huckelriede auf ein
vertragliches MafB gesenkt werden konnen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

Insofern mochte ich an dieser Stelle, und das ist ernst
gemeint, [hnen, lieber Herr Kollege Focke, sagen, dass
wir es begriilen, dass auch Sie sich noch einmal aus-
drucklich fir dieses Verfahren ausgesprochen haben.

Im Ubrigen méchte ich hinzufiigen, ein runder Tisch
ist keine langjahrige Hinhaltetaktik, wie es etwa von
der Handelskammer befiirchtet wurde, sondern Teil
einer neuen politischen Kultur, in der nicht einfach
ein vom ASV vorgelegter Plan kommentarlos umge-
setzt wird, sondern in der Tat einmal versucht wird,
zusammen mit den Planern, Burgerinitiativen und
Beirdten eine fur alle tragfahige Losung zu finden.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Wir erwarten daher, dass der runde Tisch jetzt zu-
gig seine Arbeit aufnimmt und, wie angekindigt, in
den ndchsten sechs Monaten ein Ergebnis prasen-
tieren kann. Wir wollen, dass uberprift wird, ob die
Querspange wirklich notwendig ist oder ob nicht eher,
wie in friheren Planungen, darauf verzichtet werden
kann. Wir wollen Losungen finden, wie die Belastun-
gen der Menschen in Huckelriede und Kattenturm
verringert werden konnen.
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Wie eingangs schon gesagt, macht der Bau der
A 281 nur Sinn, wenn sich damit der Ring um Bre-
men auch schlieBt und die A 281 nicht einfach vor
der Weser aufhort, daher muss die Weserquerung mit
in Betracht gezogen werden. Wir wollen, dass das
Planfeststellungsverfahren fiir die E- und A-Losun-
gen begonnen wird. Aber auch hier fordern wir den
Senat auf, sich mit den betroffenen Anwohnern zu-
sammenzusetzen und zu uberpriifen, wie weit ent-
fernt von der Bebauung der Austrittspunkt gelegt wer-
den kann.

Herr Beilken, Sie haben heute Morgen Degenhardt
zitiert und gesagt, Schritt fur Schritt fir Schritt, das
dauert hier alles. Wer heute Morgen den , Weser-
Kurier"” gelesen hat, konnte sehen, dass fiir Seehausen
eine Losung schon absehbar ist, und ich finde, dass
es ein Zeichen ist, dass Rot-Grun hier die Hausauf-
gaben gemacht und einfach auch etwas angepackt
hat, was schon lange brachlag.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Meine verehrten Kollegen von der FDP, das, was
Sie in Ihrem Antrag als Prufauftrage erbitten, ist sach-
lich richtig, und ich verstehe und unterstiitze viele
Threr Punkte. Ihr Antrag ist aber insofern uberflis-
sig, als diese Prufauftrage schon langst in den Kata-
log des runden Tisches aufgenommen wurden. Wir
wollen vielmehr, dass diese Fragen jetzt ztugig dis-
kutiert werden und dass die Interessen der betroffe-
nen Anwohner jetzt endlich in die weiteren Planun-
gen einflieBen. Daher fordere ich Sie alle auf, den
Antrag der Koalition und den von Herrn Senator Dr.
Loske initiierten runden Tisch zu unterstitzen!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Dieser runde Tisch, meine Damen und Herren, ist ein
Beispiel dafur, dass die rot-grune Regierung Burger-
interessen ernst nimmt und eine neue politische Kultur
lebt, namlich den direkten Dialog mit den Beiraten
und Burgerinitiativen zu suchen, um vertragliche Lo-
sungen zu finden, statt gegen den Willen der Men-
schen im Hauruck-Verfahren kiihle Planungen durch-
zusetzen und in Nacht- und Nebelaktionen Baume
zu fallen. — Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vizepradsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Pohlmann.

Abg. Pohlmann (SPD): Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Das Projekt A 281!
Wenn wir das hier heute diskutieren, so kann man
ja wirklich sagen, damit ist auch ein ganzes Stuck
Bremer Geschichte verbunden. Ich hatte die Gele-

genheit, in dieser Woche mit einer ehemaligen Kol-
legin aus der Bremischen Burgerschaft zu sprechen,
die auch die Funktion der Vizeprasidentin hier im Hau-
se ausgelbt hat, Frau Anneliese Leinemann! Unter
anderem kam die Fragestellung: Was diskutiert ihr
denn da so? Ich sagte, liebe Anneliese, wir diskutie-
ren unter anderem auch die A 281. Da sagte sie, das
ist ja schon, und sie hat dann nachgeschaut und mir
auch noch einmal Dokumente vorgelegt, es wird schon
seit Mitte der Siebzigerjahre tiber diese Frage dis-
kutiert, hier in Bremen, vor Ort in der Neustadt, mit
unterschiedlichen Modellen, in Woltmershausen. Ich
glaube, dass wir heute hier ein ganzes Stiick weiter
kommen, und ich finde, die Debatte zeigt auch noch
einmal, dass wir hier gemeinsam insgesamt auf dem
richtigen Weg sind.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vorweg mochte ich noch einmal aufnehmen, was
vom Antrag und aus Ihrem Debattenbeitrag, Herr Dr.
Buhlert, heriibergekommen ist: Ich betone, ahnlich
wie es meine Kollegin von der Fraktion Bundnis 90/
Die Grunen, Frau Maike Schaefer, gesagt hat, dass
ich viele Punkte vollkommen teilen kann. Nur fiihle
ich mich in der Auflistung Ihres Antrags und in der
teilweise auch etwas breiteren Begriindung in Threm
Debattenbeitrag ein Stiick an die Berichterstattung
des Ressorts bei uns in der Baudeputation erinnert,
denn dort wurde uns vonseiten des Senators ja mit-
geteilt, was die nachsten Schritte sind, um dieses Pro-
blem zu l6sen, insbesondere auch, wie entwickeln wir
vonseiten der Politik, der Verwaltung gemeinsam mit
den Menschen vor Ort, mit den Aktiven in den Bei-
raten, in den Burgerinitiativen einen Prozess, um diese
Frage einvernehmlich zu regeln!

Ich sage das noch einmal, viele Punkte sind voll-
kommen in Ordnung. Es gibt einige, da mussten wir
noch einmal inhaltlich einsteigen, bei denen ich im
Namen meiner Fraktion auch andere Positionen habe.
Nur, ein entscheidender Unterschied ist die Frage des
Politikansatzes. Wir sehen es so, nicht schon von vorn-
herein zu sagen, was sollen die Ergebnisse dieses
Prozesses, der Diskussion an den runden Tischen sein,
sondern es ist unsere Aufgabe, tiber politische Grund-
linien zu diskutieren und das ernst zu nehmen, was
wir uns auch in der Regierungserkldarung, in der Ver-
einbarung von SPD und Bundnis 90/Die Grunen fur
die zukunftige Regierungspolitik vorgenommen ha-
ben, namlich aktive Burgerinnen- und Burgerbetei-
ligung hier zu organisieren. Ich glaube, das ist auch
ein ganz wichtiger Punkt von politischer Kultur, von
der Notwendigkeit, Menschen, die vor Ort auch von
schwierigen Auswirkungen betroffen sind, hier mit-
zunehmen.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)
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Deshalb werden wir von dieser Begrundung her Th-
ren Antrag ablehnen und werden das, was wir in
unserem Antrag formuliert haben, hier noch einmal
zur Diskussion und Abstimmung stellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Kol-
legin Schaefer hat in IThrem Beitrag schon einmal
deutlich gemacht, und das, glaube ich, konnen wir
alle unterstiitzen: Niemand von uns pladiert fir Au-
tobahnbauin der Stadt! Dieser Autobahnbau war und
ist notwendig, um auch den wirtschaftlichen Stand-
ort hier in Bremen zu sichern. Uns als sozialdemo-
kratische Burgerschaftsiraktion erfreut es aulleror-
dentlich, dass im Bereich des GVZ schon tiber 6000
Beschaftigte eine Perspektive haben, die aufzeigt, dass
es hier auch zu weiteren Ansiedlungen kommt und
somit zu einem Prozess, diesen Wirtschaftstandort zu
starken.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Das finden wir positiv, das unterstiitzen wir! Das
ist eine ganz wichtige Frage im Hinblick auf diesen
Widerspruch, den es selbstverstandlich gibt: Diese
Dienstleistungen, diese Betriebe erzeugen Verkeh-
re im Bereich der Logistik. Die Aufgabe muss es sein,
diese so schnell wie moglich abflieBen zu lassen, des-
halb, meine Damen und Herren, kommt der Frage
der Schliefung des Autobahnrings eine ganz entschei-
dende Bedeutung zu.

Wichtig ist noch einmal in diesem gesamten Pro-
zess, und so haben wir das auch in unserem Antrag
deutlich gemacht, dass dieser bis zum Jahr 2013, das
ist die Zielvorstellung, auch realisiert wird. Ich glaube,
das ist eine ganz wichtige MaBnahme, und das muss
man auch und kann man auch den Menschen vor Ort,
mit denen wir jetzt auch in den verstarkten Dialog
eintreten, vermitteln. Das muss, glaube ich, der Zeit-
rahmen sein, um das auch wirklich umzusetzen, denn
die Menschen in Woltmershausen, in der Neustadt
warten darauf, dass es hier zu erkennbaren Verbes-
serungen im Bereich der Verkehre im Bremer Studen
kommt.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir be-
gruBen es als SPD-Biirgerschaftsfraktion auBerordent-
lich, dass es zu diesem runden Tisch kommt, und ich
mochte auch zu den Vertretern der Burgerinitiativen,
die zum Teil heute hier an dieser Debatte als Gaste
teilnehmen, noch einmal sagen, wir bedanken uns
auch noch einmal bei den Menschen in den Beira-
ten,

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

in den Initiativen fir ihr Engagement! Das ist nicht
selbstverstandlich. Es ist klar, hier geht es um Inter-
essen, hier tut es der Politik manchmal auch weh, sich
diesen Fragen zu stellen, nur, ich kann auch im Na-
men meines Fraktionsvorsitzenden sagen, wir bei-
de hatten ja genauso wie Herr Senator Dr. Loske auch
die Moglichkeit, mit [hnen in einen Dialog zu treten:
Das war ein konstruktiver Dialog, das war fur uns
wichtig. Wir bedanken uns dafiir und hoffen, dass wir
auf dieser Ebene auch den Prozess erfolgreich ge-
meinsam gestalten konnen.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen — Glocke)

Meine Damen und Herren, zum Abschluss: Eine
Kernfrage fur alle ist die Frage der Querspange! Ich
glaube, das ist im Antrag der Koalition formuliert
worden, es muss das Ziel sein, hier zu einer ande-
ren Losung zu kommen. Ich hoffe, dass uns dies ge-
meinsam gelingt. In diesem Sinne bitte ich noch einmal
um Unterstutzung fir den Antrag der SPD und vom
Bindnis 90/Die Grunen!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Focke.

Abg. Focke (CDU): Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Vorweg mochte ich sa-
gen, dass wir beiden Antragen zustimmen werden.
Aber, Herr Pohlmann, um irgendwelchen Legenden-
bildungen oder so etwas einmal entgegenzutreten,
wir haben tatsachlich seit 1975 uber die A 281 dis-
kutiert,

(Abg. Pohlmann [SPD]: Aha, da hat
Frau Leinemann recht gehabt!)

und da waren noch absolute Mehrheiten der SPD da,
und dann hatten sie nachher nicht mehr die absolu-
te Mehrheit. Dann haben Sie eine Ampelkoalition
gebildet, da haben sie zigfach umgeplant, und wenn
Sie damals konsequent gewesen waren wie wir in
der GroBlen Koalition und die Planung der A 281 wirk-
lich vorangetrieben hatten, dann hatten wir damals
die Troglosung bekommen und hatten heute nicht
diese Brucke, weil damals, in den Siebzigerjahren,
das Geld noch vorhanden gewesen ware. Das The-
ma rihrt daher, weil eben solche langen Verzogerun-
gen in diesen Prozessen stattgefunden haben. Wir hat-
ten es also wesentlich besser haben konnen, meine
Damen und Herren!

Wir stimmen deswegen natiirlich auch den beiden
Antragen zu, weil beide ja unserer Politik entspre-
chen. Wir haben doch alle, als die ersten Bauabschnitte
der A 281 begonnen haben, in vielen Diskussionen
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daruber entschieden, und dann ist es auch begon-
nen worden. Jetzt geht es weiter mit dem Planfest-
stellungsverfahren, und wir haben etliche Einspru-
che von den Birgern bekommen. Das haben wir vor-
her gar nicht so richtig gesehen, alle Parteien aber,
glaube ich, sind erst darauf aufmerksam gemacht wor-
den, was dort eigentlich entstehen soll. Wir haben uns
dann auch sehr kurzfristig mit den Beteiligten in Ver-
bindung gesetzt, und alle hatten, glaube ich, Gespra-
che gefuhrt. Der Bausenator, Ronald-Mike Neumeyer,
hat ja schon den runden Tisch sozusagen angekun-
digt, und esist naturlich hervorragend, dass der neue
Senator dies auch uibernommen hat. Insofern ist es
naturlich unserer eigener Wille gewesen, dies hier
zu machen, und deswegen haben wir auch keinen
Antrag gestellt, weil das schon immer unsere Mei-
nung war, jedenfalls, seitdem wir das wussten, aber
wenn Sie das jetzt noch einmal neu hier festschrei-
ben und das begrufien wollen, dann finden wir das
auch ganz nett.

(Beifall bei der CDU)

Ich finde auch, dass der runde Tisch nicht jahre-
lang tagen kann. Er muss natiirlich zu einem Ergeb-
nis kommen, und das auch in moéglichst kurzer Zeit,
weil wir ja nicht endlos warten konnen. Wir wollen
ja den Autobahnring schlieBen, und wir wollen eben
nicht wieder so agieren, wie Sie agiert haben, GVZ
bauen, zigtausend Arbeitpldtze und keine Autobahn-
anbindung! Das war schon damals schwachsinnig.
Das hatte man damals schon anders machen miissen,
wenn man so ein Gewerbegebiet ausweist.

(Beifall bei der CDU - Prasident Weber
Ubernimmt wieder den Vorsitz.)

Deswegen brauchen wir naturlich dringend die An-
bindung, damit das Gewerbegebiet auch wirklich voll
nutzbar wird und der Verkehr in der Neustadt erheb-
lich entlastet wird. Das darf aber nicht zulasten der-
jenigen gehen, die jetzt die Schwierigkeiten haben.

Zur Querspange will ich Thnen ganz deutlich sa-
gen, da haben wir schon grofite Bedenken gehabt!
Mit hétte es auch gefallen, wenn hier in diesem Antrag
nicht ,gegebenenfalls wegfallen” stehen wiirde, son-
dern ,wegfallen wiurde" stehen wurde.

(Heiterkeit)

Wir brauchen die Querspange meines Erachtens da
nicht!

Der fiinfte Bauabschnitt ist auch hochst umstritten.
Erstens ist er vielleicht gar nicht mehr finanzierbar,
und zweitens sollte man die Leute deswegen nicht
verunsichern, wir haben ja dann eine Anbindung. Der
funfte Bauabschnitt konnte im Grunde genommen
wegfallen, darauf konnte man verzichten. Das wa-

ren schon zwei ganz wichtige Forderungen, und jetzt
musste man sehen, dass keine monstrose Kreuzung
entsteht. Da gibt es bestimmt noch intelligenten Be-
ratungsbedarf, und vielleicht findet man da ja auch
so eine Losung wie zum Beispiel bei der Weserque-
rung. Wenn man heute liest, dasist ja nun gerade ganz
neu, Verlangerung Seehauser Tunnel, dass man mit
einem neuen Verfahren plotzlich, ohne mehr Geld
auszugeben, 140 Meter langer bauen kann,

(Abg. Pohlm ann [SPD]: Das ist die
neue Koalition!)

also, dasist schon eine ganz tolle Sache, aber wir wer-
den das ja sehen.

Insofern gehen diese beiden Antrage, wie sie hier
vorgelegt werden, durchaus d'accord mit unseren Vor-
stellungen, deswegen werden wir sie auch beide un-
terstlitzen, hoffen aber, dass wir spatestens in sechs
Monaten ein Ergebnis haben, mit dem man dann auch
arbeiten kann. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und beim
Bundnis 90/Die Grinen — Abg. Row e -
kamp [CDU]: So machen wir Oppositi-
on! Wahrend Ihr fundamental regiert, ma-
chen wir konstruktiv Opposition!)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
hat der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (Die Linke)*): Herr Prasident, verehr-
te Damen und Herren! Der Vorteil, relativ weit hinten
in der Rednerliste zu sein, ist, man hat schon viel
Kluges gehort, zumindest in diesem Punkt, sodass man
vieles nicht wiederholen muss. Die Problematik der
A 281, ihre Notwendigkeit sind hinreichend erortert
worden. Ich weise darauf hin, wir haben auch als Linke
zundachst sehr skeptisch reagiert bei diesem Ausbau
und mussten auch erkennen, dass sie in diesem Fall
ein Stiick weit notwendig ist, und es ist deutlich ge-
worden, dass allerdings noch groBer Diskussionsbe-
darf und auch noch ein bisschen Optimierungsbedarf
hinsichtlich des Larmschutzes und des Ausbaus dieser
A 281 besteht. Von daher finden wir diese Initiativen
mit dem Dringlichkeitsantrag und dem Antrag der
rot-grunen Koalition in Ordnung.

Auf einen kleinen Aspekt mochte ich hinweisen:
Der Umweltsenator hat vorhin davon gesprochen, dass
es Bereiche gibt, bei denen es, positiv formuliert, groe
Gestaltungsmoglichkeiten gibt. Es ist vielleicht auch
nur meine personliche Ansicht, dass ich es in einer
vergleichsweise hoch technisierten Gesellschaft nach
wie vor schrag finde, dass Container noch immer mit
Lkws von Bremerhaven nach Bremen transportiert
werden mussen. Ich denke, es gibt auch einen drin-

*) Vom Redner nicht Gberpriift.
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genden Bedarf an alternativen Verkehrskonzepten,
alternativen Transportmoglichkeiten. Es ware ein Bei-
trag zum Klimaschutz, wére ein Beitrag auch zur Ener-
gieeffizienz.

(Beifall bei der Linken — Abg. Rowe -
kamp [CDU]: Aber auf einen Fahrradge-
packtrager passen die nicht!)

Herr Abgeordneter Rowekamp, ich weil3 nicht, das
Fahrrad miusste vielleicht hinreichend groB sein, um
das zu transportieren! Ich kann ja einmal ein Beispiel
geben: Ich arbeite ziemlich viel bei der Firma Daim-
lerChrysler, da werden Objekte in der GroBenord-
nung von Containern voll automatisch mit Elektro-
hangebahn durch das ganze Werk gefahren! Ich weil3
nicht, ob es wirklich praktikabel ist, aber ich weil,
es gibt alternative Moglichkeiten, und es ist eine
schlechte, larmerzeugende, energievernichtende und
storende Art und Weise, Lkw an Lkw von Bremer-
haven nach Bremen fahren zu lassen. Ich denke,
technische Intelligenz ist in diesem Land nicht so
knapp, dass man da nicht eine andere Losung finden
konnte.

(Beifall bei der Linken und bei der SPD)

Prasident Weber: Als Nachster erhalt das Wort der
Abgeordnete Richter.

Abg. Richter (FDP): Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Wir sind uns wieder einmal alle fast ei-
nig,

(Abg. Frau M 6 bius [SPD]: Aber jetzt
keinen Fehler!)

dieses Projekt ist eine dringend notwendige, ich sage,
eigentlich eine seit Jahrzehnten uberfallige Infrastruk-
turmaBnahme fiir Bremen, nicht nur fiir die Wirtschaft,
sondern auch fur die Gesamtstadt und auch fur die
Bewohnerinnen und Bewohner in den anliegenden
Stadtteilen und Straf3en dieses Projektes. Es wurde
viel zu spat angepackt, wie so haufig. Erst wurde das
GVZ gebaut mit unertraglichen Zusatzbelastungen,
die durch das GVZ fur die Bevolkerung entstanden
sind, namlich in den StraBlen, die den Verkehr fur das
GVZ aufnehmen mussten. Jetzt, nach etwa 20 Jah-
ren, kommt die A 281. Eigentlich habe ich es so ge-
lernt, dass man erst die ErschlieBung baut und dann
die anderen Projekte realisiert.

(Beifall bei der FDP)

Wenn ich daran denke, wie Wohnbebauung funk-
tioniert, bedeutet das namlich, wenn man die Erschlie-
Bung nicht vorher hat, dann funktioniert die Klospt-
lung nicht. Bei Gewerbegebieten ist es so, wenn Lo-
gistikbetriebe angesiedelt werden sollen, dann muss

man natirlich auch die Zufahrtsstraen entsprechend
bauen, und da hat man viel zu lange gezogert.

(Beifall bei der FDP)

An guter, zukunftsorientierter Verkehrsplanung hat
es eigentlich in Bremen selten gefehlt. Die Verkehrs-
planer waren schon ganz gut, nur wurden haufig
Bruchstiicke und Stiickwerke realisiert. Ich will jetzt
nicht zu sehr auf andere Projekte eingehen, aber ein
Stickwerk ist zum Beispiel auch das Horner Knie.
Hatten wir dort einen verniuinftigen Ausbau gehabt,
dann hatten wir heute keine Verkehrsprobleme, und
wir mussten uns nicht tiber die Linie 4 oder die Hol-
lerlandtrasse unterhalten.

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der SPD —
Abg. Dr. Sieling [SPD]: Eine Span-
ge wollen wir aber nicht!)

Ein neues Beispiel: Frischemarkt! Hatte man die-
ses Zentrum an die A 1 gebracht, hatte man auch in
Walle eine groB3e Entlastung der Bevolkerung von dem
Verkehr, der zu nachtschlafender Zeit durch diesen
Ortsteil geht, gehabt.

Zurick zur A 281, das ist unser heutiges Thema!
Jahrelange extreme Belastungen im Bereich der Neu-
enlander Strae und nun der Abschnitt 2.2, der letzt-
endlich zu einer zusatzlichen extremen Belastung von
bereits stark belasteten Anwohnern, namlich im Be-
reich Huckelriede und Kattenturm, fiihren wird. Wa-
rum muss denn erst nach den berechtigten Protes-
ten der Anwohner jetzt daruber nachgedacht wer-
den und ein runder Tisch ins Leben gerufen werden?

(Beifall bei der FDP)

Ich sage: Planung und Politik haben auch etwas
damit zu tun, dass man auch an die Menschen denkt
und das bereits bei der Planung berticksichtigt.

(Beifall bei der FDP)

Hatte man das getan, dann hatten wir uns jetzt nicht
dartber unterhalten miussen. Das, was bisher vorge-
legt wurde, bedeutet schlicht und ergreifend, dass man
etwas libersehen hat, aber ich nenne es auch eine
Fehlplanung. Hatte man das beherzigt, brauchten wir
uns nicht Giber einen runden Tisch zu unterhalten.
Larm, Wohnqualitat und Gesundheit, die damitin Zu-
sammenhang stehen, sind mindestens genauso wich-
tig wie die wirtschaftlichen Aspekte dieser Stralie.

(Beifall bei der FDP)

Esist unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten guns-
tiger, etwas langer iber Maflnahmen nachzudenken
und vielleicht auch etwas mehr zu bezahlen, weil es
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im Endeffekt dann wiederum billiger ist, wenn man
Menschen in der eigenen Stadt halt. Der Speckgtr-
tel ist namlich nicht weit weg, und im Speckgtirtel
gibt es ginstige Grundstiucksangebote. Wir wollen
doch die Steuerkraft hier behalten!

(Beifall bei der FDP)

Ich hatte mir jedenfalls gewtnscht, dass nicht ei-
nem Dringlichkeitsantrag ein zweiter Dringlichkeits-
antrag der Regierungskoalitionen hinterhergejagt
wird. Es gibt Telefone! Ich denke, zur Kultur in die-
sem Parlament wiirde es vielleicht in Zukunft beitra-
gen, wenn wir Ofter einmal miteinander reden. Aus
den beiden Dringlichkeitsantragen hatten wir etwas
Verninftiges, Gemeinsames machen konnen. Ent-
scheiden wird nicht der runde Tisch, den wir nattir-
lich befliirworten, sondern entscheiden werden wir
hier.

(Beifall beider FDP-Abg. Dr. Guld -
n er [Bundnis 90/Die Grinen]: Aber nicht
heute!)

Insofern ist unser Dringlichkeitsantrag ein ganz wich-
tiger Faktor. Ich finde es auBlerordentlich schade — wir
werden Ihrem Antrag zustimmen —, dass Sie sich bei
unserem Antrag enthalten. Ich denke, es ware gut
und wunderbar fur uns hier, fir das Parlament, wenn
wir beide Antrdage entsprechend befiirworten wur-
den. — Vielen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Priasident Weber: Als nachster Redner erhdlt das
Wort Herr Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Prasident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Dr. Buhlert, Ihr An-
trag ist ein bisschen wie die Quadratur des Kreises,
nicht wahr? Das muss man schon sagen. Macht al-
len alles recht, ohne Verzogerung auszulosen! Dabei
besteht naturlich ein gewisses Spannungsfeld, das
muss man ohne Weiteres sagen, zwischen Zugigkeit
und Birgerbeteiligung.

(Abg. Dr. Buhlert [FDP]: Dasist
ein Problem der Exekutive!)

Ich glaube, das muss man auch redlich so betrach-
ten.

Jetzt zur A 281 selbst! Beim Knoten Huckelriede,
das wurde ja bereits gesagt, haben wir uns jetzt ent-
schlossen, einen runden Tisch einzuberufen, der ei-
nen klar umrissenen Kreis betrifft mit einer klar um-
rissenen Zielstellung und einem klar umrissenen Zeit-
plan. Ich glaube, das ist wichtig. Was den Kreis der
zu Beteiligenden betrifft, so sind das Vertreter mei-
nes Hauses, die betroffenen Ortsamtsleiter, Vertre-

ter der Ortsbeirdate und der Burgerinitiativen. Das
Ganze wird unter der Leitung eines unabhangigen
Moderators stattfinden. Wir werden das in wenigen
Tagen der Offentlichkeit prasentieren. Ich hoffe, dass
wir noch im September, spatestens aber im frithen
Oktober erstmalig in diesem Kreis zusammentreten
konnen.

Die Fragestellung ist auch klar umrissen. Das ist
einmal die Frage der Notwendigkeit der Spange. Das
ist zum Zweiten die Verkehrsfiithrung im Bereich des
Ubergangs im Bereich der A 281 in den Tunnel Neu-
enlander Straf3e, vor allen Dingen verbunden mit Fra-
gen des Larmschutzes und der notwendigen Hohe
der Larmschutzwand. Das sind drittens die Fragen,
die sich aus der Verkehrsentlastung der Kattenturmer
HeerstraBe ergeben, auf gut Deutsch: Wie kénnen
wir dort den Lkw-Verkehr reduzieren? Das sind die
drei Fragestellungen.

Der Zeitplan! Esist unser Ziel, das zur Jahreswende
abgeschlossen zu haben. Insofern ist es klar, das ist
ein ergebnisoffenes Verfahren. Zu den inhaltlichen
Aspekten mochte ich jetzt hier und heute nichts sa-
gen. Ich glaube aber, wir sind es den Biirgerinnen
und Birgern schuldig, zumal Vertreter der letzten Ko-
alition, so sollte ich prazise sagen, es versprochen ha-
ben, dass wir hier Wort halten. Das halte ich fur sehr
wichtig. Bei allem Verstandnis gegentiber der Han-
delskammer, was die Dringlichkeit und Zugigkeit
betrifft, so ist es doch auch sehr wichtig, demokrati-
sche Verfahren einzuhalten.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wir missen uns auch vergegenwartigen, dass wir
im Laufe des vor uns liegenden Jahres, eigentlich bis
zum dritten Quartal 2008, zum Beispiel in dieser Stadt
die EU-Richtlinie tiber Umgebungslarm umsetzen
missen. Sie sind ja auch Mitglied der Umweltdepu-
tation und wissen, dass wir die EU-Feinstaubrichtli-
nie umsetzen miissen, Stichwort Umweltzonen. Wir
mussen diese Dinge im Zusammenhang betrachten.
Wir konnen nicht in die eine Richtung losgaloppie-
ren und dann feststellen, dass wir beim Feinstaub und
beim Larm weit tiber die Ziele hinausgehen. Allein
deshalb mussen wir da eine integrierte Betrachtung
machen. Der Zeitplan ist knapp genug, das ist voll-
kommen Kklar, aber wir machen das jetzt so, und wir
bekommen das auch hin.

Zum zweiten Teil, zur Weserquerung Seehausen!
Auch das ist eine lange Geschichte, wie wir hier bei
dem Thema tiberhaupt mit der bremischen Zukunft
zu tun haben, also Anschluss des GVZ, Entlastung
der Neustadt und anderes mehr. Wir haben es aber
naturlich auch, das durfte ich in den letzten Wochen
bei dem intensiven Aktenstudium erfahren, mit ei-
nem veritablen Stiick bremischer Geschichte zu tun.
Seit tiber 30 Jahren wird tiber diese Angelegenheit
geredet. Es wurden allerlei Versprechungen gemacht,
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die teilweise nicht eingehalten wurden, das muss man
ganz klar so sagen. Insofern, wenn wir ein wei3es Blatt
Papier vor uns liegen hatten, wir sozusagen jede Men-
ge Zeit hatten und es kaum finanzielle Restriktion
gabe, dann wiirde man moglicherweise zu anderen
Ergebnissen kommen als zu denen, die von uns jetzt
prasentiert werden.

Mein Ehrgeiz ist aber, durch gestalterische Ma@-
nahmen dieses E- und A-Verfahren so konkret zu ma-
chen, dass der Austrittspunkt des Tunnels in Seehau-
sen so weit wie moglich weg vom Siedlungsrand liegt.
Da werden wir schon in den nachsten Tagen einen
Vorschlag unterbreiten, weil wir das Ansinnen der
Burgerinnen und Burger, von Larm und Umweltbe-
lastungen aller Art verschont zu bleiben, sehr gut
nachvollziehen kénnen. Wir glauben, mit diesem An-
gebot eine Verbesserung gegentiber der Ursprungs-
planung prasentieren zu konnen.

Noch einmal abschlieBend zu dem auch, wie ich
annehme, in diesem Hohen Hause viel diskutierten
Instrument des wettbewerblichen Dialogs! Es wur-
de ja teilweise ein bisschen als die Wunderwaffe pra-
sentiert, dass man praktisch noch einmal dieses neue
Instrument jetzt nutzt und noch einmal komplett neu
ausschreibt. Wir haben Rechtsgutachten in Auftrag
gegeben, ich habe mich selbst auch noch einmal in
einem Gesprach mit der beauftragten Anwaltskanzlei
dartiber informieren lassen, dass dieses Instrument
des wettbewerblichen Dialogs in diesem Verfahren
nicht geeignet und moglicherweise auch gar nicht
moglich ist.

Selbst wenn man aber die Rechtsbedenken, die es
gibt, zurtiickstellen wiirde, wiirde eine Ausschreibung
im wettbewerblichen Dialog zur Folge haben, dass
alle Optionen wieder im Korb sind, das heift der E-
und A-Tunnel, der Bohrtunnel und die Briicke. So-
weit ich das Aktenstudium verstanden habe, wiirde
sich die Freude der Menschen vor Ort, was die Wie-
dereroffnung einer Diskussion tiber eine Briicke uiber
die Weser in Seehausen betrifft, in sehr engen Gren-
zen halten, um es einmal gelinde auszudricken. In-
sofern glaube ich, dass mit dem, was wir jetzt pra-
sentieren, ein Weg aufgezeigt wird, der begehbar ist.
— Danke schon!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Ich darf, bevor wir in die Abstimmung eintreten,
auf der Besuchertribiine die Anwohnerinitiativen be-
grufien, die nur den letzten Teil der Diskussion mit-
bekommen haben. Sie bekommen jetzt aber die Ab-
stimmung mit!

(Beifall)

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich lasse zuerst Uiiber den Antrag der Fraktion der
FDP abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der FDP mit der
Drucksachen-Nummer 17/37 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafur CDU, Die Linke, FDP und Abg.
Tittm ann [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und Biindnis 90/
Die Griinen)

Stimmenthaltungen?
Damit ist der Antrag der FDP abgelehnt.

Ich lasse jetzt iber den Antrag der Fraktionen der
SPD und Bundnis 90/Die Grunen abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und Buind-
nis 90/Die Grinen mit der Drucksachen-Nummer 17/
61 seine Zustimmung geben mochte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Daftir SPD, CDU, Biindnis 90/Die Griinen,
Die Linke und FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?
(Abg. Tittm ann [parteilos])

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Klagerecht fiir den Tierschutz
Birgerantrag vom 2. Marz 2007
(Drucksache 16/1356)

Wir verbinden hiermit:

Klagerecht fiir den Tierschutz

Gesetz iiber das Verbandsklagerecht fiir
Tierschutzvereine

Bericht und Antrag des Rechtsausschusses
vom 11. September 2007
(Drucksache 17/39)

1. Lesung
2. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Maurer.

Der Burgerantrag , Klagerecht fur den Tierschutz”
vom 2. Marz 2007, Drucksache 16/1356, ist von der
Burgerschaft (Landtag) in ihrer 83. Sitzung am 26. April
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2007 an den Rechtsausschuss uberwiesen worden.
Der Rechtsausschuss hatte unter der Drucksachen-
Nummer 16/389 einen Zwischenbericht vorgelegt, den
die Birgerschaft (Landtag) in ihrer 3. Sitzung am
4. Juli 2007 zur Kenntnis genommen hat. Nunmehr
legt der Rechtsausschuss mit der Drucksachen-Num-
mer 17/39 seinen Bericht und Antrag dazu vor.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Wir kommen zur ersten Lesung der Gesetzesvor-
lage.

Als Berichterstatter erteile ich das Wort dem Ab-
geordneten Mollenstadt.

Abg. Mollenstdadt, Berichterstatter: Herr Prasident,
verehrte Kolleginnen, liebe Kollegen! Der Rechtsaus-
schuss hat mich beauftragt, Ihnen tber das Ergeb-
nis seiner Beratungen Bericht zu erstatten. Die Bre-
mische Burgerschaft (Landtag) hat den Burgerantrag
+Klagerecht fiir den Tierschutz" in ihrer Sitzung am
26. April 2007 zur Beratung und Berichterstattung an
den Rechtsausschuss tiberwiesen. Dieser nahm sei-
ne Beratungen in seiner Sitzung am 4. Mai 2007 unter
Beteiligung der zu dem Burgerantrag benannten Ver-
trauenspersonen auf.

Das Gesetz tiber das Verfahren beim Biirgerantrag
sieht vor, dass Burgerantrage, die an einen Ausschuss
uberwiesen worden sind, binnen drei Monaten nach
Uberweisung in dem zustdndigen Ausschuss behan-
delt und der Burgerschaft wieder vorgelegt werden.
Diese Frist konnte wegen des Ablaufs der 16. Wahl-
periode, wie bereits eingangs geschildert, nicht ein-
gehalten werden. Es wurde mit den Vertrauensper-
sonen Einvernehmen erzielt, die Frist fiir die Behand-
lung bis spatestens Ende September 2007 zu verlan-
gern. Dem entsprechen wir mit der Vorlage zur heu-
tigen Sitzung.

Der Biurgerschaft wurde mit der Drucksache 16/
1389 ein entsprechender Zwischenbericht erstattet.
Der Zwischenbericht wurde in der 1. Sitzung der
Burgerschaft (Landtag) in der 17. Wahlperiode am 28.
Juni 2007 zur Kenntnis genommen. Fir die Vorbe-
reitung des Zwischenberichts und die Leitung des
Verfahrens im Rechtsausschuss der 16. Wahlperio-
de mochte ich an dieser Stelle herzlich der Kollegin
Frau Winther von der Fraktion der CDU danken!

Der Rechtsausschuss nahm die Beratungen uber
den Burgerantrag in seiner konstituierenden Sitzung
in der 17. Wahlperiode am 18. Juli 2007 wieder auf.
Grundlagen der Erorterung im Ausschuss bildeten
erstens eine beim Wissenschaftlichen Dienst in Auf-
trag gegebene Landtagsumfrage zu Initiativen auf
Einfihrung eines Klagerechts fiir Tierschutzvereine
und zweitens rechtliche Stellungnahmen des Wissen-
schaftlichen Dienstes sowie des Senators fur Justiz
und Verfassung zum Gegenstand des Blurgerantrags.
Alswesentlich im Rahmen der Erorterungen des Rechts-
ausschusses wurde die Frage angesehen, ob eine um-
fassende Regelung des Tierschutzes durch den Bund

erfolgt sei, wonach bewusst auf ein Verbandsklage-
recht verzichtet werde und dementsprechend auf
Landesebene kein Raum fiir eine abweichende Re-
gelung gegeben sei.

Seitens des Ausschusses bestehen fiir die Einfiih-
rung eines umfassenden Verbandsklagerechts fur Tier-
schutzvereine in Form einer Anfechtungsklage erheb-
liche Zweifel an der Gesetzgebungskompetenz des
Landesgesetzgebers. Der Bundesgesetzgeber hat mit
dem Tierschutzgesetz von seiner Kompetenz abschlie-
Bend Gebrauch gemacht und im Tierschutzgesetz
nicht nur materiellrechtliche, sondern auch beson-
dere verwaltungsrechtliche Regelungen getroffen. Die
Ausschussmehrheit vertrat die Auffassung, dass dem
Landesgesetzgeber eine Gesetzgebungskompetenz
im Sinne von Paragraf 42 Absatz 2 der Verwaltungs-
gerichtsordnung zur Einfuhrung einer Feststellungs-
klage verbleibe. Der Ablauf der Beratungen im Rechts-
ausschuss sowie das Beratungsergebnis sind weiterhin
in der Ihnen vorliegenden Drucksache 17/39 doku-
mentiert, auf die ich an dieser Stelle verweisen mochte.

Der Rechtsausschuss empfiehlt der Burgerschaft
(Landtag), wie folgt zu beschlieBen: , Erstens: Die Bur-
gerschaft (Landtag) beschlieBt das Gesetz uber das
Verbandsklagerecht fur Tierschutzvereine in erster
und zweiter Lesung. Zweitens: Die Biirgerschaft (Land-
tag) fordert den Senat auf, eine Bundesratsinitiative
mit dem Ziel der Erweiterung des Tierschutzgeset-
zes des Bundes um ein Verbandsklagerecht fur Tier-
schutzvereine einzuleiten. Drittens: Die Blirgerschaft
(Landtag) nimmt den Bericht des Rechtsausschusses
zur Kenntnis. Viertens: Die Burgerschaft (Landtag)
lehnt den Burgerantrag ,Klagerecht fur den Tierschutz'’
laut Drucksache 16/1356 ab." — Vielen Dank, meine
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, be-
vor wir nun in die Debatte eintreten und ich den ersten
Redner aufrufe, darf ich auf der Besuchertribiine als
Vertrauensperson herzlich den Prasidenten des Deut-
schen Tierschutzbundes, Herrn Wolfgang Apel, als
erste stellvertretende Vertrauensperson Herrn Dr. Ro-
land Redeker und als zweite stellvertretende Ver-
trauensperson Frau Ursula Jung begriilen. — Seien Sie
herzlich willkommen!

(Beifall)

Als Nachster hat das Wort der Abgeordnete Gro-
theer.

Abg. Grotheer (SPD): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Zu dem Beschlussvor-
schlag des Rechtsausschusses komme ich noch am
Ende meines Beitrags. Ich wollte damit beginnen und
sagen: Dies ist ein historischer Tag fiir den Tierschutz
in Bremen. Dies ist auch ein historischer Tag fiir den
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Tierschutzverein und ein grofer Erfolg fur die Initi-
atoren des Burgerantrags. Wir haben mit dieser Ent-
scheidung, die wir hier heute treffen werden, bun-
desweit eine Pilotfunktion ibernommen.

(Beifall bei der SPD, beim Bilindnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)

Wir werden heute hier einen Gesetzesbeschluss fas-
sen, der bundesweit Beachtung finden wird.

Wir wissen, dass das, was wir heute hier beschlie-
Ben, verfassungsrechtlich durchaus umstritten ist,

(Abg. Perschau [CDU]: Was schert
uns die Verfassung?)

aber wir haben die Risiken abgewogen und uns fur
den Weg entschieden, den wir heute verabredet ha-
ben. Wir schlielen mit unserem Beschluss heute eine
lange, kontroverse Diskussion ab.

(Abg. Perschau [CDU]: Die schlie-
Ben wir noch lange nicht ab!)

Ich mochte darauf verweisen, dass wir ja in den
vergangenen Jahren eine ganze Reihe, Herr Perschau,
von Entwicklungen im Bereich der Verfassung und
der einfachen Gesetze gehabt haben, die sich mit
Fragen des Tierschutzes beschaftigt haben. Das Grund-
gesetz, die Landesverfassung, das Bremische Hoch-
schulgesetz sind geandert worden. Tiere sind auch
nach dem Burgerlichen Gesetzbuch keine Sachen
mehr, sondern sie werden dort als Mitgeschopfe be-
zeichnet. Auch wenn Sie den Kopf schiitteln: In den
vergangenen Jahren hat sich einiges bewegt.

(Abg. Perschau [CDU]: Das brau-
chen Sie mir nicht zu erzahlen!)

Der Burgerantrag, der von immerhin fast 15 000
Bremerinnen und Bremern unterschrieben ist, hatte
den folgenden Wortlaut:

(Abg. Perschau [CDU]J: Trivialbeleh-

rungen helfen hier nicht weiter! - Abg. Dr.

Kuhn [Bundnis 90/Die Grunen]: Ausge-
rechnet!)

Das hatten Sie sich einmal frither tiberlegen sol-
len, Herr Perschau!

»Die Burgerschaft (Landtag) moge die Einfiihrung
eines Klagerechts fir Tierschutzvereine beschliefen
mit dem Ziel, Tiere im Land Bremen besser vor Ver-
stoBen gegen das Staatsziel Tierschutz im Grundgesetz
und in der Bremischen Landesverfassung, das Tier-
schutzgesetz und nachgeordnete Rechtsvorschriften
zu schiitzen.” Das ist also der Ausgangspunkt fur das

Verfahren gewesen, mit dem wir uns heute beschat-
tigen.

Wir hatten in der vergangenen Legislaturperiode
eine Gesetzesinitiative der Griinen, die wir iiberwie-
sen hatten an den Rechtsausschuss, an die Baude-
putation, an die Wissenschaftsdeputation, und wir
haben uns in diesen Gremien mit dem Thema beschaf-
tigt, allerdings dann am Ende ohne Ergebnis, weil
es innerhalb der GroBen Koalition dazu keine Ver-
standigung gab, sodass diese Initiative der Diskon-
tinuitat zum Opfer gefallen ist, anders als der Bur-
gerantrag, der aufgrund einer besonderen Regelung
uns heute hier wieder begegnet — man kann nur sa-
gen, Gott sei Dank!

Wir als SPD haben schon in der letzten Legislatur-
periode die Auffassung vertreten, dass die Einfuh-
rung eines Verbandsklagerechts zwar nicht als An-
fechtungsklage, aber als Feststellungsklage verfas-
sungsrechtlich durch den Landesgesetzgeber zulassig
ist. Das sieht uibrigens auch der Justizsenator so, mit
dem wir uns in dieser Frage selbstverstandlich frih-
zeitig rickgekoppelt haben.

(Abg. Perschau [CDU]: Der ist der
Einzige! — Abg. Frau Motschmann
[CDU]: Der ist der Einzige, jal!)

Herr Perschau, mitunter muss man sich auch in ju-
ristischen Fragen fur die eine oder andere Auffassung
entscheiden. Wir folgen als Parlamentsmehrheit hier
der Auffassung des Wissenschaftlichen Dienstes der
Bremischen Burgerschaft nicht. Wie gesagt, der Jus-
tizsenator sieht das auch anders.

(Abg. Rowekamp [CDU]J: Seit
eineinhalb Jahren!)

Herr Rowekamp, ich kann Ihnen gleich noch einmal
etwas zu lesen geben! Auch der Wissenschaftliche
Dienst des Landes Schleswig-Holstein teilt diese Auf-
fassung nicht.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Der Wissen-
schaftliche Dienst der Bremischen Birger-
schaft aber!)

Herr Professor Dr. Caspar hat sich sehr eingehend
mit den verfassungsrechtlichen Fragen beschaftigt und
kommt zu dem Ergebnis, dass es durchaus eine lan-
desrechtliche Kompetenz gibt, und auch oberste Bun-
desgerichte haben sich schon einmal mit diesen Fra-
gen beschaftigt.

Ich mo6chte darauf verweisen, dass das Bundesver-
waltungsgerichtim Jahr 1986 unter anderem Folgen-
des zu einer vergleichbaren Frage entschieden hat,
es sagt dort: , Die rahmenrechtlichen Vorschriften des
Bundesnaturschutzgesetzes,” —auch da gibt es ja ein
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Verbandsklagerecht -, insbesondere dessen Paragraf
29 Absatz 1 stehen der Einfiihrung eines Verbands-
klagerechts gleichfalls nicht entgegen. Die Vorbehalts-
klausel des Paragrafen 42 Absatz 2 Verwaltungsge-
richtsordnung ermachtigt den Landesgesetzgeber fer-
ner dazu, ein Klagerecht von Verbanden auch gegen
solche Verwaltungsakte vorzusehen, die wie hier auf-
grund eines bundesgesetzlich geregelten Verwal-
tungsverfahrens ergehen. Mit der Einfuhrung einer
Verbandsklage durch ein Landesgesetz ist deshalb
weder ein Eingriff in bundesrechtlich geregelte Ver-
waltungsverfahren verbunden noch gar eine Erwei-
terung der sich nur auf Landesbehorden erstrecken-
den parlamentarischen Kontrolle."

Das ist genau das, was auf unseren Fall hier An-
wendung finden kann. Ich glaube also, wir stehen
hier durchaus in sicheren juristischen Schuhen, auch
wenn andere Juristen das anders beurteilen.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Zum
Beispiel die eigenen!)

Allerdings meinen wir, dass wegen der Besonder-
heiten des Verwaltungsverfahrens, die im Bundes-
tierschutzgesetz geregelt sind, eine Anfechtungsklage
nicht zulassig ist, sodass wir eine Feststellungskla-
ge beschliefen wollen mit der Konsequenz, dass eben
nicht in bereits erteilte Genehmigungen im Klage-
wege eingegriffen werden kann, sondern dass das
Verwaltungsgericht einen deklaratorischen Ausspruch
erlassen kann, wobei wir aber nattiirlich davon aus-
gehen — und so wird es sein —, dass Entscheidungen
der Gerichte auf diesem Feld Konsequenzen fir die
Verwaltungspraxis haben werden.

Wir schliefen uns mit unserer Entscheidung dem
Biuirgerantrag an und setzen ihn um. Wir sehen 2 M6g-
lichkeiten, zum einen die landesrechtliche Einfuhrung
einer Verbandsklage und zum anderen die Initiati-
ve Uber den Bundesrat mit dem Ziel, das Bundestier-
schutzgesetz zu andern. Ich sage Thnen noch einmal:
Wir nehmen den Burgerantrag ernst, und wir setzen
ihn um. Wir tun das, was wir konnen in dieser Fra-

ge.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Es hat bei uns vorhin eine kleine Irritation gege-
ben, weil wir noch einmal im Internet kontrolliert ha-
ben, was denn eigentlich unter der heutigen Tages-
ordnung der Burgerschaft als Drucksache veroffent-
licht ist, und da sind wir auf ein ganz erstaunliches
Phanomen gestoBen. Wir haben ja eine ganz moderne
Parlamentsverwaltung. Unsere Drucksachen sind im
Internet verfiigbar. Leider, leider, ausgerechnet in
dieser Frage hat es einen kleinen Fehler gegeben:
Im Internetist unter diesem Tagesordnungspunkt, den
wir jetzt diskutieren, das veroffentlicht, was auch Herr

Mollenstadt eben falschlicherweise —muss ich sagen,
ich muss ihn da korrigieren - hier vorgetragen hat.

Der Rechtsausschuss hat nicht beschlossen, den
Burgerantrag abzulehnen, sondern im Gegenteil: Der
Rechtsausschuss hat erstens beschlossen, das Gesetz
zur Einfiihrung eines Verbandsklagerechts im Land
Bremen zu beschlieBen, zweitens den Senat zu bit-
ten, eine Bundesratsinitiative auf den Weg zu brin-
gen, drittens den Bericht des Rechtsausschusses zur
Kenntnis zu nehmen, und das, was hier viertens ver-
lesen wurde, namlich den Burgerantrag abzulehnen,
das hat der Rechtsausschuss nicht beschlossen, son-
dern das ist Gegenstand einer Vorversion des Be-
schlusses.

(Abg. Mollenstadt [FDP] meldet
sich zu einer Zwischenfrage.)

Das Original, das Herr Mollenstadt unterschrieben
hat, enthalt unter dem Beschlussvorschlag 3 Ziffern,
namlich erstens

(Glocke)

das bremische Gesetz, zweitens die Bundesratsini-
tiative und drittens die Kenntnisnahme. Das kann also
passieren, die Tluicken der Technik sind allgegenwar-
tig, aber ich denke, wir werden politisch damit fer-
tig. — Ich bedanke mich fiir die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Herr Abgeordneter Grotheer, Sie
haben zwar jetzt Ihre Rede beendet, aber Herr Kol-
lege Mollenstadt hat noch eine Zwischenfrage an Sie.
— Bitte, Herr Mollenstadt!

Abg. Mollenstadt (FDP): Es ist vielmehr eine Be-
merkung! Herr Kollege Grotheer, Sie haben natur-
lich vollkommen recht! Ich moéchte mich an dieser
Stelle entschuldigen. Der vierte Punkt ist leider auch
mir aus der fehlerhaften Fassung zugeleitet worden.
Deshalb ignorieren Sie das bitte! Die ersten 3 Punk-
te hat der Rechtsausschuss so verabschiedet, wie Sie
es eben richtigerweise klargestellt haben. — Vielen
Dank!

(Beifall bei der SPD)

Abg. Grotheer (SPD): Herr Mollenstadt, ich kann
Thnen das personlich gar nicht tibel nehmen, weil ich
zugebe, dass ich einen kleinen Moment doch sehr
irritiert war, als ich das gelesen habe, und ich mich
auch erst vergewissern musste, wie denn das Origi-
nal aussieht, aberich denke, das kann passieren. Wie
gesagt, die Ttuicken der Technik sind allgegenwartig!
Man muss sich darauf einstellen, dass man mit ih-
nen fertig wird! — Schonen Dank!
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Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Selbstverstand-
lich werde ich dem Biirgerantrag , Klagerecht fiir den
Tierschutz” uneingeschrankt zustimmen, denn ich
glaube kaum, dass es in diesem Hause jemals einen
Abgeordneten gegeben hat, der sich nachweislich so
vehement und rigoros fir den Tierschutz eingesetzt
hat wie ich. Ich habe mit unzahligen Antragen

(Abg. Im h o ff [CDU]: Scheinantrage!)

sowie klaren Aussagen gegen die grausamen Affen-
versuche an der Bremer Universitat gekampit. Da wa-
ren sie noch gar nicht da! Ich habe vehement fiir die
Aufnahme des Tierschutzes in das Grundgesetz ge-
kampft, gegen die menschenunwtrdigen Tiertrans-
porte, gegen Massentierhaltung und so weiter. Selbst-
verstandlich habe ich mich schon immer fir ein Ge-
setz zur Einfihrung der Verbandsklage fur den Tier-
schutzverein uneingeschrankt eingesetzt.

Nun hatte ich mir von Ihnen viel friher einen dies-
beztglichen beschlussfahigen Antrag gewtnscht. So-
mit hat uns die Uberweisung wie tiblich wieder einmal
nur unnotig viel Zeit gekostet. Tatsache ist doch,
erstens, dass Sie alle meine Tierschutzantrage ein-
stimmig abgelehnt haben, und zweitens, dass Sie mit
einer unverantwortlichen andauernden Hinhaltetaktik
den Burgerwillen von Tausenden tierliebenden Men-
schen in Bremen und Bremerhaven rucksichtslos miss-
achtet haben. Sie haben schon viel zu lange auf Kosten
von unzahligen grausam geschundenen, armen Tieren
den Tierschutz insgesamt missachtet.

Jahrelang wurden von Thnen meine Antrage zum
Tierschutz ignoriert, belachelt, missachtet und nie-
dergeschrien. Darum sage ich es Ihnen heute noch
einmal in aller Deutlichkeit, damit Sie es endlich auch
einmal begreifen: Tiere kénnen nicht selbst klagen,
Tiere sind den schrecklichsten, widerlichsten, grau-
samsten und brutalsten Misshandlungen, die ihnen
der Mensch taglich zuftigt, hilflos und schutzlos aus-
geliefert. Unsere Mitgeschopfe werden taglich grau-
sam gefoltert, geschlagen, erschlagen, getreten, ver-
briiht, an ihnen werden brennende Zigaretten aus-
gedruckt, die Augen werden ausgestochen, sie wer-
den lebendig verbrannt, missbraucht, lebend aus dem
Fenster geworfen, und auf andere Art und Weise wer-
den ihnen schrecklich gro3e Schmerzen und Qualen
zugeflgt, und sie werden verstimmelt. Tiere werden
zu Tausenden hilflos ausgesetzt und qualvoll geto-
tet, bestialisch gejagt, grausam transportiert und so
weiter. Solche Tatsachen konnen Sie taglich der Presse
entnehmen.

(Zurufdes Abg. Willm a nn [Bundnis 90/
Die Griinen])

Sie sollten lieber zuhoren, dann konnen Sie noch
etwas lernen!

(Abg. Gunthner [SPD]: Dasist uns
noch nicht aufgefallen!)

Hinzu kommt noch, dass solche widerlichen Tier-
quaéler, wenn Sie denn tiberhaupt bestraft werden soll-
ten, mit einer viel zu geringen kleinen Geldstrafe da-
vonkommen. Das ist fur mich unertraglich. Darum
fordere ich schon lange rigoros und gnadenlos hohe
Gefangnisstrafen fur Tierqualer. Alle Politiker in die-
sem Hohen Hause haben eine sehr groBe moralische
und politische Verantwortung und Verpflichtung ge-
genuber unseren Mitgeschopfen. Tiere konnen sich
nicht selbst schiitzen und helfen, Tiere sind zwingend
auf unsere Hilfe und unser Mitgefihl angewiesen.

Darum ist es ein Gebot der Stunde, dass wir heute
diesen Burgerantrag ,Klagerecht fiir den Tierschutz”
zum Schutz vieler gefolterter, gequalter und misshan-
delter Tiere uberparteilich uneingeschrankt zustim-
men, denn, meine Damen und Herren, die kalte Schnau-
ze eines Hundes ist erfreulich warm gegen die Kalt-
schnauzigkeit mancher Menschen. Darum bitte ich
Sie uneingeschrankt um die Zustimmung zum vor-
liegenden Antrag.

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (Die Linke)*): Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich glau-
be, ich kann es kurz machen. Nattrlich werden wir
uns auch dem Biurgerantrag anschlieBen. Wir halten
ihn fur sinnvoll. Wir haben in den Beratungen — wir
sind ja noch nicht lange in diesem Parlament, also
auch noch nicht lange in den entsprechenden Aus-
schiissen — die juristischen, sage ich einmal, Spitz-
findigkeiten kennengelernt und sind der Meinung,
dass der Weg, der jetzt eingeschlagen wurde, ein Ver-
bandsklagerecht zumindest tiber eine Feststellungs-
klage einzufiihren oder zunachst einmal zu probie-
ren, richtig ist, weil man in dem Moment tatsachlich
etwas auf den Weg bringt.

Die juristische Unsicherheit wird moglicherweise
bestehen, aber ich denke, Rechtsgeschichte wird in
der Regel auch durch aktuelle Klagen immer wieder
weiterentwickelt. Ich denke, es wird nicht so schlimm,
wenn in solch einem Fall irgendjemand dagegen klagt.
Dann werden wir sehen, ob sich die Rechtsprechung
im Laufe der Zeit nicht geandert hat, und wir hoffen
damit, dass es liber diese Bundesratsinitiative hinaus
dann tatsachlich noch einmal ein regelrechtes Ver-
bandsklagerecht fur Tierschutzvereine geben wird.
— Von daher bitten wir auch um Zustimmung!

(Beifall bei der Linken)

*) Vom Redner nicht Gberprift.

(D)
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Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dr. SpieB.

Abg. Frau Dr. SpieB (CDU)*): Sehr geehrter Herr
Prasident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Man konnte hier so den Eindruck gewinnen, was
schert uns die Verfassung!

(Abg. Gunthner [SPD]: Das macht
Ihr Verteidigungsminister gerade vor!)

Ich glaube, es ist ganz wichtig, einfach einmal deut-
lich zu machen, wovon wir hier sprechen. Es geht ein-
mal um den Burgerantrag, Drucksache 16/1356, es
geht auBerdem um eine Bundesratsinitiative und das
Landesgesetz tiber Verbandsklagerecht fur Tier-
schutzvereine. Machen wir uns nichts vor, was hier
mit der Verbandsklage beschlossen werden soll, ist
eine Mogelpackung. Den Unterzeichnern des Bur-
gerantrags wird suggeriert, man konne tiber eine Bun-
desratsinitiative beziehungsweise tiber ein Landes-
gesetz ein Klagerecht fiir Tierschutzvereine herbei-
fiihren, obwohl beides nicht funktioniert. Die Bun-
desratsinitiative ist aus gutem Grund aussichtslos, und
das Landesgesetz halt den Anforderungen unserer
Verfassung nicht stand.

Warum ist das so? Ich mochte jetzt etwas zur Bun-
desratsinitiative sagen! Bereits im Jahr 2004 ist eine
Bundesratsinitiative Schleswig-Holsteins gescheitert.
Auch eine Bundesratsinitiative Bremens wird schei-
tern, denn schon heute gewahrleistet das geltende
Tierschutzgesetz einen umfassenden Tierschutz und
auch die Einbindung der Tierschutzvereine. Das deut-
sche Tierschutzgesetzist eines der strengsten der Welt,
und ich glaube, das muss man hier auch noch einmal
deutlich betonen, wir haben auf Bundesebene ein Tier-
schutzgesetz, das wirklich zu den strengsten gehort.
Esist auch noch einmal wichtig, deutlich zu machen,
dass Tierschutz nicht an der Landesgrenze aufhort,
sondern dass es auch wirklich wichtig ist, dass wir
hier ein Bundesgesetz haben.

Gemal Paragraf 15 des Tierschutzgesetzes gibt es
in jedem Bundesland eine Tierschutzkommission, und
die Tierschutzkommission ist bei jeder Genehmigung
von Tierversuchen beteiligt. Sie wird von den Behor-
den uber Genehmigungsverfahren nach dem Tier-
schutzgesetz informiert und hat zu jedem einzelnen
Genehmigungsverfahren die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme. Thr gehoren - so ist das im Tierschutz-
gesetz geregelt — mindestens ein Drittel Mitglieder
an, die von Tierschutzorganisationen vorgeschlagen
werden, und in Bremen sind das 2 Vertreter des Bre-
mer Tierschutzvereins, einer von ihnen ist Herr Apel.
Mit anderen Worten: Schon heute sind Tierschutzer
beijeder Genehmigung von Tierversuchen beteiligt.
Das ist auch ein ganz wichtiger Aspekt, der einfach
auch darstellt, dass wir hier in Bremen seitens der

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

Tierschutzvereine Mitglieder stellen, die bei jedem
dieser Genehmigungsgesuche dabei sind.

Nach Paragraf 16 b des Tierschutzgesetzes beruft
das Bundesministerium fur Ernahrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz ferner eine Tierschutzkom-
mission, die vor dem Erlass von Rechtsverordnungen
und allgemeinen Verwaltungsvorschriften nach dem
Tierschutzgesetz anzuhoren ist und die das Ministe-
rium berat. In der Tierschutzkommission sind ebenfalls
wie in den nach Landesrecht zu berufenen Tierschutz-
kommissionen ein Drittel Mitglieder von Tierschutz-
organisationen.

Ein weiterer Grund, warum die Bundesratsinitia-
tive zu Recht keinen Erfolg haben wird, ist, dass Popu-
larklagen in unserer Rechtsordnung eine Ausnahme
bleiben miissen, und das ist ebenfalls gegeben un-
ter Paragraf 42 Absatz 2 der Verwaltungsgerichtsord-
nung. Fur eine solche Ausnahme ist hier aber kein
Raum, weil der Tierschutz bereits vorbildlich und um-
fassend gewahrleistet wird. Was einfach hinzukommt
—und das hat Herr Grotheer ja auch noch einmal er-
wahnt —, ist, dass wir eine zusatzliche Verwaltung
haben und dass eine Feststellungsklage auch in un-
serem Bundesland zu nichts fihren wird.

Dies mochte ich zu dem Landesgesetz auch noch
einmal deutlicher sagen: In keinem anderen Bundes-
land gibt es ein Gesetz, wie es hier beschlossen werden
soll. Das hat ja auch die Recherche des Wissenschaft-
lichen Dienstes der Burgerschaftsverwaltung erge-
ben. Auch in anderen Bundeslandern gibt es Rot-
Grin, also SPD und Griine, aber in keinem anderen
der anderen Bundeslander ist eine solche Verbands-
klage auf Landesebene angestrebt worden. Da fragt
man sich nattrlich: Warum nicht? Wahrscheinlich, weil
sie vernunftiger sind, gerade, was die Rechtsprechung
betrifft,

(Beifall bei der CDU)

und zwar aus gutem Grund: Der Bundesgesetzgeber
hat namlich das Tierschutzgesetz geschaffen und
damit von seiner Gesetzgebungskompetenz abschlie-
Bend Gebrauch gemacht. Das war ja auch die Begrun-
dung, die in Schleswig-Holstein dazu gegeben wor-
den ist. Hier ist kein Raum fir eine landesgesetzli-
che Regelung. Rot-Grun sollte jetzt auch einmal so
ehrlich sein und das den Unterstitzern des Burger-
antrags so sagen.

Stattdessen riskiert Rot-Griin, dass das Gesetz frither
oder spater vom Bundesverfassungsgericht einkas-
siert wird. Der Wissenschaftliche Dienst der Blirger-
schaftsverwaltung ist in einem fundierten Rechts-
gutachten zu dem Ergebnis gekommen, dass nicht
ausgeschlossen werden kann, dass das Bundesver-
fassungsgericht eine landesrechtliche Erganzung tier-
schutzrechtlicher Bestimmungen fur unzulassig er-
achten wird. Mit anderen Worten: Weil Rot-Grtin nicht
den Mut hat, den Unterstutzern des Burgerantrags
reinen Wein einzuschenken, soll hier ein Gesetz be-
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schlossen werden, das weder inhaltlich iberzeugen
kann noch vor dem Bundesverfassungsgericht Be-
stand haben wird.

(Beifall bei der CDU - Abg. Frau Stah -
mann [Bundnis 90/Die Grunen]|: Sehe-
rische Fahigkeiten!)

Nein, ich denke, und das ist hier auch noch einmal
gesagt worden: Es ist zwar immer so, verschiedene
Juristen, verschiedene Anwalte, verschiedene Mei-
nungen,

(Abg. Rowekamp [CDU]: Was?)

aber ich mochte auch noch einmal ganz deutlich et-
was zu der Feststellungsklage sagen. Es ist schon so,
dass man das so sehen kann, dass hier auf Landese-
bene die Moglichkeit gegeben ist. Wir als CDU se-
hen das anders. Wir sagen, auch hier in dem Bun-
desland Bremen ist die Moglichkeit einer Feststel-
lungsklage nicht gegeben, denn die Anfechtungsklage
—und das sagen Sie ja auch selbst —und die Verpflich-
tungsklage sind hier rechtlich nicht méglich.

(Beifall bei der CDU)

Ich will es hier noch einmal ganz deutlich sagen:
Es geht uns hier nicht darum, und das muss auch allen
klar sein, dass mit dem Verbandsklagerecht fur die
Tierschutzvereine der Tierschutz nicht weiter verbes-
sert wird. Das ist ganz einfach nicht der Fall. Was ich
uberprufen kann mit der Verbandsklage und mit der
Feststellungsklage, ist, ob die Richtlinien, die das Bun-
desgesetz fur den Tierschutz vorgibt, eingehalten wer-
den.

Ich meine, das miissen wir nicht zusatzlich machen,
weil das namlich schon so scharfe Bedingungen sind,
und sie sind wirklich nicht einfach so gegeben. Herr
Apel hatja dadurch, dass er auch Mitglied in diesem
Gremium der Tierschutzkommission ist, durchaus das
Recht, dies auch zu tun. Ich bin der festen Uberzeu-
gung, dass wir das deshalb hier mit der Feststellungs-
klage nicht verbessern werden.

(Beifall bei der CDU)

Ich mochte fir die CDU betonen: Es geht hier nicht
darum, dass wir als CDU sagen, der Tierschutz — und
das haben wir in vielen Debatten schon so gezeigt,
esistja nicht die erste Debatte, die wir hier dazu fiihren
—seiuns nicht wichtig. Wir moéchten nur einfach deut-
lich machen, dass es uns wichtig ist, dass wir auch
verfassungsrechtlich auf einer Grundlage hier Tier-
schutz betreiben, der dann dementsprechend auch
ausgefuhrt und durchgesetzt werden kann, aber nicht
einfach sagen, weil es diese Burgerinitiative gibt,
werden wir jetzt die Verfassung so drehen, dass jetzt
alles passt, und wir werden unsere eigenen Gesetze

machen. Das kann nicht die Intention einen Bundes-
landes sein.

(Beifall bei der CDU)

Wir als CDU-Fraktion sind mit der Mehrheit der
juristischen Experten der Meinung, dass aufgrund der
umfassenden Bundesregelung im Rahmen der kon-
kurrierenden Gesetzgebung eine Landeszustandig-
keit zur Einfuhrung einer Verbandsklage nicht ge-
geben ist. Noch einmal, es hilft nicht dem Tierschutz,
es hilft keinem weiter! — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bindnis 90/Die Grinen):
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Nach der
Rede von Frau Dr. Spiefl muss ich doch noch einmal
daran erinnern, worum es hier eigentlich geht. Es ging
und geht darum, eine rechtsstaatliche Schieflage zu
beseitigen,

(Abg. Rowekamp [CDU]: Was? Eine
zu schaffen!)

und zwar geht es darum, dass wirklich der Tierschutz,
der im Grundgesetz und der Landesverfassung ver-
ankert ist, hier auch seine volle Wirkung entfalten
kann. Das ist Sinn dieses Antrags, das ist Sinn der
Einfuhrung des Verbandsklagerechts, und das ist
letztendlich auch die Zustimmung zu dem Burgeran-
trag. Die CDU scheint das immer noch nicht verstan-
den zu haben.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Ich mo6chte mich da jetzt auch nicht in juristischen
Details verlieren,

(Lachen bei der CDU)

das macht mein Kollege! Wir machen eine Arbeits-
teilung, jeder dort, wo er kompetentist, und das macht
mein Kollege Horst Frehe sicherlich besser als ich,
da ich Jura nie studiert habe, aber ich bin durchaus
in der Lage, die Argumentation meiner Kollegen und
meiner Kolleginnen der Rechtswissenschaft nachzu-
vollziehen.

Meine Damen und Herren, ich mochte vielmehr
jetzt auch einmal verdeutlichen, dass dieses Gesetz
—ich glaube, esist noch nicht klar, Herr Grotheer hat
es gesagt, es ist heute ein historischer Tag — dazu
fuhrt, dass Bremen als erstes Land das Verbandskla-
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gerecht einfuhrt und hier auch zum Pionier im Na-
turschutz,

(Zurufe: Tierschutz!)

im Tierschutz wird. Da sieht man wieder einmal, wo
ich bin,

(Abg. Rowekamp [CDU]: Wo Sie
herkommen!)

aber ich komme auch gleich zum Naturschutz! Dass
es Ihnen von der CDU nicht passt, dass Bremen hier
wirklich positiv voranschreitet und dass die Blocka-
den der GroBen Koalition hier endlich beseitigt wer-
den, kann ich durchaus nachvollziehen.

Ich mochte an das Naturschutzrecht erinnern. Auch
damals, 1979, war Bremen das erste Bundesland, das
das Verbandsklagerecht im Naturschutz eingeftihrt
hat.

(Abg. Imhoff [CDU]: Das haben wir
unterstutzt!)

Da gab es genauso, meine Damen und Herren von
der CDU, Bedenkentrager, und das Geschrei war ge-
nauso grof!

(Zurufe von der CDU - Abg. Imhoff
[CDU]: Fragen Sie einmal Kudella!)

Bremen war das erste Land und ist vorangeschrit-
ten, und das war eine richtige Erfolgsgeschichte. Die
anderen Bundeslander sind dem gefolgt, bis dann
sogar der Bundesgesetzgeber das Verbandsklagerecht
eingefuhrt hat. Genau das, meine Damen und Her-
ren, ist natirlich auch das Ziel, dass wir hier von Bre-
men aus ein Signal geben auch an die Bundesebe-
ne, sodass das Verbandsklagerecht im Tierschutz auf
der gesamten Bundesebene zur Selbstverstandlich-
keit wird.

Meine Damen und Herren, ich bin auch manchmal
ein bisschen erstaunt, dass es jetzt irgendwie, was
habe ich gehort, quasi vernunftig sei, dass die Lan-
der am besten keine eigenen Gesetze machen, dass
wir damit eines demonstrieren, dass das Landerpar-
lament letztendlich nicht reformfahig ist und dass auch
das, was wir und viele auch von Ihrer Seite der CDU
unterstiitzt haben, namlich im Rahmen der Fodera-
lismusreform mehr Kompetenzen auf die Landerebene
zu geben, hier selbst wieder klein geredet wird.

Ich bin froh, dass wir hier heute dazu kommen, doch
mit einer breiten Mehrheit das Verbandsklagerecht
einzufiithren. Vielleicht ist es miBig, aber trotzdem
denke ich, aus meiner Sicht war es ein langer und
steiniger Weg, der begonnen hat mit einer Initiative
der Grinen, mit einem Gesetzesantrag im Jahr 2005.
Das istim Juli 2005 gewesen, also mittlerweile auch
2 Jahre her. Was lange dauert, wird endlich gut! Es

ist meines Erachtens eine Sternstunde des Parlamen-
tarismus, eine Sternstunde der Demokratie und ein
Zeichen, dass auch von Landerparlamenten Refor-
men ausgehen konnen. — Danke schon fur die Auf-
merksamkeit!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Mit historischen Tagen sollte man
mitunter etwas vorsichtig sein. Wenn das anschlie-
Bend wieder kassiert wird, war das ein historischer
Tag in der falschen Richtung.

Jeder, der mich kennt, weil}, dass mir der Tierschutz
sehr am Herzen liegt und dass ich mich sehr stark
dafur engagiere. Ich habe mich aber — das sage ich
auch — von den rechtlichen Bedenken uberzeugen
lassen, und ich orientiere mich dabei an dem Wis-
senschaftlichen Dienst der Bremischen Biirgerschaft.
Ich denke, wenn wir ihn haben, sollten wir auf ihn
vertrauen.

Wir unterstiitzen aber auf der anderen Seite die
Bundesratsinitiative, das Verbandsklagerecht auf
Bundesebene einzufiihren, weil wir meinen, dass der
Bundesgesetzgeber das ja letztlich und endgtiltig in
seiner Bundesgesetzgebung geregelt hat. Wir soll-
ten diesen Weg gehen, anstatt uns jetzt der Gefahr
auszusetzen, hier ein etwas populistisch orientiertes
Gesetz zu verabschieden, das dann anschlieBend mog-
licherweise vor dem Bundesverfassungsgericht schei-
tert.

In diesem Sinne wird die FDP-Fraktion abstimmen.
Wir werden also dem Verbandsklagerecht auf Lan-
desebene nicht zustimmen, aber die Bundesratsini-
tiative unterstiitzen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Frehe.

Abg. Frehe (Biindnis 90/Die Grunen): Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Frau Dr. Spief, es
ist schon ein starkes Stuick, dass Sie zu uns sagen,
+~was schert uns die Verfassung”, und dies hatten wir
zum Ausgangspunkt unserer Politik und unseres
Antrages gemacht! Sie raumen dann spater selbst ein,
dass man sehr wohl unterschiedlicher Auffassung sein
kann.

Diese unterschiedlichen Auffassungen spiegeln sich
auch in unterschiedlichen Rechtsgutachten wider. Das
Rechtsgutachten des Wissenschaftlichen Dienstes
dieses Parlaments kam zu dem Ergebnis, dass ein
Verbandsklagerecht nicht moglich sei. Wir bewegen
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uns hier auf dem Gebiet der konkurrierenden Ge-
setzgebung nach Artikel 74 Grundgesetz, dort ist unter
Ziffer 20 der Tierschutz verankert. Die Frage ist ein-
fach: Wann entfaltet die Bundesgesetzgebung eine
Sperrwirkung, sodass wir tatsachlich auf Landesebene
keine weitere rechtliche Regelung treffen kénnen?
Das wird sehr unterschiedlich gesehen.

Herr Grotheer hat schon einmal eine Position ei-
nes Verwaltungsgerichts dazu dargestellt. Ich mochte
Bezug nehmen auf das Gutachten, das fur den Schles-
wig-holsteinischen Landtag von Professor Caspar
erstellt worden ist, und ich mochte mit Genehmigung
des Prasidenten zitieren: , Ein Gebrauchmachen liegt
zunachst vor, wenn der Bundesgesetzgeber durch
Gesetz eine bestimmte Frage ausdrucklich geregelt
hat.” Er bezieht sich da auf die verschiedenen Ver-
fassungsgerichtsurteile. , Dabei ist nicht allein der Um-
stand einer bundesrechtlichen Regelung ausreichend,
diese muss vielmehr die betreffende Materie auch
erschopfend erfassen.”

Der Bundesgesetzgeber hat einerseits den Tier-
schutz sehr stark geregelt und alle Schutzbestimmun-
gen festgelegt, dazu konnten wir nicht initiativ wer-
den. Er hat ferner einen Teil des Verwaltungsverfah-
rens geregelt. Insofern kénnen wir auch nicht eine
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage verabschie-
den, die in diesen Prozess der Verwaltungsakte ein-
greift. Es bleibt aber durchaus die Feststellungskla-
ge.

Nun haben Sie, Frau Dr. SpieB, ausgefiihrt, dass
diese Popularklage eine Ausnahme sein soll. Dann
mussen Sie auch sagen, in welchen Fallen diese
Ausnahme zum Tragen kommt. Sie kommt zum Bei-
spiel immer dann zum Tragen, wenn man nicht als
Prozessbeteiligter in ein Verfahren eintreten kann,
obwohl man mittelbar davon betroffen wird oder als
Verband bestimmte Schutzrechte wahrnimmt. Das ist
im Naturschutz der Fall. Deswegen hat man im Na-
turschutz, weil die Natur nicht selbst klagen kann,
ein Verbandsklagerecht eingefihrt. Das ist heute
unumstritten, und dieses Verbandsklagerecht gibt es
fliir die Naturschutzverbande, weil die Natur nicht
selbst klagen kann. Bei den Tieren ist es ebenso: Die
Tiere konnen nicht selbst klagen, also haben wir das
Verbandsklagerecht fur die Tierschutzverbande. Das
macht hier in jedem Fall Sinn.

Wir haben auch im Behindertengleichstellungsge-
setz — zum Beispiel dort, wo es um Verwaltungsakte
geht, zum Beispiel eine Baugenehmigung, die mog-
licherweise rechtswidrig erteilt worden ist — die Mog-
lichkeit, das mit einer Verbandsklage tberprifen zu
lassen. Wir kénnen also Verwaltungsakte nachtrag-
lich vom Gericht tiberpriifen und feststellen lassen,
dass sie moglicherweise rechtswidrig zustande ge-
kommen sind. Das ist der Sinn der Feststellungskla-
ge, und diese Feststellungsklage macht hier unbe-
dingt Sinn.

Dass die Bundesratsinitiative damals gescheitert
ist, lag daran, dass sich die Bundeslander nicht mehr-

heitlich einer solchen Verbandsklage anschlielen
wollten. Das heifit aber nicht, dass nicht der Bundes-
gesetzgeber zu einer anderen Auffassung gekommen
waére. Deswegen hat sich der Bundesgesetzgeber in
diesem Punkt nicht festgelegt und ist es auch rich-
tig, hier noch einmal eine neue Initiative zu ergrei-
fen, um zu erreichen, dass hier im Bundesrat eine an-
dere Mehrheit zustande kommt.

Aus diesem Grund unterstiitzen wir diesen Antrag,
der sich als Ergebnis des Berichts aufgrund des Bir-
gerantrags ergibt, dass wir beim Bundesrat eine
Gesetzesinitiative ergreifen wollen, sodass wir auf
Bundesebene dann das Verbandsklagerecht haben,
aber auch schon selbst hier im Bundesland die Fest-
stellungsklage einfiithren und durch ein Gesetz re-
geln. — Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Staatsrat Maurer.

Staatsrat Maurer: Herr Prasident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich glaube, ich habe heute
fast das Schlusswort zu sprechen. Wir haben einen
langen Prozess hinter uns, und am Ende stehen Sie
vor der Entscheidung, tiber diesen, wie es gesagt
wurde, fast historischen Gesetzentwurf abzustimmen.

Vielleicht ein Wort zu dem, was hier angeklungen
ist, dass es ein Gesetzentwurf ist, dessen Verfassungs-
mabBigkeit im Wege des Angebots oder des guten
Willens entwickelt wurde! Sie kennen uns schon et-
was langer, Sie werden deswegen auch nicht erstaunt
sein, dass es in der Vergangenheit keine Stellung-
nahme des Justizressorts zu der Frage der Studien-
gebuhren gegeben hat. Wenn wir uns fur eine Sa-
che aussprechen, dann tun wir das aus Uberzeugung.

Wir haben versucht, in dieser Debatte zwei Dinge
zusammenzubringen. Wir haben ganz klar gesehen,
was der Bundesgesetzgeber geregelt hat und wo die
Grenzen des Landesgesetzgebers erreicht sind. Die
Frage war, welche Moglichkeiten das Landesrecht
hat, und in der Tat ist die Moglichkeit einer Feststel-
lungsklage ein dritter Weg, den wir entwickelt ha-
ben. Sie hat den groBen Charme, dass die Tierschutz-
organisationen damit in der Lage sind, Verwaltungs-
entscheidungen uberprifen zu lassen. Die Verwal-
tung ist bekanntermaBen an Recht und Gesetz ge-
bunden. Die Entscheidung eines Gerichts zu einer
Feststellungsklage wird damit zur Richtschnur fur die
Verwaltungspraxis, und ich glaube, das ist ein ganz
entscheidender Fortschritt.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)

Auf der anderen Seite vermeidet die Einfihrung
dieser Form der Klage den Konflikt mit der Disposi-
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tion des Landesgesetzgebers in Sachen Tierschutz.
In ein laufendes Verfahren kann man damit nicht
eingreifen, erlassene Verwaltungsakte bleiben be-
stehen, und dies ist genau der Punkt, der auch fur
den Forschungsstandort Bremen von hoher Bedeu-
tung ist. Insofern, glaube ich, haben wir hier einen
Kompromiss gefunden, der beiden Seiten heute das
Mogliche eroffnet. Wir sind das erste Bundesland. An-
dere haben daruber diskutiert, Bremen versucht es.
Wenn Bremen damit Geschichte schreibt, warum
nicht! Es gibt dafiir auch einen gewissen Handlungs-
bedarf, und ich wiirde mich sehr freuen, wenn Sie
in diesem Sinne das Gesetz beschlieBen wiirden.

Ich glaube, abschlieBend sagen zu konnen, die
Moglichkeit, dass unsere Verwaltungsgerichte dies
korrigieren, gibt es natirlich immer, aber ich habe
das sichere Gefiihl, dass wir die vorhandenen Spiel-
raume hier durchaus ausgeschopft haben und nichts
tun, was mit unserer Verfassung nicht in Einklang
steht. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD, beim Bundnis 90/
Die Griinen und bei der Linken)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Ichlasse als Erstes tiber den Burgerantrag abstim-
men.

Wer dem Buirgerantrag mit der Drucksachen-Num-
mer 16/1356 seine Zustimmung geben mochte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafur SPD, Buindnis 90/Die Griinen, Die
Linkeund Abg. Tittm a nn [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen CDU und FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Burgerantrag zu.

Jetzt lasse ich tiber das Gesetz liber das Verbands-
klagerecht fir Tierschutzvereine in erster Lesung
abstimmen.

Wer das Gesetz uber das Verbandsklagerecht fir
Tierschutzvereine, Drucksache 17/39, in erster Le-
sung beschlieBen mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafur SPD, Buindnis 90/Die Griinen, Die
Linkeund Abg. Tittm a nn [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen CDU und FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) beschlief3t
das Gesetz in erster Lesung.

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in ers-
ter und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse des-
halb dartiber abstimmen, ob wir jetzt die zweite Le-
sung durchfihren wollen.

Wer dafur ist, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafir SPD, Biindnis 90/Die Griinen, Die
Linkeund Abg. Tittm ann [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen CDU und FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) beschlieB3t
entsprechend.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz uber das Verbandsklagerecht fir
Tierschutzvereine in zweiter Lesung beschliefen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafir SPD, Biindnis 90/Die Griinen, Die
Linkeund Abg. Tittm a nn [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen CDU und FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) beschlief3t
entsprechend.

Ich lasse nun uiber den Antrag des Rechtsausschus-
ses abstimmen.

Meine Damen und Herren, hier ist von der FDP-
Fraktion getrennte Abstimmung beantragt worden.

Uber die Ziffer 1 des Antrags des Rechtsausschus-
ses, ,Die Burgerschaft (Landtag) beschlieBt das Ge-
setz Uiber das Verbandsklagerecht", haben wir bereits
abgestimmt.

Nunmehr lasse ich tiber die Ziffer 2 des Antrags
des Rechtsausschusses abstimmen. Sie lautet: , Die
Burgerschaft (Landtag) fordert den Senat auf, eine
Bundesratsinitiative mit dem Ziel der Erweiterung des

(D)
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Tierschutzgesetzes des Bundes um ein Verbandskla-
gerecht fur Tierschutzvereine einzuleiten.”

Wer dieser Ziffer 2 seine Zustimmung geben moch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

(Daftar SPD, Biindnis 90/Die Griinen, Die
Linke, FDP und Abg. Tittmann [par-
teilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Im Ubrigen nimmt die Biirgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des Rechtsausschusses Kenntnis.

Ablehnung des Borsengangs der Deutschen Bahn AG
in Gestalt einer , teilweisen Kapitalprivatisierung”
des Unternehmens

Antrag der Fraktion Die Linke
vom 12. September 2007
(Drucksache 17/50)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Dr.
Loske.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Rupp.

Abg. Rupp (Die Linke)*): Herr Prasident, verehr-
te Damen und Herren! Ich benutze seit einigen Jah-
ren die Deutsche Bahn regelmaBig auf den Fernstre-
cken. Ich glaube, vielen von Ihnen geht es auch so,
und wer dies regelmaBig tut, hat sehr den Eindruck,
aus dem Unternehmen Bahn ist das Abenteuer Bahn
geworden, denn man hat heute die Wahl, steht man
im Stau oder steht man irgendwo auf der Schiene.
Das sind meines Erachtens Auswirkungen der bis-
herigen Entwicklung der Deutschen Bahn.

Ich will dazu einige Zahlen zitieren: Von 2004 bis
2007 sind die Fahrkartenpreise im Bahnverkehr weit
starker gestiegen als die Inflation. Seit 1994 wurden
etwa 5600 Kilometer des Schienennetzes stillgelegt,
und es steht zu befurchten, dass mit einer weiteren
Privatisierung weitere 5000 Kilometer gekappt wer-
den. 2001 wurde die Zuggattung Interregio abge-
schafft. Strukturell heiBit das Preiserh6hungen, und
eine zweite Folge ist, immer mehr Regionen und
Stadte werden vom Fernverkehr abgehangt. Seit 1994

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

hat sich die Zahl der Bahnarbeitsplatze von 380 000
auf 180 000 gesenkt.

Ich finde, das sind Zahlen, die uns wirklich keinen
Mut machen und gegentiber der Entwicklung, mit
der wir es jetzt zu tun haben, deutlich skeptisch ma-
chen miussen.

Es sollen vergleichsweise zligig Gesetze verabschie-
det werden, mit denen eine weitere Privatisierung oder
Teilprivatisierung der Deutschen Bahn vorangetrie-
ben wird, und wir meinen, dass es an der Zeit ist, auch
von Bremen aus politisch Stellung zu beziehen: Wollen
wir eine Burgerbahn, oder wollen wir eine Borsen-
bahn?

(Beifall bei der Linken)

Es hat viel damit zu tun, dass die Miitter und Va-
ter des Grundgesetzes ein deutliches Zeichen gesetzt
haben, als sie die Bahn als 6ffentliches Gut in die Ver-
fassung, in das Grundgesetz, aufgenommen haben.
Sie waren der Uberzeugung, dass diese Form von Mo-
bilitat allen Menschen zur Verfugung gestellt wer-
den muss und es nicht geht, die Bahn unter rein pri-
vatwirtschaftlichen Gesichtspunkten zu betreiben.
Was nun im Detail passiert, ist, dass die Nutzungs-
rechte fiir Schienen und Bahnhofe an die Deutsche
Bahn tibertragen werden sollen, und Nutzungsrecht
heiBit nicht, dass sie einfach nur ihre Fahrzeuge da-
rauf fahren lassen kann, sondern im Sinne eines Ei-
gentums. Das heiB}t, der 6ffentlichen Hand wird die
Kontrolle tiber die Frage entzogen: Welche Strecken
gibt es eigentlich noch und welche werden stillge-
legt?

Wir sind ziemlich sicher, dass der Prozess weiter-
geht, dass darunter im Wesentlichen die Flache lei-
det und die Anbindung in der Flache deutlich schwin-
det. Das heiBt auch, dass man wenig oder gar kei-
nen Einfluss auf die Frage hat: Wo und wann wer-
den Instandhaltungsarbeiten durchgefiihrt?

Wer wissen will, wie das endet, sollte einmal ei-
nen Blick nach England werfen, die katastrophalen
Zustdnde der dortigen Bahnen zeigen ganz deutlich,
dass das so nicht funktioniert. Es wird eine Orientie-
rung auf wenige grof3e ICE-Trassen geben, die eini-
gen sicherlich zugute kommen, aber die auch deut-
lich zulasten der Flache gehen.

Des Weiteren ist es nicht so, dass man mit dieser
Form von Teilprivatisierung Geld in die 6ffentlichen
Kassen spiilt. Es ist angedacht, fiir 15 Jahre diese Form
von Nutzungsiubertragung zu organisieren, aber je-
des Jahr sollen weiterhin 12 Milliarden Euro aus der
Bundeskasse der Deutschen Bahn flieen, und es wer-
den moglicherweise einige Milliarden Euro aus dem
Verkauf eingenommen. Das ist ein schlechtes Geschaft
uberdies.

Ich denke, wie wir heute tiber Energieeffizienz, iiber
Klimapolitik, tiber Kustenschutz und so weiter dis-
kutiert haben, wie wir heute tiber Verkehr diskutiert
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haben, sind wir an einem Punkt angelangt, an dem
wir nicht einen weiteren Bereich des Verkehrs aus-
schlieBlich nach privatwirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten organisieren durfen, weil wir da der Entwicklung
im Verkehr, der 6kologischen Entwicklung und der
Klimaentwicklung keinerlei Gefallen tun. Ich befurch-
te, dass wir mit diesem Schritt oder ohne Widerstand
viele Ziele, die wir uns auf der anderen Seite setzen,
schlicht zerstoren.

Ich bin tberzeugt davon, dass es Zeit ist, auch als
Land richtig Stellung zu beziehen, weil auch Bremen
auf eine offentliche Bahn angewiesen ist, Stellung zu
beziehen im Bundesrat, aber auch offentlich Stellung
zu beziehen fir eine 6ffentliche Bahn, fiir ein 6kolo-
gisch sinnvolles Verkehrssystem und gegen eine vol-
lige Umorganisierung des Bahnverkehrs ausschlie§3-
lich nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten.
Ich bitte Sie um Zustimmung zu unserem Antrag. —
Vielen Dank!

(Beifall bei der Linken)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Focke.

Abg. Focke (CDU): Herr Prasident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Herr Rupp, wir werden
Threm Antrag nattrlich nicht zustimmen.

(Abg. Dr. Sielin g [SPD]: Wieso natiir-

lich? - Abg.Frau Sta hm ann [Bindnis

90/Die Griinen]: Ihr habt schon zweimal mit
der Linken gestimmt!)

Wir haben noch Diskussionsbedarf, sind aber nicht
grundsatzlich gegen eine Teilprivatisierung der Bahn
und auch nicht grundsatzlich gegen einen Borsen-
gang.

Naturlich schlagen jetzt im Moment die Wellen
hoch, und es gibt erheblichen Diskussionsbedarf tiber
den Gesetzentwurf, das ist uberhaupt keine Frage.
Es muss auch garantiert, bevor es zu einer Verabschie-
dung dieses Gesetzes kommt, noch erhebliche Arbeit
geleistet werden und noch deutliche Anderungen in
dem Gesetz geben. Ich stimme im Moment vollig mit
der Auffassung der Landesregierung tiberein: So ist
das Gesetz nicht zustimmungsfahig!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

Sie haben das Vorhaben angesprochen, das Schie-
nennetz juristisch im Eigentum des Bundes zu belas-
sen, es wirtschaftlich aber dann der teilprivatisierten
Bahn zuzuschlagen. Das ist laut mehrerer Gutach-
ten hochst strittig, ob das uberhaupt mit unserem
Grundgesetz vereinbar ist, das muss also geklart wer-
den.

Den Landern drohen erhebliche finanzielle Belas-
tungen in den nachsten Jahren, von uber 1 Milliar-
de Euroist dort die Rede. Das darf nicht zulasten der
Lander gehen. Hier miussen noch erhebliche Veran-
derungen stattfinden. Es darf naturlich auch nicht
eintreten, dass da Tausende von Kilometern Strecke
stillgelegt werden, insbesondere da, wo die Regio-
nalisierungen von Strecken und kleinere Bahnhofe
betroffen sind. Das darf auf keinen Fall passieren.

Die Diskussion dartiber ist ja in vollem Gange, und
sie geht auch kreuz und quer, und ich glaube nicht,
von einer zur anderen Partei, sondern durch alle
Parteien hindurch. In der Bundestagsfraktion der
CDU/CSU, das kann ich Ihnen auch sagen, ist im Mo-
ment auch keine Mehrheit fiir dieses Gesetz vorhan-
den. Es muss verhandelt werden, die Leute miissen
an einen Tisch, und es ist viel zu frih, jetzt daruber
eine Entscheidung zu treffen. Deswegen lehnen wir
diesen Antrag ab, und wir warten einmal ab, was jetzt
in den Verhandlungen passiert. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Gunthner.

Abg. Giuinthner (SPD)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich finde, der Kollege Focke hat das
eben sehr schon auf den Punkt gebracht,

(Abg. Strohmann [CDU]: Soister!)

das, was dort vorgelegt und vorgeschlagen worden
ist, istim Moment nicht beschlieBbar. Das ist ja auch
das, was sich eigentlich, wenn man in den Deutschen
Bundestag schaut, durch alle Fraktionen zieht. Es muss
da erhebliche Nachbesserungen geben, das ist auch
klar.

Dieses ganze Bahn-Thema, das uns ja schon lan-
ge Jahre verfolgt —ich schaue gerade in die Richtung
von Manfred Oppermann, der gestern wieder zum
Vorsitzenden der Parlamentariergruppe Bahn gewahlt
worden ist hier im Hause —,

(Beifall-Abg. Dr. Sieling [SPD]:
Glickwunsch!)

die ganze Frage Bahn, die ganze Frage, wie wir im
Guterverkehr mit der Bahn umgehen, wie wir mit
Konkurrenten der Bahn umgehen und welche Mog-
lichkeiten wir denen schaffen, ist ein Thema, das uns
seit Jahren bewegt und das uns, denke ich, auch
weiterhin bewegen wird. Insofern, glaube ich, ist es
zu kurz gegriffen, hier mit einem Schnellschuss das
Thema auf die Tagesordnung zu setzen und es vom

*) Vom Redner nicht tiberprift.
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Tisch wischen zu wollen, wie Sie von der Linken es
vorschlagen.

Wenn man sich die Positionen anschaut, so ist fest-
zustellen, dass es auch auf Arbeitnehmerseiten der
Bahn durchaus unterschiedliche Positionen gibt. Es
ist ja nicht so, dass die Arbeitnehmer sich hinstellen
und sagen, sie lehnen die Teilprivatisierung der Bahn
ab, sondern sie stellen sich hin und sagen, ihnen gehe
es darum, dass es nicht zu einer Zerschlagung der
Bahn insgesamt kommt, weil damit bestimmte Inte-
ressen verbunden sind, die etwas mit dem internen
Arbeitsamt bei der Bahn zu tun haben.

Das heif}t, das ist eigentlich ein so riesiger Tanker,
um den es hier bei der Bahn geht, dass man insgesamt
dauBerst vorsichtig sein muss, diesen Tanker nicht auf
die Klippen zu setzen, und ich glaube, dass wir mit
sehr viel Sorgfalt und mit sehr viel Bedacht an die-
ses Thema herangehen und uns nicht von Schnell-
schiissen treiben lassen sollten.

Weil wir naturlich diese Debatte bundespolitisch
auch fuhren, konnten wir in diesem Hause viele an-
dere Debatten, die uns personlich sicher abends hin
und wieder einmal vor den ,Tagesthemen" bewe-
gen, hier in diesem Hause auch fithren, das machen
wir aber eher selten. Ich will sie nattirlich auch einmal
auf Bremen beziehen, weil es schon aus meiner Sicht
um die Frage geht: Welche Interessen hat Bremen
eigentlich auch in diesem Gesamtkonzept?

Das sind nach meiner Auffassung zwei Dinge! Das
ist zum einen das, was wir in den letzten Jahren fest-
stellen konnten, dass es zu einer zunehmenden Ab-
kopplung Bremens, aber insbesondere auch Bremer-
havens, gekommen ist und dass das nicht forciert
werden darf, sondern dass wir wieder eine starkere
Anbindung Bremens und Bremerhavens im Personen-
verkehr brauchen.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Ich will zum Zweiten sagen, wenn wir uns anschau-
en, welche Entwicklung die Hafen genommen ha-
ben, die von uns allen ja auch immer unterstiitzt wor-
den sind und in die wir viel investiert haben, dann
ist das ein weiterer Punkt, dass man sagen muss, wir
brauchen groBere Investitionen in den nachsten Jah-
ren in die Anbindung unseres Logistikstandortes, in
die Anbindung der norddeutschen Hafen. Auch dafur
brauchen wir eine starke Bahn AG.

Wenn man darunter einen Strich zieht, dann kommt
man auch wieder zum Ausgangspunkt der Diskus-
sion. Das bedeutet, dass wir schauen miissen — ich
glaube, auf diesen Weg haben sich alle gemacht, der
SPD-Bundesparteitag wird sich im Oktober damit
beschaftigen, ich denke, dass anschliefend der Deut-
sche Bundestag dann auch unter Umstanden eherin
der Lage sein wird, sich in eine bestimmte Richtung
zu bewegen —, dass wir im Auge behalten mussen,

dass es um die Arbeitsplatze bei der Bahn geht, dass
es darum geht, dass wir im Bereich des Guterverkehrs
die Bahn weiterhin stark aufgestellt haben, dass es
darum geht, dass wir eine entsprechende Anbindung
auch in der Flache sicherstellen. Dafiir sind nattirlich
Investitionsmittel notig, dafur braucht man Geld.

Deswegen, finde ich auch, kann man an diesem
Punkt tiber verschiedene Varianten und verschiedene
Modelle diskutieren, aber sich hier schlank hinzu-
stellen und zu sagen, wir lehnen eine Teilprivatisie-
rung der Bahn ab und nach uns die Sintflut, Herr Kol-
lege Rupp, ganz so kann man das nicht machen, ganz
so wollen wir das auch nicht machen. Wir wollen
diesen Prozess konstruktiv begleiten, so wie wir in
den letzten Jahren als SPD-Fraktion in diesem Haus
Bahnpolitik konstruktiv begleitet haben. Ich kann nur
alle in diesem Hause auch auffordern, sich an die-
sem konstruktiven Dialog auch weiterhin zu beteili-
gen.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Biindnis 90/Die Griinen):
Sehr geehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen
und Herren! Die Bahn ist das wichtigste Transport-
mittel, das wir haben, und das soll und muss auch so
bleiben. Wir wollen mehr Menschen weg vom Auto
hin zur umweltfreundlichen Bahn und mehr Giter
herunter von der Strafe und hinauf auf die Schienen
bewegen. Bahnfahren ist aktiver Klimaschutz!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Die Bahn verbindet unsere beiden Stadte Bremen und
Bremerhaven mit einer Anbindung an die Hafen, da-
mit die Giiter von dort ins Binnenland transportiert
werden konnen.

Wir diskutieren heute tiber den Entwurf der Bun-
desregierung zum Borsengang, der Privatisierung der
Bahn. Wir Griinen waren im Ubrigen schon im Jahr
1993 fiir die erste Stufe der Bahnreform, die vorsah,
das Monopol der Bahn aufzuheben und mehr Wett-
bewerb zuzulassen, weil wir mehr Menschen und Gii-
ter auf den Schienen haben wollten.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Jetzt aber, in der zweiten Stufe der Bahnreform,
ware der Bund zwar Eigentumer, aber nicht mehr Be-
stimmer, denn die Bahn wiirde tiber das Schienen-
netz entscheiden. Wir Griinen haben hier eine ganz
klare Meinung: Das Schienennetz ist das Herz der
Bahn, meine Damen und Herren, und das darf nicht
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herausgerissen werden und muss weiterhin in staat-
licher Hand bleiben! Denn was passiert bei einem Bor-
sengang: Die Investoren gehen an die Borse, und zwar
nicht, weil sie an das Allgemeinwohl denken, son-
dern um Rendite zu machen! Die Bahn darf aber hier
nicht zum Spekulationsobjekt verkommen, sondern
gehort laut Verfassung zur Daseinsvorsorge. Wir
Grunen wollen, dass das weiterhin so bleibt.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der Linken)

Auch an der Wettbewerbsneutralitat eines solchen
integrierten privatisierten Konzerns und der Verfas-
sungsmabligkeit des Gesetzentwurfs insgesamt be-
stehen erhebliche Zweifel. Wir haben die Beflirch-
tung, dass Privatunternehmer unrentable Strecken
und Bahnhofe stilllegen. Das zwingt nicht nur die
Menschen wieder zurtick zum Auto, sondern diskri-
miniert besonders auch alte und behinderte Men-
schen, die nicht Auto fahren konnen, und alle Men-
schen, die kein Auto haben oder auch kein Auto haben
wollen und die auf die Bahn damit auch angewie-
sen sind.

Dies ist nicht nur fiir Bremen ein Problem, sondern
gerade auch fur Flachenlander, also auch der gesam-
ten Nordwestregion. Diese Entwicklung wirde ge-
radezu kontrovers zu der Linie der EU-Kommission
laufen. In Bremen ist zu befiirchten, dass die Kosten
des OPNV ansteigen und der Nahverkehr mehr Geld
kosten wiirde, da die Trassenpreise ansteigen kon-
nen. Es sprechen also tibergeordnete, aber auch lan-
despolitische Griinde gegen die Privatisierung des
Schienennetzes, Netz und Betrieb mussen daher ge-
trennt bleiben.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Gleichwohl wollen wir mehr Wettbewerb auf den
Schienen. Sowohl im Guterverkehr als auch im Per-
sonenverkehr ist ein funktionierender Wettbewerb
auf der Schiene im Interesse Bremens. Im Schienen-
guterverkehr sichert Wettbewerb gunstige Transport-
kosten und attraktive Verbindungen fur den Hafen-
standort Bremen. Das ist wichtig, gerade mit dem
Uberseehafen in Bremerhaven, der Europas groBter
Eisenbahnhafen ist und von dem grofe Gutermen-
genin das Binnenland transportiert werden. Im Schie-
nenpersonennahverkehr steht das Land als Bestel-
ler in der Verantwortung, qualitativ hochwertige und
kostengunstige Verkehrsangebote zu organisieren.

Zusammenfassend kann man sagen, dass erheb-
liche negative Auswirkungen der von der Bundes-
regierung geplanten Bahnprivatisierung fiir den Schie-
nenverkehr insgesamt, aber auch fur Bremen und die
Metropolregionen zu befiirchten sind: steigende In-
frastrukturkosten durch hohere Trassenpreise, Pro-
bleme bei der Finanzierung von Bahnhofsmoderni-
sierungen, Gefahrdung des Fortbestands des Schie-

nenetzes in der Flache und daraus folgende Risiken
fiir die 6ffentlichen Haushalte! Im Ubrigen haben die
Lander ein Gutachten in Auftrag gegeben, das die-
se Art der Privatisierung fir bedenklich halt.

Obwohl wir die Kritik am Gesetzentwurf der Bun-
desregierung teilen, lehnen wir den Antrag der Frak-
tion Die Linke aber ab, denn er postuliert eine To-
talabsage an jede Form der Privatisierung der Bahn
AG. Diese Position teilen wir nicht. Wir halten eine
Teilprivatisierung der Bahn fir vernunftig, wenn sie
richtig gemacht wird, dazu gehort die strikte Tren-
nung von Netz und Betrieb. Nur so kann es einen fai-
ren Wettbewerb und faire Preise auf der Schiene ge-
ben. Dadurch wiirde der Verkehrstrager Schiene ge-
starkt, zum Wohle der Kunden, aber auch des Klima-
schutzes. — Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Prdasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Mollenstadt.

Abg. Mollenstadt (FDP): Herr Prasident, verehrte
Kolleginnen, liebe Kollegen! Fur die FDP ist die an-
stehende Kapitalprivatisierung der Deutschen Bahn
AG ein wichtiges Thema. Dabei orientieren wir uns
unverandert an den Zielen der Bahnreform, die wir
1993 als Regierungsfraktion im Bund mafBgeblich auf
den Weg gebracht haben.

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der
SPD)

Das, Herr Kollege Rupp, hat mit England tiberhaupt
nichts zu tun, sondern ist ein mafigeschneidertes Kon-
zept fir Deutschland, und dazu bekennen wir uns
auch.

(Beifall bei der FDP)

Unser Ziel ist es dabei, den Verkehrstrager Schiene
zu starken und die Belastungen des Steuerzahlers zu
senken. Hierflir brauchen wir mehr Wettbewerb auf
der Schiene. Wettbewerb im Schienenverkehr ist —
und das wird IThnen von der Linken sicherlich auch
einleuchten — die beste Gewdébhr fir die Sicherung von
Beschaftigung im Bahnsektor.

(Beifall bei der FDP — Abg. Frau Nitz
[Die Linke]: Bestimmt nicht!)

Aus Sicht der FDP-Fraktion ist bei der Privatisie-
rung zwischen den Infrastrukturbereichen einerseits
und den Transport- und Logistikbereichen — die Bahn
ist mittlerweile einer der grofiten Logistikkonzerne
in Deutschland — andererseits zu differenzieren. Der
Artikel 87 e Absatz 3 Grundgesetz verpflichtet den
Bund ohnehin, dauerhaft Mehrheitseigentiimer der
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Infrastrukturgesellschaften zu bleiben. Das ist auch
aus unserer Sicht erforderlich, weil das Schienennetz
dauerhaft nur mit hohen Zuschiissen des Bundes
unterhalten werden kann. Eine Privatisierung wiir-
de dazu fiihren, dass die Zuschisse letztlich in Akti-
onarsdividenden verwandelt wiirden, und das kann
selbstverstandlich auch nicht Sinn der Sache sein.

(Beifall bei der FDP)

Weiterhin, liebe Kolleginnen und Kollegen, birgt
die Privatisierung der Infrastruktur das Risiko, dass
fairer Wettbewerb auf der Schiene behindert wird.
Wir wollen, dass die Infrastruktur erstens vom rest-
lichen DB-Konzern getrennt und zweitens nicht pri-
vatisiert wird. Insofern bewegen wir uns hier in gro-
Bem Einvernehmen mit den tibrigen Fraktionen im
Hause.

(Beifall bei der FDP)

Nach unserer Uberzeugung kann es nicht im In-
teresse des Bundes oder allgemein des deutschen
Steuerzahlers liegen, mit der Deutschen Bahn AG
unter Einsatz von Steuermitteln einen global agie-
renden Mobilitats- und Logistikdienstleister aufzu-
bauen. Einen solchen Staatskonzern empfinden wir
als Fremdkorper in einem dynamischen Logistiksektor.
Wiirde man dies auf Dauer festschreiben, wie dies
ja der Antrag der Fraktion Die Linke fordert, wiirden
elementare ordnungspolitische Spielregeln gegen-
uber privaten Unternehmen derselben Branche ver-
letzt, und diese haben in groBler Zahl auch ihren Sitz
im Land Bremen.

(Beifall bei der FDP)

Private Unternehmen, die sich nicht auf eine staat-
lich garantierte Konkursfestigkeit verlassen konnen,
hatten das Nachsehen, und Aufgabe des Staates ist
die Wahrnehmung der Verantwortung fiir das Schie-
nennetz, das bleibt auch so. Als Transport- und Lo-
gistikunternehmer ist der Staat aber weder gefragt
noch kompetent. Ein integrierter Borsengang von Netz
und Betrieb verbietet sich allein aus diesen von mir
genannten Grunden.

(Beifall bei der FDP)

Die Privatisierung der Transport- und Logistikspar-
ten hingegen ist fur die FDP eine selbstverstandliche
Forderung, denn diese Geschaftsfelder haben, anders
als die Infrastruktur, nichts mit den staatlichen Auf-
gaben zu tun. Die Fraktion Die Linke will jede Form
des Borsengangs der DB AG verhindern. Daher wird
die Fraktion der FDP den Antrag der Fraktion Die
Linke, wie zu erwarten ist, ablehnen, und es wird Sie
auch sicherlich nicht verwundern, dass wir zu die-
ser Auffassung kommen.

Immerhin kommt ja ein namhafter Verkehrspoli-
tiker der SPD-Bundestagsfraktion aus dem Land Bre-
men und hat hier ein Bundestagsmandat gewonnen
und ist Landesvorsitzender der regierenden SPD! Bun-
desverkehrsminister Tiefensee, SPD, und die SPD-
Fraktion im Bundestag haben einen Gesetzentwurf
vorgelegt, nach welchem der Bund zwar formaler Ei-
gentumer der Infrastrukturgesellschaften bleiben soll,
das wirtschaftliche Eigentum an diesen Gesellschaften
jedoch der DB AG ubertragen wird. Damit kommt es
faktisch dann doch zu einer Teilprivatisierung des
Schienennetzes, und dazu muss ich Ihnen sagen: Die
FDP-Fraktion lehnt dieses sogenannte Eigentumssi-
cherungsmodell ab.

(Beifall bei der FDP)

Es wirkt sich in der gleichen Weise negativ aus wie
die integrierte Privatisierung von Netz und Betrieb,
auf die ich bereits eingegangen bin. Es impliziert
nachteilige Wirkungen auf den Wettbewerb, die Star-
kung der Schiene im intermodalen Wettbewerb und
die Entwicklung der Kosten fiir den Steuerzahler.

Ich will abschliefend noch auf das am 2. August
von der Verkehrsministerkonferenz der Bundeslan-
der in Auftrag gegebene Gutachten von Professor
Ehlers eingehen, es liefert namlich eine relativ de-
taillierte verfassungsrechtliche Prifung des Gesetz-
entwurfs und eine 6konomische Analyse. Das Gut-
achten kommt zu dem Ergebnis, dass das Gesetz ver-
fassungswidrig ist, weil der Bund im Modell der Bun-
desregierung nicht echter Eigentiimer der Netzge-
sellschaftist und dies gegen Artikel 87 e Absatz 3 und
4, wie auch die Fraktion Die Linke zu Recht erkennt,
verstoBt. Der Bund darf die Eigentiimerschaft nicht
auf eine bloBe Formalfunktion reduzieren, sondern
ist verpfilichtet, seine eigentumsrechtlichen Herr-
schaftsbefugnisse betriebswirtschaftlich effizient und
gemeinwohlorientiert auszutiben. Die Trennung des
zivilrechtlichen und des wirtschaftlichen Eigentums
ist damit nicht vereinbar, da der Bund in der Netz-
gesellschaft nicht mehr die Stimmrechte ausiibt und
dies eine verfassungsmaBig unzulassige materielle
Teilprivatisierung darstellen wurde.

Die verfassungsrechtliche Beurteilung von Professor
Ehlers ist ziemlich vernichtend fiir die Bundesregie-
rung und die sie tragenden Parteien, und sie besta-
tigt in jeder Hinsicht die bisherigen Expertenurtei-
le, soweit sie nicht von der DB AG selbst in Auftrag
gegeben wurden. Ubrigens ist das Gutachten, das Pro-
fessor Ehlers im Auftrag der Bundeslander vorgelegt
hat, bereits das siebte Gutachten eines Staatsrechts-
lehrers, das das Tiefensee-Modell als verfassungs-
widrig beurteilt. Er stimmt im Ergebnis mit den Pro-
fessoren Mollers, Masing, Kirchhof, Fehling, Hermes,
Uerpmann und mit der Sachverstandigenanhorung
des Deutschen Bundestages uberein.

(Glocke)
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Ich rate IThnen daher fir die Fraktion der FDP,
insbesondere der SPD hier im Lande Bremen: Wir-
ken Sie mit IThrem Personal und den uns in Berlin
vertretenden Abgeordneten darauf ein, dass es hierzu
nicht kommt! Das ware sehr schadlich, auch fir un-
ser Bundesland. — Herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Prasident Weber: Als nachster Redner erhalt das
Wort der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (Die Linke) *): Herr Prasident, sehr ver-
ehrte Damen und Herren! Ich bedanke mich zundachst
einmal fur das Kompliment von IThnen, dass ich mich
hier schlank hinstelle! Das hat mir lange keiner ge-
sagt.

(Heiterkeit)

Dass ich gesagt habe, nach uns die Sintflut, da habe
ich noch einmal in meinem Manuskript nachgeschaut,
es ist mir nicht wieder aufgefallen. Ich habe nur eine
andere Meinung in einem Punkt, namlich dem, dass
ein Borsengang auch von dem fahrenden Teil der Bahn
das erreicht, was Sie haben wollen. Ich habe festge-
stellt, und ich habe erstaunlicherweise immer noch
dazugelernt, dass es richtig gute Argumente gibt, diese
Teilprivatisierung nicht zu machen, insbesondere nicht
die des Netzes. Deswegen finde ich unseren Antrag
gar nicht so verwerflich zu sagen: Bremen stellt sich
auf jeden Fall dagegen und spricht sich auch dafir
aus, dass es nicht stattfindet.

Ich habe dafur geworben, dass man aus der Erfah-
rung anderer Bereiche von Privatisierung, auch an-
derer Bahnen in anderen Landern lernt und feststellen
kann, dass es eben nicht so ist, dass man bei einer
Verhinderung des Bérsengangs auf irgendeine Form
von Klippe fahrt oder irgendeine Form von Sintflut
produziert, sondern dass die Gefahr besteht, dass es
eher andersherum ist, dass man genau mit diesem
Schritt auf Klippen zusteuert oder Sintfluten produ-
ziert und es nicht so ist, wie Sie sagen.

(Beifall beider Linken—Abg. Dr. Guld -
n er [Bundnis90/Die Grinen]: Das klingt
mir zu biblisch!)

Ein Blick in die Schweiz, wo es eine 6ffentliche Bahn
gibt! Ich habe ja nicht mit dem Bild angefangen, ich
weigere mich nur, sozusagen in solchen Endzeitsze-
narien zu denken, ich problematisiere das hier. Wie
gesagt, ich sehe sozusagen das groBere Problem in
dem Ansinnen, die Bahn an die Borse zu bringen, als
es naturlich auch Probleme gibt, eine effiziente und
fur alle Burger verfiigbare Bahn 6ffentlich zu betrei-
ben.

*) Vom Redner nicht Gberptirft.

Wir stehen aber sozusagen in diesen Punkten ganz
oft vor einer solchen Aufgabe. Wir haben die Auf-
gabe —vor dem Hintergrund der Erkenntnis, dass staat-
lich und gesellschaftlich orientierte Betriebe auch nicht
immer effizient, sondern auch schwierig sind, dass
dafur die Privatisierung keine Losung ist —, dass man
daruber hinaus Losungen finden muss, die beides
konnen, sowohl gesellschaftliches Eigentum als auch
fir alle da und auch effizient zu sein. — Vielen Dank!

(Beifall bei der Linken)

Prasident Weber: Als nachster Redner erhalt das
Wort Herr Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Prasident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wenn wir uns die offent-
liche Meinung beim Thema Teilprivatisierung der
Bahn anschauen, dann konnen wir im Wesentlichen
drei Positionen vorfinden: die eine Gruppe, die ge-
nerell gegen die Teilprivatisierung ist, die zweite, die
fir eine Teilprivatisierung ohne Schienennetz ist, die
dritte, die fir eine Teilprivatisierung mit Schienen-
netzist. Ich glaube, diese Differenzierung am Anfang
macht Sinn. Das, was Sie hier vorgetragen haben,
diese generelle Ablehnung jedweder Form von Pri-
vatisierung, wird ja durchaus vertreten von Organi-
sationen wie Attac oder BUND oder auch dem DGB,
der namlich diesem Biindnis, von dem Sie gespro-
chen haben, ,Burgerbahn statt Borsenbahn"”, ange-
hort. Das ist die eine Position.

Die zweite Position geht davon aus, dass das Schie-
nennetz unbedingt in staatlicher Hand bleiben muss,
weil es eine Aufgabe der 6ffentlichen Daseinsvorsorge
ist. Aber alle nicht-infrastrukturbezogenen Unterneh-
mensteile — vor allem der Bereich der Logistik und
so weiter, des Transports, des Personenverkehrs, des
Guterverkehrs — konnen durchaus privatisiert wer-
den, weil wir hier Wettbewerb brauchen.

Ich personlich muss sagen, ich freue mich dartiiber,
wenn ich hier am Bahnhof in Bremen stehe und Ziige
von der DB AG sehe, aber auch Zige wie den Me-
tronom beispielsweise und die NordWestBahn. Es
bringt uns als Land, als Besteller von offentlichen
Nahverkehrsdienstleistungen, in eine starkere Posi-
tion, wenn wir auswahlen koénnen. Das wollen wir
auch.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Diese dritte Position, also Teilprivatisierung mit
Schienennetz, stofit in der Tat — das wurde ja von fast
allen Rednern hier gesagt — an schwere ordnungs-
politische Bedenken, weil sie das Netz in die Hand
desjenigen gibt, der es gleichzeitig auch betreibt. Bei
einem solchen nattrlichen Monopol entstehen Inte-
ressenkonflikte. Es gibt Diskriminierungspotenzial.
Es gibt die Moglichkeit, Wettbewerber durch tiber-
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hohte Trassenpreise aus dem Netz herauszuhalten
und anderes mehr.

Dafur haben wir jetzt die Bundesnetzagentur, die
schaut da genau hin. Ich glaube aber, wir sollten es
ordnungsrechtlich vielleicht so anlegen, dass wir unter
allen Umstdnden sicherstellen, dass der Staat seine
Aufgabe der offentlichen Daseinsvorsorge im Bereich
der Schieneninfrastruktur auch wahrnehmen kann.
Das ist die politische Aufgabe, vor der wir stehen.

Es gibt vor allem vier Kritikpunkte an dem jetzi-
gen Modell, wie es jetzt vorgelegt worden ist: zum
einen, dass es monopolistische Strukturen beférdert
und Wettbewerb sozusagen unterdriickt, dass es
zweitens dem Betreiber des Netzes, in diesem Fall,
wenn es identisch ware, der DB AG, Diskriminierungs-
potenzial gegenuber Wettbewerbern in die Hand
gabe. Drittens, die Lander wollen — das ist ganz ein-
stimmig so bei der Verkehrsministerkonferenz bespro-
chen worden —nichtin ihrer Position als Besteller von
Nahverkehrsdienstleistungen geschwacht werden,
sondern sie wollen die Wahl haben, sie wollen von
niemandem die Trassenpreise diktiert bekommen.
Viertens gibt es die politische Sorge, dass es zu ei-
nem Rickzug der Bahn aus der Flache kommt be-
ziehungsweise zu einer Konzentration nur noch auf
rentable Strecken. Das wurde hier auch bereits ge-
sagt. Diese Punkte sind alle in einem einstimmigen
—das ist wirklich bemerkenswert — Beschluss der Ver-
kehrsministerkonferenz vom 2. August festgehalten
worden, an der ich auch teilgenommen habe.

In diesem Bericht sind auch noch viele weitere Kri-
tikpunkte enthalten. Ich will nur die wichtigsten nen-
nen: Erstens, eine Steigerung von Trassen- und Sta-
tionspreisen zulasten der Lander muss ausgeschlos-
sen sein. Zweitens, ein objektiver und aussagekraf-
tiger Netzzustandsberichtist vorzulegen. Dieser fehlt
bis heute. Drittens, die Leistungs- und Finanzierungs-
vereinbarungen zum Betrieb der Infrastruktur zwi-
schen dem Bund und der DB AG miissen erfolgsori-
entiert erprobt werden, und daran sind die Lander
zu beteiligen. Es kann keine reine Angelegenheit sein,
die der Bund mit der DB allein vereinbart, denn wir
als Lander sind die Besteller von Nahverkehrsdienst-
leistungen.

Das sind unsere Kernforderungen. Wir sind als Ver-
kehrsminister insgesamt zu dem Ergebnis gekommen,
dass das in der jetzigen Form nicht zustimmungsfa-
hig ist. Das war der Beschluss vom 2. August.

Dann ist dort von den Landern ein Gutachten in
Auftrag gegeben worden, das eben schon zur Spra-
che kam, ob sozusagen dieser Gesetzentwurf den In-
teressen der Lander entspricht und ob er aus der Sicht
der Lander verfassungskonform ist. Dieses Gutach-
ten, das seit dem Wochenende vorliegt und am Mon-
tag offiziell vorgestellt wurde, kommt zu dem Ergebnis,
dass der Gesetzentwurf in der jetzigen Form so nicht
den Interessen der Lander dient und mit Verfassungs-
zielen kollidiert. Vor allen Dingen kollidiert er mit der

Infrastrukturaufgabe der 6ffentlichen Daseinsvorsorge  (C)
des Bundes. Wir werden am nachsten Dienstag eine
Sonderverkehrsministerkonferenz haben, und dann
werden wir sehen, wie es weitergeht. Klar ist, dass

wir das in der jetzigen Form als Lander insgesamt —

das darf ich auch fur Bremen sagen — so nicht akzep-
tieren konnen, weil unsere Interessen nicht hinrei-
chend berticksichtigt worden sind.

Was Thren Antrag aber betrifft, Herr Rupp, so ist
es doch so —ich will jetzt nicht sagen, dass Sie es sich
etwas einfach machen, das soll jeder selbst entschei-
den —, dass Sie, glaube ich, nicht die Unterscheidung
machen zum Wettbewerb im Netz, der auch im In-
teresse der Besteller, also von uns, den Landern, und
auch im Interesse der Kunden ein ganz wichtiger
Punkt ist. Sie scheren das mit der elementaren Fra-
ge Uber einen Kamm, ob die Infrastruktur unter staat-
licher Kontrolle und in staatlichem Eigentum bleibt.
Wenn Sie das in einen Topf werfen, dann konnen Sie
fir so einen Antrag, glaube ich, nicht ernsthaft Zu-
stimmung erwarten. — Danke schon!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. D)

Wer dem Antrag der Fraktion Die Linke mit der
Drucksachen-Nummer 17/50 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafur Die Linke)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Biindnis 90/
Die Griinen und FDP)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Ausschuss ,Krankenhauser im Land Bremen*

Antrag der Fraktionen der SPD und Bundnis 90/
Die Grunen
vom 18. September 2007
(Drucksache 17/62)

Wir verbinden hiermit:

Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
des Ausschusses ,, Krankenhduser im Land Bremen*

Die Beratung ist erdffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.
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Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und Buind-
nis 90/Die Grinen mit der Drucksachen-Nummer 17/
62 seine Zustimmung geben mochte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)
Wir kommen jetzt zu den Wahlvorschlagen.

Die Wahlvorschlage liegen Ihnen schriftlich vor.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlagen wahlen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) wahlt
entsprechend.

(Einstimmig)

Ich bitte den Abgeordneten Brumma, zur konsti-
tuierenden Sitzung einzuladen.

Meine Damen und Herren, das war der letzte Ta-
gesordnungspunkt fiir heute.

Ich bedanke mich und schlieBe die Sitzung. Ich
wiinsche Thnen noch einen angenehmen Abend.

(Schluss der Sitzung 17.15 Uhr)

Druck: Hans Krohn - Bremen



	Eröffnung
	Bremen auf dem Weg zum Gender Budgeting
	Abg. Frau Arnold-Cramer
	Abg. Frau Hoch
	Abg. Rupp
	Abg. Frau Ahrens
	Abg. Woltemath
	Abg. Frau Arnold-Cramer
	Abg. Rupp
	Abg. Frau Ahrens
	Abg. Frau Hoch
	Bürgermeisterin Linnert
	Abstimmung

	Quotierung der Redeliste – Änderung der Geschäftsordnung der Bürgerschaft
	Abg. Frau Troedel
	Abg. Frau Arnold-Cramer
	Abg. Frau Hoch
	Abg. Woltemath
	Abg. Röwekamp
	Abstimmung

	Übernahme der Kosten für das Mittagessen von Schulkindern, deren Eltern über ein geringes Einkommen verfügen
	Abg. Beilken
	Abg. Bartels
	Abg. Tittmann
	Abg. Güngör
	Abg. Frau Stahmann
	Abg. Dr. Buhlert
	Abg. Bartels
	Abg. Rupp
	Abg. Frau Stahmann
	Abg. Güngör
	Abg. Müller
	Abg. Günthner
	Senatorin Jürgens-Pieper
	Abg. Beilken
	Abg. Dr. Güldner
	Abg. Röwekamp
	Abg. Frau Stahmann
	Abg. Dr. Sieling
	Abg. Dr. Buhlert
	Abg. Rupp
	Abstimmung

	Gesetz zur Änderung des Senatsgesetzes
	Abg. Focke
	Abg. Günthner
	Abg. Tittmann
	Abg. Erlanson
	Abg. Dr. Güldner
	Abg. Woltemath
	Abg. Focke
	Bürgermeister Böhrnsen
	Abstimmung

	Übernahme von Kosten für die Erstausstattung von Schulkindern bei Schuleintritt in Höhe von bis zu 80 Euro, deren Eltern über
	Abg. Beilken
	Abg. Grotheer
	Abg. Dr. Buhlert
	Abg. Frehe
	Abg. Rohmeyer
	Abg. Frau Nitz
	Abg. Grotheer
	Abg. Frehe
	Abg. Beilken
	Senatorin Rosenkötter
	Abstimmung

	Perspektiven der Energiewirtschaft im Lande Bremen
	Abg. Frau Garling
	Abg. Imhoff
	Abg. Frau Dr. Schaefer
	Abg. Dr. Buhlert
	Abg. Rupp
	Abg. Imhoff
	Senator Dr. Loske
	Abstimmung

	A 281 sinnvoll weiter ausbauen
	Abg. Dr. Buhlert
	Abg. Frau Dr. Schaefer
	Abg. Pohlmann
	Abg. Focke
	Abg. Rupp
	Abg. Richter
	Senator Dr. Loske
	Abstimmung

	Klagerecht für den Tierschutz
	Abg. Möllenstädt, Berichterstatter
	Abg. Grotheer
	Abg. Tittmann
	Abg. Erlanson
	Abg. Frau Dr. Spieß
	Abg. Frau Dr. Mathes
	Abg. Woltemath
	Abg. Frehe
	Staatsrat Mäurer
	Abstimmung

	Ablehnung des Börsengangs der Deutschen Bahn AG in Gestalt einer „teilweisen Kapitalprivatisierung" des Unternehmens
	Abg. Rupp
	Abg. Focke
	Abg. Günthner
	Abg. Frau Dr. Schaefer
	Abg. Möllenstädt
	Abg. Rupp
	Senator Dr. Loske
	Abstimmung

	Ausschuss „Krankenhäuser im Land Bremen“

